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Vorbemerkung 

Der Mikrozensus besteht aus einem Grundprogramm, das im Bedarfsfalle durch ein Zusatz­

programm erweitert werden kann. Für die Grundbefragung wird eine Erhebungsliste, in der 

die Angaben der Befragten zum größten Teil bereits in verschlüsselter Form eingetragen 

werden, verwendet. Neben der Erhebungsliste des Grundprogramms sind noch besondere 

Erhebungsblätter für Zusotzbefragungen zu verwenden. 

In den Auswahlbezirken der 0,1 %-Unterstichprobe ist bei der im April ein Ein­

legeblatt, das die für die spätere Auswertung der vierteljährlichen Wiederholungsbefragun­

gen benätigten Angaben enthält, ouszufüllen. Auf diesem Einlegeblatt sind u.a. auch die 

früheren, ober im laufe des Berichtsvierteljahres (Februar bis April) beendeten Erwerbstä­

tigkeiten einzutragen. 

Die Erläuterungen zum Einlegeblatt und zu den Zusatzbefragungsbogen werden in besonde­

ren Abschnitten behandelt. Abschließend wird eine allgemeine Anleitung über das sog. 

Strichmarkierungsverfahren gegeben. 

Die Erläuterungen zu den 0,1 %-Befragungen (Juli, Oktober, Januar) sind jeweils in Son­

derheften zusammengefaßt. 
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ALLGEMEINE ERLÄUTERUNGEN 

A. Welche Personen des Auswahlbezirkes sind zu befragen? 

Es sind in dem ausgewöhlten Bezirk wohnenden Personen zu befragen. Diese Personen kön­

nen sowohl in normalen Haushalten als auch in Anstelten wohnen. Dabei ist folgendes zu be­

achten: 

1. Befragung von Personen, die nicht in Anstalten wohnen 

Für jeden Haushalt ist eine Erhebungsliste anzulegen. In diese sind alle zum Haushalt gehören­

den Personen einzutragen. Für Einzelpersonen, z. B. Untermieter, ist eine eigene Erhebungs­

liste anzulegen. Erkundigen Sie sich deshalb bei den Hauptmietern, ob sie noch Untermieter 

in ihren Wohnungen aufgenommen haben und befrogen Sie diese ebenfalls. Schlafgänger und 

Wohnpartner gehören zum Haushalt, in dem sie leben. Für sie ist keine eigene Erhebungsliste 

anzulegen. 

2. Befragung von Personen, die in Anstalten wohnen 

In den ausgewählten Anstalten sind grundsätzlich alle dort wohnenden Insassen und die zum 

Personal gehörenden Personen zu erfassen. Bei sehr großen Anstalten werden nur Personen be­

fragt, deren Familiennamen mit bestimmten Buchstaben beginnen, z. B. A-G oder L-R. Die 

ausgewählte Buchstabengruppe wird Ihnen von dem Statistischen landesamt in diesen Fällen 

bekanntgegeben. 

Haben Sie in dem ausgewählten Bezirk eine Anstalt, so befragen Sie die darin wohnenden 

Haushalte, z. B. Haushalte von Hausmeistern, Ärzten, Pflegern, mit einer normalen Erhebungs 

liste. Diese Erhebung'sliste kann auch für die Insassen, z. B. Insassen von Altersheimen, Erzie­

hungsanstalten, verwendet werden, sofern kein gesonderter Anstaltsbogen entwickelt wurde. 

Hoben Sie Personen in Anstal ten mit der normalen Erhebungsliste zu befragen, so beachten 

Sie bitte, daß 

0) anstelle der Haushalts-Nr. im Auswahlbezirk (lochspalten 9-11) die Ifd.Nr. der 

Person in der Anstolt einzutragen ist. Setzt sich der Anstaltshaushalt aus 2 und mehr 

Personen zusammen, so ist die Haushalts-Nr. durchzustreichen und die Ifd. Nr. der 

Personen in der Anstalt 3-stellig neben dem Familiennamen des jeweiligen Haushalts­

mitgliedes zu setzen, 

b) anstelle der Ifd. Nr. der Person im Haushalt (Lochspolten 13 und 14) die Nummer 

der Anstaltsart einzutragen ist. Die in der Erhebungsliste vorgedruckte Ifd. Nr. der 

Person im Haushalt muB also bei der Anstaltsbevölkeruf,lg durchgestrichen sein. 
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Achten Sie deshalb besonders auf die Anweisungen des Statistischen Landesamtes im Hin­

blick auf die Eintragung zu den Spalten 9-11 bzw. 13-14 bei der Anstaltsbevölkerung. 

Können Personen nicht persönlich befragt werden "(Kleinkinder, Geisteskranke), so wenden 

Sie sich bitte an die Anstaltsverwaltung mit dem Ersuchen, die benötigten Angaben aus den 

vorhandenen Akten oder Karteien zur Verfügung zu stellen. Erforderlichenfalls können auch 

für andere Anstaltsinsassen wesentliche Teile der Erhebungsliste mit Hilfe der Karteiunter­

lagen der Anstaltsverwaltung vor der individuellen Befragung ausgefüllt werden. 

Die Fragen 51 und 52 über Bewirtschaftung randwirtschaftlicher Flächen entfallen bei 

allen Anstalten. 

Gäste in Beherberungsbetrieben und Patienten in Krankenhäusern, die sich dort nur vorüber­

gehend aufhalten, sind nicht zu erfassen, Kranke in Heil- und Pflegeanstalten oder Sanato­

rien nur insoweit, als sie wegen der Länge ihres Aufenthaltes dort polizeilich gemeldet sind 

oder außerhalb der Anstalt keinen weiteren Wohnsitz (Wohnraum) haben. 

3. Gastarbeiter 

Gastarbeiter, die im Auswahlbezirk wohnen, sind zu befragen. Sollten Sie Verständigungs­

schwierigkeiten haben, so versuchen Sie bitte die Anschrift des Arbeitgebers zu ermitteln. 

Sie dürfen sich in diesen Fällen ausnahmsweise an den Arbeitgeber wenden. Bei Firmen, die 

eine größere Zahl von Gastarbeitern beschäftigen, ist meist auch ein sprachkundiger Betreuer 

vorhanden. 

4. Auskunftspersonen 

Die Fragen sind grundsätzlich nur an erwachsene Mitglieder des Haushalts zu stellen 

(Ausnahme: Einpersonenhaushalte Minderjähriger). 

Sollten Sie ausnahmsweise für einen Alleinstehenden, der längere Zeit abwesend ist, un 

aufgefordert zuverlässige Angaben von Dritten erholten oder die Verhältnisse persönlich 

kennen, so ist in dem dafür zutreffenden Abschnitt der Erhebungsliste (Deckblatt, Teil V., 

Angaben über die Befragung) ausdrücklich ihre Quelle zu benennen. 

5. Erfassung von Personen in neuen Gebäuden 

Sind innerhalb des beschriebenen Auswahlbezirkes oder im Anschluß daran entsprechend 

den Ihnen bekannten "Richtlinien für die? Neubauten U inzwischen neue Gebäude entstanden 

und bezogen worden, so sind diese Gebäude ohne Rücksicht auf Zahl und Größe in die Be­

fragung mit einzubeziehen. Sollte sich der Zählbezirk dadurch jedoch um mehr als etwa 100 

Personen haben, so wollen Sie dies bitte unter genauer der Hausnummern 

und möglichst unter Beifügung einer Logeskizze dem Statistischen Landesamt vorher mitteilen. 
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B. Erhebungs! iste 

Bei einigen Fragen, bei denen die Fragestellung in der Erhebungsliste gegenüber derjenigen im 

Handbuch infolge Platzmangels stark gekürzt gebracht werden mußte, ist im Handbuch der in der 

Erhebungsliste enthaltene Fragetext nochmals in Klammern aufgeführt worden. 

Die 1 %-Erhebungsliste enthält Zeilen für 3 Befragungen jeder Person, denn ein Teil dieser listen 

wird auch bei der April-Befragung des nächsten und übernächsten Jahres verwendet. Die l%-Liste 

ist weiterhin so aufgebaut, daß ein Haushalt mit 5 Personen in die liste aufgenommen werden 

kann. Für mit einer zweiten Erwerbstätigkeit wurden im unteren Teil der Erhebungsliste 

3 Zeilen vorgesehen, ohne jedoch das Jahr der Befragung .und die Ifd. Nr. der Person bereits 

festzulegen. 

Der im Teil I (Schlüssel für Eintragungen) der Erhebungsliste rechts oben punktierte Abschnitt 

- Lochspalten 54-77 - wird aufgrund von Klartexteintragungen bzw. aus dem Zusammenhang 

mehrerer Fragen (z. B. Haushalts- und Familienzusammensetzung) von dem S tat ist i s c h e n 

La n des amt signiert und ist von Ihnen nicht zu beachten. Die Punktierung in den Spalten 

der Fragenummern 24, 34-38 (Teile 111 und IV der Erhebungslisten), in die Sie Eintragungen vor­

.zunehmen haben, ist dagegen von der Locherin nicht zu beachten, da die Erhebungslisten gleich­

zeitig als Signierunterlage benutzt werden. 

c. Eintragungstechnik 

Die Eintragungen in die Erhebungsliste nehmen Sie bitte mit Tintenstift oder Kugelschreiber vor, 

nicht aber mit Blei- oder Farbstift. Durch die direkte Eintragung der Angaben in Signierziffem 

für eindeutig klassifizierbore Antworten ist es mäglich, die jeweils in die Rubrik des betreffen­

den Haushaltsmitgliedes eingetragene Schlüsselzahl gleich in die Lochkarte, ohne vorherige Über­

tragung in eine Signierliste, zu übernehmen. 

D. Fragen, bei denen keine Eintragungen vorzunehmen sind 

Bei allen den Fragen, bei denen die Angaben in Schlüsselzahlen einzutragen sind, wie z. B. 

der Frage nach dem Bundesvertriebenen-/Bundesflüchtlingsausweis, eine Angabe jedoch entföllt 

(kein Ausweis), sind keine Eintragungen zu machen, d. h. die betreffende Spalte muß leer blei­

ben. Im Teil I (Schlüssel für Eintragungen) sind deshalb jeweils noch die Worte "Entfällt = Spalte 

bleibt leer" eingesetzt. 

E. Wiederholungsbefragungen 

Bei Wiederholungsbefragungen müssen unbedingt alle innerhalb des Auswahlbezirkes wohnenden 

Haushalte erfoßt werden, auch wenn sie bei der vorhergehenden Befragung nicht befragt sein 

sollten. Dies gilt auch für alle zwischen dem Stichtag der letzten und dem Stichtag der anstehen­

den Befragung neu in den Erhebungsbezirk zugezogenen Personen. Achten Sie auf die Vollstöndig­

keit der Erfassung besonders, wenn Sie den Bezirk bei der vorhergehenden Erhebung nicht selbst 

bearbeitet hoben. 
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F. Befragungen konnten nicht durchgeführt werden 

Bei Verweigerungsföllen und bei Haushalten, die trotz mindestens dreimaligem Versuch zu 

verschiedenen Zeiten nicht angetroffen werden können, ist das Statistische landes amt unver­

züglich, d.h. möglichst noch am s'"elben Tag, zu verständigen. Es ist erforderlich, 

dabei deutlich Vor- und Zuna me und die volle Anschrift des Verweigerers oder des Haushalts, 

der nicht angetroffen werden konnte, aufzuführen. Hot ein Haushaltsmitglied die Auskunft ver­

weigert, so ist sein Name, nicht der des Haushaltsvorstandes, mitzuteilen, denn es kann nur 

gegen den Verweigerer selbst vorgegangen werden. 

G. Berichtstermine für die Befragung im April 

Für die Befragung im April gelten folgende Termine: 

a) Berichtswoche: 

b) Stichtag 

c) Berichtsvierteljahr: 

d) Erhebungsbeginn: 

e) Bearbeitungszeit: 

Letzte feiertagsfreie Woche im April 

Mittwoch in der Berichtswoche 

Februar, März, April 

Am Montag nach der Berichtswoche 

Die ersten 3 Wochen im Mai 

Die genauen Berichtstermine für die Befragungen werden Ihnen vor i"eder Erhebung vom Statisti­

schen Landesamt bekanntgegeben. 
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ERHEBUNGSLISTE 



J. ORDNUNGSANGABEN 

In dieses Kästchen ist jeweils die Ifd. Nr. des 

Hausholtes innerhalb eines Auswahlbezirkes 
__ ___________________ J 

(3-stellig) einzutragen. Bei der Anstaltsbevölkerung ist anstelle der Hausholts-Nr. die Ifd. Nr. 

der Person in der Anstalt einzutragen. (Siehe hierzu unter Punkt A, 2). 

In erstmals ausgewählten Bezirken ordnen Sie bitte die Hausholte nach Straße und Hausnummer. 

Der erste Haushalt in dem Gebäude mit der niedrigsten Hous-Nr. erhält die Nr. 001. 

Bei Wiederholungsbefragungen müssen die in den vorherigen Befragungen festgelegten Hausholts­

nummern beibehalten werden. 

Nachfolgehaushalte erhalten nicht die Nummer des verzogenen Haushalts, sondern die on den 

letzten Haushalt des Auswahl-Bezirks anschließenden Nummern. Bei sonstigen erstmols befrag­

ten Haushalten (Haushalte in Neubauten, neu aufgenommene Untermieterhaushalte ) ist entspre­

chend zu verfahren. 

Dieses Kästchen dient der Feststellung, ob der I Neubau "ach 6. Juni 1961 
betreffende Haushalt in einer Wohnung wohnt, 

die erst noch dem 6. Juni 1961 (Befragungsstichtag der Volks- und Berufszählung 1961) bezugs-

fertig geworden ist (Neubau). Tragen Sie in diesen Fällen "Ja ll e.in. In den übrigen Fällen ist 

"Nein" einzutragen. Dieses Merkmal muß mit der entsprechenden Eintragung in der Anschriften­

übereinstimmen. Diese Feststellung gilt auch für Wohnungen in Altbauten, die nach dem 

6. Juni 1961 z.B. aus Geschäfts-, Büro- bzw. Werkstatträumen entstanden sind sowie für Woh­

nungsanbauten bzw. Aufstockungen von Häusern, sofern durch diese Anbauten eine neue Wohnung 

geschaffen wurde. 

Die Anschrift des Haushaltsvorstandes, also 

Name und Vorname, Crt, Straße und Haus­

nummer, ist hier einzutragen. 

Stellen Sie bei einer Wiederholungsbefragung 

fest, daß der bei der vorangegangenen Befra-

I Familie"na .. " Vornalle, St,.a6e, Haus­

nUIIIIII,., Kreis, Name dll,. Gelleinde b) 

___ ----'I] I Nachfolgahausnalt c) 

gung erfaßte Haushalt verzagen und dafür ein anderer Haushalt eingezogen ist, so machen Sie 

bitte in der "alten" Erhebungsliste unter 11. (Grund des Ausfalles) den Vermerk "verzogen". 

Für den neu eingezogenen Haushalt legen Sie dann eine neue Erhebungsliste an und vermerken 

Sie unter Ic), daß es sich um einen Nachfolgehaushalt (Ja)·handelt. Vergessen Sie auch nicht, 

den Nomen des Haushaltsvorstandes des verzogenen Haushaltes einzutragen. 
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11. FALLS HAUSHALT NICHT BEFRAGT WERDEN KANN 

Soll ten Si e - trotz mehrerer Besuche - den Haushalt nicht antreffen, so vermerken Sie in 

di esem Absehni tt in i edern Fall den Grund dafür. Di e weiteren Angaben über MietverhHlt­

nis, Haushaltsgröße und Beruf des Haushaltsvorstandes machen Sie" wenn Sie diese Angaben 

ohne Schwierigkeiten ennitteln können. Bei Ärzten, Rechtsanwälten etc. ergibt sich z.B. 

ein Hi nweis auf den Beruf oft aus dem TUrschild. Vermeiden Sie es bitte,,: Nachbarn direkt 

noch den hier gewünschten Angaben zu froge". 

Wurde die Auskunft verweigert, so ist dies als Ausfallgrund anzugeben. 

111. ZU- BZW. ABGÄNGE VON HAUSHALTSMITGLIEDERN SEIT DER LETZTEN BEFRAGUNG 

Tregen Sie bitte fUr olle Haushaltsmitglieder, die seit der letzten Befragung zum Haushalt hin­

zugekommen bzw o ous dem Haushalt ausgeschieden sind, den Name und Vorname, dos Datum 

des Zu- bzw. Abganges, den Grund des Zu- bzw. Abganges sowie das land des Zu- bzw. Ab­

ganges ein. Werden Ihnen fUr den Zu- bzw .. Abgang mehrere GrUnde angegeben, so tragen Sie 

olle genannten GrUnde ein. 

Ist ein Haushaltsmitglied erst nach dem Stichtag hinzugekommen, so ist es nicht nachzutragen. 

Ist ein Haushaltsmitglied nach dem Stichtag verstorben oder verzogen, so liegt kein Abgang 

vor. In diesem Fall lassen Sie sich fUr die betreffende Person olle ubrigen Fragen beantworten. 

Beachten Sie bitte, daß bei .verzogenen bzw .. zugezogenen Haushalten hier ebenfalls Eintra­

gungen zu machen sind. In diesen Föllen sind jedoch nicht die Hqushaltsmitglieder einzeln 

aufzufUhren, sondern es genügt der Vermerk '''Gesamter Haushalt" 

IV. HAUSHALTE IN DER WOHNUNG 

.l Wlevbl H8U'lhalte _ einsctJl. de. be "9 n 
Haushaltes - wohnen in der ojohnung? 

Es ist die Anzahl der Haushalte einzutragen, die zum 

Zeitpunkt der betreffenden Befragung in der Woh-

nung wohnen .. Beachten Sie aber, daß auch Einzeluntermieter - also Einzelpersonen - als 

ein Haushalt zählen .. Wohnpartner und Schlofgänger zählen zum Haushalt .. 

b) "'elcht1 2nderen Hauskalte wohnen nnch in Trogen Sie bitte die Namen der anderen in der Wohl\'" 

L.._d_or_'_-_-'-________ -' nung wohnenden Haushaltsvorstttnde ein, und zwar 

auch dann, wenn sie nicht befragt werden konnten. 

V.ANGABEN ÜBER DIE BEFRAGUNG 

Nach jeder Befragung sind in diesem Abschnitt noch das Datum der Befragung und die Ifd .. 

Nr. der Person bzw .. einzutragen, die Ihnen die Auskunft gegeben haben. Haben 

Sie mehrere- Besuche machen mUssen, um den Haushalt zu erreichen, so trogen Sie alle 

Daten ein. Hier bestätigen Sie uns auch durch Ihre Unterschrift, daß Sie die Befragung 

ordnungsgemäß durchgefUhrt haben. 
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VI. FRAGEN AN DIE HAUSHALTSMITGLIEDER 

Angaben zur Person 

Tragen Sie die Nomen und Vornamen oller am Er- r--------------, 
I Fuilienna •• , Vor,. •• 

hebungsstichtag zum Haushalt gehörenden Personen L _____________ --' 

ein, jedoch nicht die der Personen, die nur besuchsweise anwesend sind. Beachten Sie, daß auch 

wohnberechtigte Personen, die aus beruflichen oder sonstigen Gründen am Erhebungsstichtag ab­

wesend sind, erfoßt werden müssen. So ist z. B. der ledige Sohn, der als Wehrpflichtiger oder ols 

Student abwesend ist, grundsätzlich im elterlichen Haushalt aufzuführen. Die Eintragungen ma­

chen Sie in folgender Reihenfolge: Haushaltsvorstand (HV), seine Ehefrau, Kinder in der Reihen­

folge ihres Alters, andere Verwandte, im Haushalt lebende Hausgehilfinnen, Gesellen, lehr­

linge usw. 

Gehören zu einem Mehrpersonenhaushalt andere Personen als nur HV, Ehefrau (mit oder ohne 

ledigen Kindern), so vermerken Sie unter dem Namen jedes einzelnen, Haushaltsmitgliedes 

auch noch die Stellung zum Haushaltsvorstand (HV, Ehefrau, Sohn, Schwiegervater, Geselle 

usw.). Diese zusätzlichen Angaben dienen zur Feststellung der von dem Statistischen landes­

amt zu signierenden IIHaushalts- und Familienzusammensetzungtl. 

Geht die Zahl der Haushaltsmitglieder über fünf hinaus, so verwenden Sie eine zweite Erhebungs­

liste. Tragen Sie die Haushaltsnummer, die anderen Ordnungsangaben und neben dem Nomen des 

Haushaltsvorstandes auf dem Deckblatt groß eine 112 11 ein. Die in der Erhebungsliste zu Frage 2 

bereits eingedruckte Ifd. Nr. der Person im Haushalt ist entsprechend abzuändern. 
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Angaben zur Person 

Tragen Sie bitte bei allen Haushaltsmitgliedern, I 
die seit der letzten Befragung zum Haushalt hinzuge- .. __ '_'''_"'_1_'_1 _1_'"_,,_",_1-_1 ____ _ 
kommen sind ein Plus (+) und bei ollen Haushaltsmitgliedern, die seit der letzten Befragung 

aus dem Haushalt ausgeschieden sind, ein Minus (-) ein. Beachten Sie bitte, daß Haushalts­

mitglieder, die erst nach dem Stichtag hinzugekommen sind, nicht in die Erhebungsliste ein­

zutragen sind. Sind Haushaltsmitglieder erst nach dem Stichtag aus dem Haushalt ausgeschie­

so liegt kein Abgang vor. In diesem Fall lassen Sie sich für die nach dem Stichtag abge­

gangene Person alle übrigen Fragen beantworten. 

Für alle Personen, die bei einer Wiederholungsbefragung mit Plus (+) bzw. Minus (-) gekenn­

zeichnet wurden, waren auch Eintragungen auf der Vorderseite des Erhebungsbogens unter 111. 

"Zu- bzw. Abgänge von Haushaltsmitgliedern seit der letzten Befragung" zu machen. 
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Die Frage 1 0/Vo wohnten Sie am 1.9.1939) ist an 

dem 1.9.1939geborenen Personen zu 

stellen. 

Bei allen noch dem 1.9.1939 geborenen Personen 

ist der Wohnsitz des Voters am 1.9.1939 - wenn 

dessen Wohnsitz nicht bekannt ist, der Wohnsitz der 

Mutter bei Kriegsausbruch - festzustellen. FUr Kin-

Angaben zur Person 

,olYlsitzar:01.9.193<J 

(filrnachdem1.9.1939oJ eb• 
Personen sielle i:rlJulerun,;en) 

"undes:]ebiel, Gerlin 

":82, :-.owjetsektor von eerUn 

Deutsche Ost(!ebiete, Ost_ oder­

,';üd:lsteuropa. 

UbrigeGebiete 

1. 

der, deren Vater bzw. Mutter nach dem 1.9.1939 geboren wurde, ist die entsprechende Frage 

auf die Großeltern vtlterlicher- bzw. mutterlicherseits auszudehnen. 

Hatte eine Person am 1.9.1939 mehrere Wohnsitze, so ist derjenige einzutrogen, der damals 

fUr die persönlichen lebensverhCiltnisse des Befragten bestimmend wor. Diese Unterscheidung 

ist dann notwendig, wenn beispielsweise eine Person einen Wohnsitz lediglich aus beruflichen 

GrUnden hatte, das fami litlre leben dieser Person ("die persönlichen lebensverhCiltnisse") sich 

jedoch ouf einen anderen Wohnsitz konzentrierte. FUr Personen, die om 1.9.1939 bei der Wehr­

macht oder beim Reichsarbeitsdienst (RAD) eingezogen waren, gilt als Wohnsitz der Wohnsitz 

vor der Einberufung. Bei ehemaligen Berufssoldaten und planmCißigen Fuhrer" des RAD ist der 

am 1.9.1939015 Wohnsitz bei Kriegsousbruch anzusehen. 

In die Erhebungsliste tragen Sie bitte die dem Gebiet des Wohnsitzes am 1.9.1939 entsprechende 

SchlUsselzahl ein: 

Bundesgebiet oder Berlin 0/Vest) 

Sowjetische Besatzungszone Deutsch­
londs oder Sowjetsektor von Berlin 

Deutsche Ostgebiete, Ost- oder 
SUdosteuropa 

Übrige Gebiete 4 

Wohnte ein Houshaltsmitglied am 1.9.1939 in Berlin und kann nicht angegeben werden, ob es 

sich um Berlin 0/Vest) oder den Sowjetsektor von Berlin handelt, so ist "2" zu schlUsseln. 
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noch 
1. 

i.ohnsitz am 1.9.1939 •••••••••••• 

Unter IIDeutsche OstgebieteU sind die deutschen Gebietsteile zu verstehen, die sich z.Z. 

unter oder sowjetischer Verwaltung befinden und deren Grenze im Osten durch 

die Reichsgrenze vom 31.12.1937 und im Westen durch die Demarkationslinie zur sowjeti­

schen Besatzungszone Deutschlands (Oder-Neiße-Linie) bestimmt ist. Im einzelnen handelt 

es sich um die Provinzen Ostpreußen, Oberschlesien und -soweit östlich der Oder-Neiße­

linie gelegen - Niederschlesien, Mark Brandenburg und Pommern. Hat ein Haushaltsmitglied 

eine dieser Provinzen als sein&'lWohnsitz am 1.9.1939 angegeben, so ist die SchlUsselzahl u3u 

einzutragen. Das gilt auch, wenn es sich bei dem von der befragten Person genannten Wohn­

sitz um eine Gemeinde im Bereich der Oder-Neiße,:"Linie handelt und nicht eindeutig ge­

klärt werden kann, ob die Gemeinde zur sowjetischen Besatzungszone oder zu den polnisch 

verwalteten Teilen Deutschlands gehört. Die SchlUsselzahl u3u ist ferner einzutragen, wenn 

der Befragte als Wohnsitz bei Kriegsausbruch eines der folgenden Gebiete genannt hat: 

Albanien, Bulgarien, Jugoslawien, Polen (einschI. 

ehemalige Freie Stadt Danzig), Rumänien, Sowjet­

union (einschI. fruheres Memelland und ehemalige 

baltische Staaten Estland, Lettland Litauen), 

Tschechoslowakei (einschi. ehemalige Sudetendeut­

sehe Gebiete) und Ungarn. 

Befand sich der von einem Haushaltsmitglied angegebene Wohnsitz am 1.9.1939 in einem 

anderen europäischen oder in einem außereuropäischen Staat, dann ist die SchlUsselzahl u4u 

einzutragen. 
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Angaben zur Person 

2. 
Entsprechend dem Aufbau der Erhebungslisten wurde 

die Ifd. Nr. der Person im Haushalt bereits einge­

druckt. Nicht eingedruckt wurde die Ifd. Nr. der 

Person im Haushalt für eine evtl.vorkommende zwei-

Lfd. Nr. d.,. Person i_ Haushalt 
01 

0' 
03 

te Erwerbstätigkeit, die von Ihnen selbst einzutragen '-___ ....:::"'''' •• :..... _______ --1 

ist. Bei mehr als 5 Personen im Haushalt ist in der zweiten Erhebungsliste die Ifd. Nr. ent­

sprechend abzuändern. 

Beachten Sie bitte, daß bei der Anstaltsbevölkerung anstelle der Ifd. Nr. der Person im Haus­

halt die Anstaltsart einzutragen ist. 

Bei allen in Anstalten wohnenden Haushalten, die auch mit einer nonnalen Erhebungsliste zu 

befragen sind, ist die vorgedruckte Ifd. Nr. der Person im Haushalt durchzustreichen (siehe 

hierzu unter Punkt A 2). 

Tragen Sie für alle männlichen Haushaltsmitglieder 

eine "1 tI und für alle weiblichen Haushaltsmiglieder 

eine "2" ein. 

3. 

Ge&ahleoht 

lllinnlioh 

weiblich 

Nur die letzten zwei Stellen des Geburtsiahres sind 

von Ihren einzutragen. Wiederholen Sie auf jeden 
Geburtsjahr 

Fall das Geburtsjahr, um sicherzustellen, daß kein Hörfehler vorgekommen ist. 

Tragen Sie beim Haushaltsvorstand eine "1" und 

- falls dieser verheiratet ist - bei seiner Ehefrau 

eine "2" ein. Dann fragen Sie nach dem Verwandt- Ehefrau des lfJ 

schaftsverhaltnis der ubrigen Haushaltsmitglieder .. Ind 
zum HV. Beachten Sie bitte, daß zu den Kindern Verwandt.e/Versch.ti.gerh des IN 

(Schlüsselzahl "3") neben den eigenen Kindern auch Full18nfrfllllde Personen 

5. 

Stief-, Adoptiv- und Pflegekinder rechnen. Die mit dem HV verwandten oder verschwägerten 

Personen (Bruder,' Onkel, Schwiegervater usw.) sind mit "4" zu schlUssein. Die 

"5" ist für olle im Haushalt lebenden Personen, die nicht mit dem Haushaltsvorstcnd verwandt 

oder verschwägert sind, z.B. Lehrlinge, Hausgehilfinnen, Schlafgänger und Wohnportner ein-

zutragen (fami I ienfremde Personen). 

Wird zu Frage 5 Haushaltsvorstand bzw. Ehefrau des Haushaltsvorstandes angegeben, so muß 

das Alter mindestens, 15 Jahre betrogen: (vgl. Geburtsjahr zu Frage 4). 
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Angaben ,zur Person 

Hier tragen Sie fUr aJle anwesende Haushalts­

mitglieder eine "1" ein. 

rz ,---------______ --J 

FUr abwesende Hausha'ltsmitglieder stellen Sie 

bitte den Grund der Abwesenheit genau fest. 

Auf der RUckseite der Erhebungsliste sind die 

GrUnde der Abwesenheit und die_von Ihnen zu 

verwendenden SchlUsselzahlen enthalten. Ab­

wesend ist z. B. ein Haushaltsmitglied, das sich 

im Krankenhaus, auswarts im Urlaub, auf einer 

G_eschaftsreise, auf Besuch bei Verwandten oder 

Bekannten befindet. Auch Haushaltsmitglieder, 

die außerhalb ihrer Wohngemeinde arbeiten oder 

in einer anderen Stadt studieren oder zur Schule 

gehen und nicht taglich, sondern z. B. nur uber 

das Wochenende nach Hause kommen, gelten als 

Abwesende. 

-Aa- bzw. AtJwe..nMU _ .. Stlchtag_ -. .... 
,..,. fU,. Abnaeftd. 
hndw ....... h.U 

"'I"'b.lt 
BerufeautbUdung 
Bervfuoldat 
BeI"Uf' ..... Ubwlg, 'OMUge 
E,.zl ...... ngea"'t.lt 
6etahlft,,..i •• 
It.il_ und PflegMMtalt (.insehl. 
NervW.,.. .......... , 

KrII,*enheuu.uf.nt"lt (ohn. 
krank_ha ... , 

Kur-- und Sa_to .. u-.."'ent .. U ....... 
Sohiff 
Schulb"lICh (IM.,.,.t, 
Sonatige 61"0_ 
Studi ... 
st .... f.netalt 
Unt""uchwngahaft 
Irl ..... und &holunprei .. , Baauchl­
,.e1se 

Weh"dienstpflicht 

Wenn z. B. der Sohn in die Stadt zur Ausbildung fahrt, aber jeden Abend nach Hause, zurUck­

kommt, so ist er im Sinne dieser Frage nicht abwesend. Wohnt er dagegen bei Verwandten in 

der Stadt und kommt er nur am Wochenende nach Hause, dann ist er als abwesend einzutragen. 

FUr die Feststellung der An- und Abwesenheit ist der Stichtag maßgebend. 

FUr Soldaten im Grundwehrdienst (Wehrpflichtige) und auf WehrUbung ist generell "7" einzu­

tragen. 
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/ 

Hier soll festgestellt werden, ob eines der Haus­

holtsmitglieder in einer anderen oder in der glei­

chen Gemejnde weiteren Wohnraum hat. 

Wenn z. B. der Haushaltsvorstand an seinem Ar-

Angaben zur Person 

Hat jeeand anderswo noch ... itere" Wohnrau.? 
Welen.r Art ist din.,.? 
(Weiterer Wohnl"aUil vorhanden' 

Nein 

beitsort oder ein Kind' an seinem Studien- oder Schulort ein möbliertes Zimmer hat, so wäre 

"1 11 einzutragen. Wird om Arbeits- oder Ausbild'::!!19sort z. B. bei Bekannten oder Verwandten 

gewohnt und dort kein besonderes Zimmer in Anspruch genommen, sondern nur eine "$chlaf­

stelle" benutzt, so ist ebenfalls "1" einzutragen. 

7. 

Als "weiterer Wohnraum" zählen auch Unterkünfte von Bauarbeitern, Baubarocken, Wohnwagen, 

sog. Firmenunterkünfte und sonstige behelfsmäßige Unterkünfte. Bauzüge der Bundesbahn bilden 

eine Ausnahme, sie gelten nicht als weiterer Wohnraum. 

Mit "weiterem Wohnraum" sind hier nicht Fälle gemeint, in den.en z. B. ein Schmuckwarenver­

treter in den Orten, die er regelmäßig ein sogenanntes Stammquartier hat. Das gilt 

z. B. auch für Eisenbahner, die während ihres Dienstes außerhalb ihres Wohnortes in sog. Eisen­

bahnerunterkünften übernachten. 

Beachten Sie bitte, daß auch anwesende Personen noch weiteren Wohnraum haben können. So 

hat z. B. der Haushaltsvorstand, der als Untermieter an seinem Arbeitsort in seinem möblierten 

Zimmer befragt wird, bei seiner Familie einen "weiteren Wohnraum". 

Diese Feststellung müssen Sie so genau wie möglich treffen, da sie für die Ermittlung der Wohn­

bevölkerung in Verbindung mit der Frage 8 von ganz besonderer Bedeutung ist. 

Haben Sie in Erholungsgebieten Befragungen durchzuführen und befinden siEh in Ihrem Auswahl­

bezirk Wochenendhöuser und Zweitwohnungen, so sind die darin lebenden Personen nur dann 

aufzunehmen, wenn·sie auch am Stichtag dort gewohnt haben. 

Tragen Sie bitte fUr Soldaten im Grundwehrdienst und auf Wehrübung (Signatur ur in Frage 6) 

112" ein, da Personenkreis als zur Wohnbevölkerung gehörend gezählt wird. Frage 8 ist 
/' 

für Soldaten im Grundwehrdienst und auf Wehrübung l'leer" zu la.ssen. 
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Zu Frage 8 ist nur dann eine Eintragung vorzu­

nehmen, wenn zu Frage 7 "1 11 vermerkt wurde. 

Hat jemand" der nicht erwerbsttitig ist, zwei 

Wohnsitze und ist der Wohnsitz, an dem das 

HQUshaltsmitglied befragt wird: der Hauptwohn­

sitz, so ist "2" einzutragen. Ist dies nicht der 

Fall, so tragen Sie 111
11 ein. 

Angaben zur Person 

Geht du betreffende Hilu.haltuitglied vem 
.ein_ and.,.en Wom.r..u. _ua z"'" Atobeit. 
Be",faauabilclung, Schule odtN" Studiu.? 
(Weihrer Wohn ... _. _ Von 1Iort zur Arobeit 
oder Beruhauebildung _I 

.... 
Nel. 

8. 

FUr Personen, die keinen weiteren Wohnraum haben (Frage 7 wurde verneint = SchIUsseI "2") 

ist zu Frage 8 keine Eintragung zu machen (Spalte bleibt leer). 
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Tragen Sie bitte die dem Familienstand entspre­

chende Schlüsselzahl"ein. personen, deren Ehe­

gatte für tot erklärt worden ist, gelten als ver­

witwet (3). Getrennt lebende Personen gelten 

noch als verheiratet (2). 

Fragen Sie bitte nur die verheirateten Haushalts­

mitglieder, in welchem lahr sie geheiratet hoben. 

Es interessiert das der bestehenden 

Ehe. 

Tragen Sie die letzten zwei Stellen des Eheschlies­

sungsjohres ein. 

Angaben zur Person 

Fuilienata"d der- Haushalts.itglieder­

ledig 

verheintet 

veNU •• t 

geschieden 

, _________________ J 

Wenn ver-heir-etet 
In .. Ich .. Jahre wurde die zur- Zeit bot ... 
hende Ehe geschlosaen? 

Die letzten 2 SteUen d" tWi,..tejahr-.. 
aind einzutr-egen. 

Für- ledige, verwitwete und g88chiedene 
Par-sone" aind keine Eint,..guft{len vor-_ 
zunehilen. -

Für velWitwete und geschiedene Personen sind keine Eintragungen vorzunehmen.-

9. 

10. 

Wenn Sie - bei Wiederholungsbefragungen - die durch das Landesamt ergänzte Eintragung "7r 

vorfinden, so bedeutet dos, daß bei der vorangegangenen Befragung die Eintragung des Ehe­

schließungsjahres vergessen wurde. In diesen Fällen ist dos Heiratsjahr noch zu erfragen und 

einzutragen. 

Be i deutschen Staatsangehörigen mUssen zwischen dem Geburtsjahr und dem Heiratsjahr 

bei Frauen mindestens 16 Jahre, 

bei Männern mindestens 18 Jahre 

liegen. 
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Hat' jemand neben der deutschen Staatsange­

hörigkeit noch eine fremde, so ist die deut­

sche Staatsangehörigkeit mit "0" einzutragen. 

H'at jemand mehrere fremde Staatsangehörig­

keiten, dann lassen Sie den Befragten ent­

scheiden, welche Staatsangehörigkeit einge­

tragen werden soll. Inhaber eines Nansenpas­

ses gelten als Staatenlose. 

Vergessen Sie bitte nicht, fUr Ausll:inder auch 

einen ERG Ä N Z U N G S BOG E N 

ZUM MIKROZENSUS APRIL 

1970 anzulegen und darin di e Frage 7 der 

der Leitfroge uB. Hat ein Haushaltsmitglied 

eine ausll:indische Staatsangehörigkeit?" zu 

beantworten. 
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Angaben zur Person 

stu.taang.hO,.igkeit 

Deutsch. Stadaang.hijroigk.it ulad deutsch. ulad 
auelilndisoh. Stadaang.hOl"igkeit 

AuslInd." .it 

Hlgiache,. 

lux.-bul"9i aoh.,. 

ni.a,.llnclische,. 

t,.. .. zGaische,. 

italie .. ischer 

spanisCh.,. Staatsa .. gehörigk.it 

Aus:llnds,. .it Staatsangehö,.igk.it 

Ub,.ig.,. ... t-•• ittel_ und '1idwI"Op. Lind.,. 
dazu.zahlen: Gfooßb,.ita .. ni ... und I,.land, 

Sc •• b. 

Öth,.r.ich 

Gf'iech.nland, 

Pu,.tugal 

.Udoet ... u,.opliaoh.r linde,. 

dazu z1hl.n: iJnga,.n, 
..... g08la.i.n, 

Ru""i.n, 

Bulgarien, 

Albanien 

oshuropilacher Llnd.r 

dazu zahlen: UdSSR (.insch1. Estland, 

Lettland und Litauen), 

Polen, 

Tschechoslonkei 

nonleuropäischer Llndel' 

du", zählen: Island, 

Norweg.n, 

Finnland, 

Schweden, 

Dln ... rk 

[i,roig8S Aueland 

Staatenlos lungeUlrte Staatsangehörigk.it) 

11. 



Für alle Personen {auch Ausländer}, die 

1945 und später in dos Bundesgebiet bzw. 

nach Berlin (West) zugezogen sind, ist 

hier das Jahr des Zuzugs zu erfragen und 

die letzten 2 Stellen des Zuzugsiahres 

einzutragen. Bei Vertriebenen, die vor 

ihrem Zuzug in das Bundesgebiet einschi. 

Angeben zur Person 

Ist j_and nach Kriegsende in das Bundesgebiet 

einschl. Berlin ('Iestl zugezogen? 

('Geh Kriegsende in das Br.mdesgebiet zugezogen 

- Jahr_l 

Dfe letzten 2 Stellen des luzugsjllhres sind 

einzutragen 

Nicht oder 1944 und früher zugezogen ''Spalte 

bleibt. 1e .. " 

12. 

Berlin (West) erst einige Jahre in der sowietischen Besatzungszone gewohnt haben, ist darouf 

zu ochten, daß hier nicht dos Vertreibungsjahr, sondern ebenfalls das Jahr des Zuzugs in das 

Bundesgebiet vermerkt wird. 

Für Personen, die nicht oder 1944 und früher zugezogen sind, ist zu Frage 12 keine Eintragung 

zu machen (Spalte bleibt leer). 

Zu dieser Frage wurde vom Statistischen Landesamt bei nach dem Zuzug der Eltern im Bundes­

gebiet geborenen Kindern ergänzende Signaturen vorgenommen. Diese Signaturen können Sie 

bei Wiederholungsbefragungen unverändert übernehmen. 

- 33 -



Mit dieser Frage soll festgestellt werden, ob 

der vorherige Wohnsitz in der sowjetischen 

Besatzungszone Deutschlands bzw. im ,Sowjet­

sektor von Berlin lag. Zur sowjetischen Be­

satzungszone gehört das Gebiet von der Zonen­

grenze bis zur Oder-Neiße-Linie (Mitteldeutsch­

land). Bei der Angabe "Berlin" erkundigen Sie 

Angaben zur Person 

lag der vorh ... ige Woh ... itz in der sowjetiSChen 
Buatzun9lzone Oeutschla"da bzw. iII bjetlek­
tor von BerUn? 
(Na.ch Kriegs,nd' in da. Bundesgebiet 
... Aue SBZ (Sowjetische Buatzungezpne) oder SSB 
(So.jetaektor' von Berlin _) 

.... 
No'. 

sich stets, ob es sich um den Sowjetsektor von &rlin oder Berlin (West) handelt. 

13. 

FUr alle Personen, fUr die in Frage 12 keine Eintragungen zu machen waren, sind auch zu 

Frage 13 keine Eintragungen zu machen (Spalte bleibt leer). 

FUr alle Personen, fUr die in Frage 12 ein Zuzugs jahr eingetragen wurde, muß diese Frage 

mit ja 111 11 oder nein "2" beantwortet werden. 

Bei Wiederholungsbefragungen können auch hier die im Statistischen Landesamt ergänzten Sig­

naturen unverändert Ubernommen werden. 
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Tragen Sie bitte entsprechend der Art des Aus­

weises ("A", uB" oder "CII) die dafUr vorge­

gebene SchlUsselzahl "1 11
, "2" oder "3" ein. 

Sollte ein Ausweis beantragt, ober nicht 

ausgestellt worden sein, sind keine Eintra­

gungen zu machen. Kinder unter 16 Jahren ha­

ben - sofern sie nicht Vollwaise sind - noch 

keinen eigenen Ausweis und sind in der Regel 

im Ausweis eines Elternteiles eingetragen. Ehe-

Angaben zur Person 

w. .. b • .ti;r:t ein.n Buncl .. v.l"tl"ieb.ne ..... bzw. 
Bund.sflüchtlingsauaw.i. od.1" l.et In d_ Aue_ 
.eie .. vete ... od ... d ... Mutter' .t.ttget ... gen? 
(Bundesvel"tl"iebener.. ( .. f1l1chtlinga..) A ..... i. 
- euch .ingetragene Kind ... III Au".ie d ... 
Elt.l"n .. ) 

••• ie A 

14. 

F.lle k.in Auh.le ode .. Ant ... g .... t g .. tellt. 
lind Eint .... gungen 'Iol"zuneh.tn," 

liche Kinder sind im allgemeinen im Ausweis des Vaters, uneheliche Kinder'meistens im Aus­

weis der Mutter eingetragen. 

Bei Kindern unter 16 Jahren, die nicht im Haushalt ihrer Eltern leben, ist festzustellen, ob 

ihre Eltern im Besitz eines Bundesvertriebenenausweises bzw. Bundesflüchtlingsausweises sind; 

in solchen Fällen tragen Sie bitte entsprechend der A\:Jsweisart ebenfalls "1", "2" oder "311 ein. 

Beachten Sie bitte, daß nach dem Besitz eines Bundesvertriebenenausweises bzw. Bundesflücht­

lingsausweises gefragt ist. Besitzer von früheren LänderflUchtlingsausweisen werden nicht be­

rUcksichtigt. 

Der Bundesvertriebenenausweis bzw. Bundesflüchtlingsausweis hat ungefähr das Formet des Bon­

despersonalausweises und ist hellgrün. Wenn die Befragten sich nicht ganz schlüssig sind, so 

lassen Sie sich den Ausweis einmal zeigen. 

Bei Wiederholungsbefragungen werden in einigen die vom Statistischen Landesamt ein­

getragenen Schlüsselzahlen "4",11511 oder "6 11 vorfinden; diese Signierungen wurden bei nicht im 

Ausweis der Eltern eingetragenen Kinder vorgenommen. Falls diese Kinder inzwischen nicht selbst 

einen Vertriebenenausweis besitzen oder in den Ausweis eines Elternteiles eingetragen wurden, 

können Sie diese SchlUsseizahlen unverCindert übernehmen. Bei erstmaligen Befragungen sind ie­

doch in jedem Fall nur die im Erhebungsbogen angegebenen Schlüsselzahlen U1 - 3 11 fUr Ausweis­

inhaber bzw. im Ausweis eingetragene Kinder zu verwenden. 
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Krankenversich;rung 

Hier ist für Haushaltsmitglieder der Krankenversicherungsschutz zu erfragen, ohne RUck­

sicht darauf, ob das betreffende Haushaltsmitglied selbst oder als Familienmitglied mitver­

sichert ist. 
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Mit dieser Frage soll festgestellt werden, 

ob und in weicher Krankenkasse bzw. -ver-- -
sicherung die einzelnen Haushaltsmitglieder 

Vers i cherungsschun hoben - ohne Unter­

schied, ob sie selbst oder als Familienmit­

glied versichert sind. 

Unter UBetriebskrankenkasse der Post und 

Bahn (2)" ist auch die Betriebskrankenkasse 

des Bundesverkehrsministeriums sowie die 

dieser Institutionen 

einzutragen. 

Beachten Sie bitte, daß die Signatur 8 nut 

für Personen einzutragen ist, die einen An­

spruch auf Krankenversorgung hoben, wie 

z. B. die SozialhilfeempfCinger, Kriegsscha­

densrentner und Empfänger von Unferhalts­

hilfe aus dem lastenausgleich und deren ab­

hCingige Angehörige. Bei diesem Personen-

Krankenvers icherung 

We,. ist s.lbst OD •• 18 Fuili.Ndtglied ve,.,. 
sichert in 

AUg_eine Ortskrank.nkas.e, K".iakran­
k.nkaese (AOK) 

Ausländische Kr.nk.nk •••• n und Sozialv."" 
siohe .. ung des aowj. Sekto .. a 'Yon BerUn 

Bet .. iebskrankenkass. (aueer Post und 
Bahn) (BK) 

Betriebsk .. ankenkasse de,. Po.t, Bahn und 
des Bundes ... rkehrsainbta,.h_ einsehl. 
deren Beaatank ... nkenkaseen (BPK) 

E .... tzlcass.(E .. sk) 

Innungskrankenkaue (IK) 

Knappschaftliehe K".nkenkssH ItOC) 

Lan<ftl: ... nkenk.asen (LKK) 

Private Kranken ... et'sicherung (PK) 

See:k .. ank.nkasse (SK) 

ArUlpruch auf Kranke.,.,e"sorgung lSozial­
hilfe .. pfllonger, Kriegs.ehadenerentna,., 
Ellpflngar von lhhrhaltshife all8 d_ 
LastanaU8glaich und daren abhängige 
AngehlS .. iga, faNlar Parsenan alt fraiar 
tteUfürsorga dar Polizei und de .. Bun. 
deswahr} 

Studentische K .. ankenkasse (StK)1 

15. 

kreis besteht kein direktes Versicherungsverhältnis mit einer Krankenversicherung. Sie 

zwar von der im Bedarfsfall einen Krankenschein für sich und ihre ab­

hängigen Familienangehörigen, der Abschluß einer Versicherung wird jedoch zwischen dem zu­

ständigen Amt und der AOK-Stelle pauschal abgeschlossen. 

Die Signatur"8"ist außerdem noch fUr Wehrpflichtige, Berufssoldaten, Soldaten auf Zeit und 

für die Beamten der Polizei im Außendienst, die freie Heilfürsorge erholten, einzutragen. 

Beachten Sie bitte, um Fehlsignaturen zu vermeiden, daß bei Eintragung der Schlüsselzahl 

"8" zu Frage 15 nur die Eintragung der Schlüsselzahl"4"oder"5"zu Frage 16 zulässig ist. 

Für Personen, die nicht krankenversichert sind, ist zu Frage 15 keine Eintragung zu machen 

(Spalte bleibt leer). 
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Hier fragen Sie, ob das Haushaltsmitglied in der 

Krankenkasse pflichtversichert, freiwillig ver­

sichert, als Rentner versichert, als Familienan­

gehöriger mitversichert ist oder als 

empfl:inger etc. einen Versicherungsschutz ge­

nießt. 

Beachten Sie bei der Kategorie "hat als Rentner 

Krankenversicherung 

"e,. ist in de" Kr.nkenk .... 

pflichtv.,.sichert 
f".iwillig v."eichert 
bz.. hat .Ie Rlintne" 
od.,. Sozialhiu.;;pflnse", Kri.gaachad ..... 
"entne" etc. Ve"sicherunguchutz 

d.,. Polh:et und Bund .... ,. 
oder •• ,. ist ale F.;iiT. .. 
_nv."siche,.t? 

16. 

Versicherungsschutz (3)", daß ein Unterschied besteht zwischen der Tatsache, ob eine Person 

auf-Grund der Bestimmungen der gesetzlichen Rentenversicherung einen Versicherungsschutz 

hat oder ob ein Rentner von sich aus eine Krankenversicherung abgeschlossen hat (Schlüssel 

"2"). In der Regel sind Sozialrentner als Rentner in einer Kasse der gesetzlichen Krankenver­

sicherung, meist in der AOK, versichert. eines Sozialrentners in einer. 

privaten Krankenversicherung ist nicht mcsglich. Wohl kann ein Sozialrentner freiwilliges Mit­

glied einer privaten Krankenversicherung sein. Beachten Sie weiter, daß Rentner, die einer 

Arbeit nachgehen (z. B .. halbtags), unter bestimmten Voraussetzungen als Arbeitnehmer pflicht­

versichert sein können. 

KB-Rentner haben, wenn anderweitig kein Versicherungsschutz {z. B. aus Erwerbstl:itigkeit} be­

steht, Anspruch auf einen Bundesbehandlungsschein. In diesen Fl:illen ist der Schlüssel "4" 

zutragen. 

Wird Ihnen angegeben, daß ein Haushaltsmitglied pflicht-, freiwillig, als Rentner versichert 

oder mitversichert ist (Schlüssel "I - 3, 6"), so darf zu Frage. 15 nur einer der Schlüssel "1 - 7" 

eingetragen sein. Andererseits setzt die Eintragung des Schlüssels 114 11 oder "5 11 zu Frage 16 unbe­

dingt die Eintragung 118 11 zu Frage 15 voraus. Für Familienangehörige von Sozialhilfeempfl:ingern, 

Kriegsschadensrentnern, Empfl:ingern von Unterhal.tshilfe aus dem lastenausgleich etc., die An­

spruch auf Krankenversorgung haben und für die zu Frage 15 die Schlüsselzahl "8" einzutragen 

war, darf zu Frage 16 nicht "6" (mitversichert) eingetragen werden, sondern nur der Schlüssel 

114", Eine Ehefrol:l, deren Ehepartner freie Heilfürsorge erhölt (Wehrpflichtiger, Berufssoldat, 

Soldat auf Zeit sowie Beamter der Polizei im Außendienst), kann - wie auch ihre Kinder - keine 

freie Heilfürsorge erhalten und somit bei ihrem Ehemann nicht mitversichert sein. Die Ehefrau 

kann sich selbst nur freiwillig versichern, sofern sie auf Grund einer eigenen Tl:itigkeit nicht selbst 

krankenversicherungspflichtig ist. Kinder dieser Ehefrauen kön!len bei ihrer Mutter selbstver­

stl:indlich mitversichert sein. Abhl:ingige FamilienangehCSrige von Weh r p f I ich t i gen 

haben ein Recht ouf Versicherungsschutz. Die Betreuung erfolgt über das Sozialamt bei der 

AOK (Fmge 15 "8", Frage 16 "4"). 
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---:::1 16. -.,..,.---,--::-:--:-______ -, 
Wer ist in d.,. Krankenkasse 

ofliohtveraichel"'t 
froaiwilli9 v.,..iohart 
bzw. hat ala klntnar 
od .. Sozialhilf •• oflnger, 

nntn.,. .to. 
HailfUl"Sorg8 der Polizei und Bund •• ehr 
oder ... ist al_ F .. ilitAllitglieci 
aiharsich,rt? 

Angestellte sind, wenn sie DM 1200,-":" und weniger im Monat verdienen, pflichtversichert; 

Arbeiter sind in iedem Fall versicherungspflichtig I auch wenn sie Uber DM 1200,-- im Monat 

verdienen. Studenten sind, wenn sie nicht den Nachweis einer sonstigen Krankenversiche­

rung erbringen können, in einer studentischen Krankenkasse freiwillig versichert. 

Arbeitslose sind in der gesetzlichen Krankenversicherung, also in der Allgemeinen Ortskran­

kenkasse usw. oder in einer Ersatzkasse, pflichtversichert. 

Personen, deren Hauptversicherung eine private Krankenversicherung ist, dUrfen nicht pflicht­

versichert sein. 

Die Mitversicherung der Familienangehörigen ist bei der gesetzlichen Krankenversicherung 

Prinzip. Ausnahmen sind ledfglich bei den freiwillig Versicherten, wenn sie eine eigene 

Versicherung haben, möglich; auch in der Privotkronkenversicherung ist Mitversicherung 

möglich. 

FUr Personen, die nicht krankenversichert sind, ist keine Eintragung zu machen. 
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Fragen Sie bitte alle Haushaltsmitglieder, bei de­

nen aus Frage 16 hervorgeht, daß sie krankenver­

sichert sjnd, ob sie noch zu;ätzlich in der privaten 

Krankenversicherung versichert sind und tragen Sie 

entsprechend der Antwort eine der Schlüsselzahlen 

Krankenversicherung 

Wel" ist lrnlählich in deI" pl"ivat.n Kranken-

Ntlin 

17. 

"1" oder "2u ein. Beachten Sie bitte, daß ein Haushaltsmitglied, dos bereits zu Frage 15 an­

gegeben hot, in der privaten Krankenversicherung zu sein, die Frage ebenfalls bejahen kann. 

Zusi:itzliche Teilversicherungen, die z. B. Anspruch auf Tagegeld bei Krankenhausaufenthalt 

beinhalten, sind mit "1" (ja) zu vermerken. 

Für Soldaten im Grundwehrdienst und auf Wehrübung ist "2" einzutragen. 
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Alters- und InvaliditHtsvorsorge 

Dieser Abschnitt dient zur Feststellung wichtiger Angaben uber die Alters- und 

InvaliditHtsvorsorge der Wohnbevtslkerung, und zwar nur in den gesetzlichen 

Rentenversicherungen (Arbeiter-, Angestellten- und knappschaftliche Renten­

versichel"4ng). Pel"$Onen, die "or !:rr.eichen' der Altersgrenze bereits eine Rente 

aus der gesetzlichen Rentenversicherung erhalten, brauchen diesen Abschnitt 

nicht zu beantworten, wenn sie nicht als ErwerbstHtige pflichtversichert 

sind. FUt Personen, die .die Altersgrenze erreicht haben (65 Jahre) entfallt dieser' 

Abschnölt aef jeden Fall. 
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PHichtversichert in der gesetzlichen Rentenversi­

cherung sind alle Angestellten und Arbeiter ohne 

Rücksicht auf ihren Verdienst. Angestellte können 

von der Versicherungspflicht befreit sein, wenn sie 

einen gültigen Befreiungsbescheid der Bundesversi-

Alters- und Invaliditöts­
yorsorge 

w-;r ist .elbst pflict\tversichert in d.. ja. 
R.-.t.w .. sichenlng der Arb.it.er 

[früh .. Invalidenversichen.tng) _ IV 1 

Knappschaftlicherl Rerltenversicherung • KIY 2 

Rerlhnversicherung der Angestellt.? • AV __ l _._.. __ 

cherungsanstalt für Angestellte (BfA) besitzen. Bei Angestellten, die von der Versicherungs­

pflicht befreit sind, wird es sich nur um eine z:ahlenmößig kleine Personengruppe handeln. Diese 

Angestellten unterlagen bis zum 31.12.1967 nicht der Versicherungspflicht, wei I ihr Gehalt die 

bis dahin für Angestellte geltende Versicherungspflichtgrenze von 1 800 DM monatlich überstieg. 

Hoben sie am 1.1.1968 das 50. lebensjahr überschritten oder mit Wirkung von diesem Zeitpunkt 

an eine Lebensversicherung Höchstbeitrag der Angestelltenversicherung abgeschlossen, die 

bei ihrem Tode oder spötestens beim Erleben des Alters 65 fällig wird, so können sie, wenn sie bis 

zum 30.6.1968 bei der BfA einen entsprechenden Antrag stellten, von der Versicherungspflicht be­

freit werden. Es kann sich auch ur.'! Angestellte handeln, die sich anlößlich der Erhöhung d'er Ver­

sicherungspflichtgrenze in früheren Jahren aus entsprechenden Gründen hoben befreien lassen und 

die Aufhebung der Befreiung nicht bis zum 30.6.1968 beantragt haben. 

Angestellte öffentlich-rechtlicher Körperschaften mit lebenslänglicher Versorgung nach beamten­

rechtlichen Grundsätzen können ebenfalls von der Versicherungspflicht befreit sein. 

Arbeiter und Angestellte in sogenannten knappschaftlichen Betrieben (Bergwerken) sind in der 

knappschaftlichen Rentenversicherung versichert, auch wenn sie nicht unter Tage arbeiten. 

Personen mit versicherungspflichtiger Tätigkeit am Befragungsstichtag sind auch dann aufzuführen, 

wenn sie neben ihrem Einkommen aus dieser Tätigkeit bereits eine Rente (ausgenommen Altersruhe­

geld) aus der gesetzlichen Rentenversicherung (IV, AV, KRV) beziehen. 

Personen, die am Befragungsstichtag arbeitsunfähig krank sind und jetzt keinen lohn oder kein 

Gehalt mehr beziehen, sind nicht unter Frage 18, ·sondern ggf. unter 19, 20 oder 21 zu zählen. 

Dos gleiche gilt für Frauen, die als werdende Mütter oder Wöchnerinnen am Befragungsstichtag auf 

Grund des Mutterschutzgesetzes nicht beschöftigt werden und jetzt keinen lohn oder kein Geholt 

beziehen. 

Auch Selbständige können in der IV, AV sein. Hierzu gehören z.B. selbständige Handwerker in der 

IV, als Selbständige tötige lehrer, Erzieher, Musike:r, selbständige Artisten, Hebammen sowie in 

der Krar'iken-, Säuglings- oder Kinderpflege selhstcindig ttitige Personen, die in ihrem Betrieb kei­

nen Angestellten beschäftigen, in der AV. 
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r l ____________ . __ . ___ _ 
.eristselb:!.tpflichtver'sichert. inder 

Rerttenverslcherung der Arbelter 

(frUhe,. Invalidenvel"$ichenmg) IV 1 
Knappsohaftlicnan Renterw8l"slCherung ,{!N 

Rentenversicherung der Angest.ellten? .. :'V 

Selbständige Handwerker sind, solange sie Beiträge für eine rentenversicherungspflichtige Beschäf­

tigung oder Tätigkeit für weniger als 216 Kalendermonate entrichtet haben, in der IV (pflichtver­

sichert). 

Personen, die am Befragungsstichtag arbeitslo5 sind, sind nicht unter Frage 18, sondern ggf. unter 

19,20 oder 21 zu zöhlen. 

Für olle Personen, die nicht selbst pflichtversichert sind, ist zu Frage 18 keine Eintragung zu machen 

Beachten Sie bitte, daß die Frage, ob ein Haushaltsmitglied Beiträge zur Altershilfe für Landwirte 

zahlt, nicht zu stellen ist. 

Für Soldaten im Grundwehrdienst (Wehrpflichtige) bzw. ouf Wehrübung ist zu Frage 18 keine 

Eintragung iu machen. Sie sind ggf. unter Frage 19, 20 oder 21 zu zählen. 
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, Bei _Personen, die nicht pflichtversichert 

sind (in Frage 18 keine Eintragung), steI-

len Sie mit dieser Frage fest, ob sie in den 

12 Monaten wenigstens einen Pflicht­

beitrag zu einer in der Frage aufgeführten 

Rentenversicherung gezahlt haben. Ist dos der 

Fall, so trogen. Sie die entsprechende Sc_hlüs­

selzahl des Versicherungszweiges ein, zu dem 

der letzte Pflichtbeitrag gezahlt wurde. 

Alters- und Invaliditäts­
vorsorge' 

Falls nicht pflichtverlichert 

Wer zahlt. in den l.tzten 12 Monden 
zur --

R.nhnye,..icherung de,. Ar-beite" 

{früher In .... Ud." .. r.icherungl 

t<,.ppacMftlichen Renhnv.r_ 

stchel'Wlg 

Rltnt.ny.ratch.,.ung der Ange­

.teUten? 

• IV 

• I<RV 2 

• 'V 

19. 

Es handelt sich hier um Personen, die aus der Versicherungspflicht auf die Dauer oder zeitweilig 

ausgeschieden sind. Darunter fallen im wesentlichen Arbeitslose, die in den letzten 12 Monaten 

arbeitslos geworden sind, arbeitsunfCihig Personen, die seit weniger ols 12 Monaten kei-

nen Lohn oder kein Geholt mehr beziehen, werdende Mütter, Wöchnerinnen, die jetzt keinen Lohn 

oder kein Gehalt beziehen, Personen, die in den letzten 12 Monaten in ein Beamtenverhält-

nis übernommen wurden, Personen, die sich selbständig gemacht haben, Personen, dene.n eine 

Versichertenrente aus der gesetzlichen Rentenversicherung zuerkannt worden ist, Frauen, die 

in den letzten 12 Monaten die versicherungspflichtige TCitigkeit nach der Eheschließung aufge­

geben haben. 

Hinsichtlich der Selbständigen gelten die Erläuterungen zur_Frage 18. 

Arbeitslose müssen dem Zweig der gesetzlichen Rentenversicherung zugeordnet werden, dem sie 

vor Be.ginn ihrer Arbeitslosigkeit angehi5rten. 

Fälle, bei denen die Versicherung infolge Rückerstattung der BeitrCige erloschen ist, sind nicht 

zu berücksichtigen. 

Wurden in den letzten 12 Monaten keine Pflichtbeiträge gezahlt, sind keine Eintragungen zu 

machen. 

Zahlte ein Soldat im Grundwehrdienst (Wehrpflichttger) bzw. auf Wehrübung in den letzten 

12 Monaten Pflichtbeiträge, so ist er dem Zweig der gesetzlichen Rentenversicherung zuzu­

ord:aen, dem er vor Beginn seiner Einberufung angehörte. 
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Ist bei Frage 18 und 19 keine Eintragung ge­

macht worden, ist also die Person nicht pflicht­

versichert und hat auch keinen Pflichtbeitrag in 

den letzten 12 Monaten gezahlt, so erfragen Sie 

hier, ob die Person in den letzten 12 Monaten 

wenigstens einen freiwilligen Beitrag zu einer 

in der Frage aufgez<:ihlten gesetzlichen Renten­

versicherungen gezahlt hat. Zutreffendenfalls 

Alters- und InvaliditCits-
vorsorge 

Falls wede,. zu,. Zeit (F,..ge 1B) noeh in den 
letzte" 12 Mo.te" (Frage 19) Pflichtbeit,.1ge 
ent,.ichtet wut'den 

we,. zahUe in de" letzte" 12 Mo_ten freiwillise 
Beit,.1I.ge zu,. 

Rentenve,.siehe,.ung de,. At'beitet' 
(f"ühe,. Irmtlidenve,.sicherung) 

K"'ppaehaftliehen Renten"e,... 
dche,.ung 

Renhnversiche,.ung de,. Ange. 
atellten? 

• IV 

• KRV 2 

• AV 

ist dann die entsprechende Schlüsselzahl der Ver-'------------------' 

sicherung einzutragen, zu der der letzte freiwillige Beitrag gezahlt wurde. 

Es handelt sich hier um Personen, die vor mehr als 12 Monaten aus der Versicherungspflicht auf 

di,e Dauer oder zeitweilig ausgeschieden (vgl. hierzu auch Er!äuterungen zur Frage 19) sind und 

die Versicherung innerhalb der letzten 12 Monate freiwillig fortgesetzt haben. 

Außerdem können freiwillige Beitrl::lge auch zur Fortsetzung einer vor der Rentenreform (1.1.1956) 

begonnenen Selbstversicherung 'entrichtet worden sein. 

Die Fälle, bei denen die Versicherung infolge Rückerstattung der Beitrtige erloschen ist, sind 

hier ebenfalls nicht zu berücksichtigen. 

Wurden in den letzten 12 Monaten keine freiwilligen Beitrage gezahlt, sind keine Eintragungen' 

LU machen. 

Zahlte ein Soldat im Grundwehrdienst (Wehrpflichtiger) bzw. auf Wehrübung in den letzten 

12 Monaten.freiwillige Beiträge, so ist er dem Zweig der gesetzlichen Rentenversicherung zu­

zuordnen, dem er vor Beginn seiner Einberufung angehörte. 
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Ist bei den Fragen 18, 19 und 20 keine 

Eintragung gemacht worden, ist also 

die Person nicht pflicht- oder freiwillig 

versichert und hat auch keinen Pflicht­

beitrag oder freiwilligen Beitrag in den 

letzten 12 Monaten gezahlt, so erfragen 

Sie hier, ob die Person in der Zeit vom 

Ende der Inflation (1.1.1924) bis I Jahr 

vor dem jeweiligen Berichtstermin wenig­

stens einen Pflicht- oder freiwilligen Bei­

trag gezahlt hot. Zutreffendenfalls ist 

dann die entsprechende Schlüsselzahl der 

Versicherung einzutragen, zu der der 

letzte Beitrag gezahlt wurde. 

Alters- und InvaliditC:its­
vorsorge 

Falls •• der zur Z.i" (f .. age 1f) "oe" in den 
letzten .12 "'Maten Pflieh"l>al""age (Frag. 19) 
noch it'l den letzt.n 12 Monaten fr.lwillige 
aeit"äge (Frage 20) ,.u .. den 

Wer zahl". nach End. de .. Inflatiot'l (nach d .. 

1.1.1924) pflichtb.Hräge oder fr.iwillige 

Beiträg. ZU" 

d.,. Al"beiter 
(früh." It'lvalid.nvaraich.rung) 
ohne .. nclwerk.rv .... ich.rung • IV 

Knappechaftlichan Rat'lhnvaraich ... ung • KRV 

Renht'lv.,.sicherung der Ang •• tellten 
(ohn. Hat'ldw."kerv ... Slche .. ung) • AV 

Ioandw.Mt.rversicher ut'l9 
(nach d ... Ges.tz übe,. die Alt.rs­
versorgung für clas Deutsch. tIIlndlrerll 
od.,. nach d .... 
'''''II''Ig&g.set.z)? • HtrV 

Personen, die eine Versichertenrente aus der IV, AV oder KRV oder der HwV (noch dem bis 

31.12.1960 gUltig gewesenen Gesetz über die HwV) erhalten, sind hier nicht anzugeben. 

21. 

Die FC:ille, bei denen die VersiCherung infolge Rückerstattung der Beiträge erloschen ist, sind 

hier ebenfalls nicht zu berücksichtigen. 

Wurden noch Ende der Inflation weder Pflichtbeiträge noch freiwillige Beiträge gezahlt, sind 

keine Eintragungen zu machen. 

Trifft für Soldaten im Grundwehrdienst (Wehrpflichtige) weder Frage 18 noch Frage 19 zu, 

wurden ober Beiträge in der Zeit von 1924 bis 1 Johr vor dem Befragungsstichtag gezahlt, so 

ist die ßntsprechende Schlüsselzahl der Versicherung einzutragen, zu der der letzte Beitrag 

gezah I t wurde. 

- 55 -



Erwerbstätigkeit und sonstige Unterhaltsquellen 

Dieser Abschnitt dient zur Klärung, ob die einzelnen Haushaltsmitglieder erwerbsttitig oder ar­

beitslos sind, und wovon sie ihren lebensunterhalt bestreiten, wenn sie kein Einkommen aus ei­

ner Berufstätigkeit hoben. Auch sind hier Fragen enthalten, die fUr international vergleichbare 

benötigt werden. 

Die richtige Beantwortung der Fragen dieses Abschnittes ist fUr dos Gelingen des Mikrozensus 

entscheidend. ,Beachten Sie bitte deshalb genau die gegebenen Erläuterungen. Zweifelsfölle 

bitten wir auf einem Merkzettel ausfuhrlich zu erläutern. 

- 57 -



Für olle Personen, die in einem Arbeitsverhält­

nis stehen oder selbstöndig ein Gewerbe, einen 

freien Beruf oder eine Landwirtschaft betreiben, 

ist hier "1" einzutragen. Dasselbe gilt für Lehr­

linge, Anlernlinge, Volontöre und sonstige Per­

sonen in einem öhnlichen Ausbi Idungsverhöltnis. 

Erwerbstätigkeit und sonstige 
Unterhaltsquellen 

In ll"gend.inel" W.l .. regel.dig oder 

ode,. berufstätig. haupU'eruflich 

oder nur nebenher, auch .Uhelf,nd i. F .. iU.,... 

betrieb ? 

Ja 

No'. 

22. 

Als erwerbstötig bzw. berufstötig gelten auch die sogenannten "Mithelfenden Familienangehöri­

gen", die im Betrieb eines Haushalts- bzw. Familienmitgliedes arbeiten, ohne daß sie dafür be­

entlohnt werden und ohne daß dafür ein förmliches Arbeitsverhöltnis besteht (siehe Frage 

39). Besonders in der Landwirtschaft wird es oft vorkommen, daß die Bauersfrau neben ihrem 

Haushalt auch noch im landwirtschaftlichen Betrieb mitarbeitet. In diesem Fall ist sie also als 

Mithelfende FamiHenangehörige erwerbstätig. Beachten Sie bitte auch, daß Kinder ab 13 Jahre, 

die z. B. in einem landwirtschaftlichen Betrieb mithelfen, als "erwerbstötig" gelten. 

Auch Aushilfstötigkeiten,' die regelmößig etwa am Wochenende ausgeübt weIden, z. B. als Kell­

ner, als Eis- oder Coca Cola-Verkäufer auf dem Fußballplatz, ferner auch regelmäßig oder un­

regelmäßig ausgeübte Tätigkeiten, die zwar nicht in die Berichtswoche fallen, ober in minde­

stens 3 wöchigem Rhythmus ausgeübt werden, sind hier anzugeben. 

Rentner, die sich zu ihrer Rente noch etwas dazuverdienen, geben diese Tätigkeit ebenfalls on. 

Es ist wichtig, daß auch für Personen, die Tätigkeiten mit nur geringem Arbeitsaufwand ausüben 

(evtl. nur 1 Std. pro Woche), diese Froge bejaht werden muß. 

Beachten Sie, daß es für arbeitslose Haushaltsmitglieder auch dann, wenn sie Arbeitslosengeld 

oder Arbeitslosenhilfe bekommen, möglich und in bestimmtem Rahmen auch er!c;wbt ist, sich 

nock nebenher zu verdienen. 

Werden von Haushaltsmitgliedern Saisonarbeiten oder sich regelmäßig wiederholende Tätigkeiten 

ausgeübt, die aber nie in den April fallen (Ski-Lehrer, Bademeister, Erntehilfe, Aushilfskellner, 

Aushilfsverkäuferinnen), so ist für diesen Personenkreis "2" (Nein) einzutragen. 

Ehrenamtliche Tätigkehen, z. B. als Schöffe, Vormund, Stadtverordneter und Cihnliches, sollen 

durch den Mikrozensus nicht erfaßt werden. 

Auf Grund der bisher gemachten Erfahrungen möchten wir noch einmal ausdrücklich darauf hin­

weisen, daß für alle Haushaltsmitglieder, für die die Frage 22 mit IIJa" beantwort-et worden ist, 

auch Eintragungen im Teil IIErwerbstöti gkeit" LU machen sind. 

Soldaten gelten als erwclhsthtig und sind mit "1" schlüsseln. 
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A. Erhebungslisten, die auf der Vorclerseitez 

rec;b.ts oben, den Ei ndruck 

gelten folgende Erltiuterungen: 

Erwerbsti::itigkeit und sonstige 
Unterhaltsquelle 

Mit dieser Frage wollen wir ausgewi::ihlte 

Gruppen der Bevölker' .. mg feststellen. Be­

achten Sie, daß die hier eingetragenen 

Personen auch noch berufs- oder erwerbs-

Wer i.t: 

HaUGfrau 
Student, Sdlüler 
Wehrpfl i ahtiger 

1 

.' 
3 

23. 

8eroufsaoldat? -______ "-___ ----.J 

ti::itig sein können. Z. B. können Hausfrauen noch einer beruflichen T/jtigkeit (auch als 

Mithelfende Familienangehörige) nachgehen. Auch Studenten oder SchUler sind häufig 

erwerbsttitig. N/jhere Angaben uber die Berufs- oder Erwerbstätigkeit sind im Teil 

IIErwerbsttitigkeit li der Erhebungsliste zu machen. Das gilt auch fUr die im Betrieb des 

Haushai tsvorstandes Mi thel fenden Fam i lienangehörigen. 

Als "Student" ztihlen alle die Haushaltsmitglieder, die Universittiten, TechnTsche Hoch­

schulen, sonstige wissenschaftliche Hochschulen, Pädagogische Hochschulen und hoch­

schultihnliche Institutionen sowie Ingenieur- und Technikerschulen besuchen. 

Zu den SchUlern ztihlen neben den Schulern an allgemeinbildenden Schulen (Volks­

schule, Mittelschule usw.) auch Fach:schUler und BerufsfachschUler, jedoch nicht die 

BerufsschUler, die nur wöchentlich ein- oder zweimal die Berufsschule besuchen. 

Als Berufssoldaten (SchlUsselzahl 114") sirad auch die Soldaten auf Zeit sowie die Be­

reitschaftspolizei und der Bundesgrenzschutz zu zählen. Die Bereitschaftspolizei, die 

kaserniert untergebracht ist, ist jedoch nicht zu verwechseln mit der Ordnungs­

(Sicherheits-) Polizei, die nicht zu den Soldaten rechnet. 

FUr alle Haushaltsmitglieder, fUr die eine der SchlUsseizahlen "1 - 4 11 nicht zutreffen, 

sind keine Eintragungen zu machen. 

Bei Wehrpflichtigen (3) muß ;zu Frage 6 (Grund der Abwesenheit) 117", zu Frage 15 

(Krankenkasse) "8" und zu Frage 16 (Pflichtversichert usw.) 115" eingetragen sein. 
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ist: 
rl ... 

1 

.. ·hrpniCMi9er 
leit-/BeMlfssoldat 
5dllihrjStudiert'ndel' an: 
Gr\md-/Haupt-(Volk.s-l, Realschule 

! 
Fdchsehu1e, 

i 
____ _ 

B. Bei 

h,,'en, 

In diesen Erhebungslisten sind die Antwortkategorien z 

Frage 23 erweitert worden. Für verschiedene Untersu_ 

chungen insbesondere von Fragen der Äusbildungsförde 

rung werden Zatden gebraucht über Schüler Szw. Stu. 

dierende nach Schularten. Bei Angabe "Schüler" bzw, 

"Student 11 ist deshalb zu fragen, welche Art der Schul 

bzw. ob eine z.Z. besucht wird. 

Zur Antwortkategorie "5" (Grund-/Haupt-fVolks-), 

schule} zCihlen auch die Sonderschulen für körperliche 

geistig behinderte Kinder (z.B. Taubstummenschule). 

Wenn angegeben wrrd, iemand besucht z. Z. einen" 

bauzug", so erkundigen Sie sich bitte, an welche Sc 

art der AufbaiJ_wg angeschlossen ist. Aufbauzüge, Aufbauklassen sind lehrplanmäßig festgelegte Einri 

tungen an Volksschulen mit weiterführendem Lehrziel und mittelschulöhnlichem Abschluß, die in de 

Regel mit Abschluß des 10. Schuliahrga'lges enden. 

AuFbauzüge an Höheren Schulen ("Aufbaus.;hule-:") sind Schulen, die auf dem Abschluß eines höher 

Schuliahrganges der Volksschule aufbauen und die SchQler in einem verkürztem Ausbildungsgailg an 

das· Zie'- der Hochschulreife heranführen. Bei Wirtschartsoberschulen ist sorgfältig unterscheiden, 

ob sie eine Form der höheren Schule sind (sie müssen dann die Möglichkeit bieten, wenigstens ein 

eingeschränkte Hochschulreife-Fakultätsreife-zu erwerben) oder ob sie den Charakter einer Berufs­

fachschule tragen. 

einer noch (Abendschulen usw.) sind hier nicht 

sind berufsvorbereitende oder berufsbi Idende Vollzeitschul.!n, die 

a) freiwillig 

b) von schulentlassenen oder vorzeitig abgegangenen Jug:::ndlichen _ i., der 
Regel unter 16 Jahren -

c) in mindestens I Jahr umfassenden Unterricht 

besucht werden. Beispiele: Handelsschule, Houshaltungsst;!,ule, Housholts- und Kinderpflegerinnen­

schule. 
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Fachschulen sind berufsfortbildende Vollzeitschulen, die 

a) freiwillig 

b) auf der Grundlage einer schon erworbenen Berufsausbildung 

c) von nicht mehr berufsschulpflichtigen Personen Uber 18 Jahren 

d) mit 30 bis 40 Wochenstunden Unterricht von mindestens einem 
halben Jahr zur weiteren beruflichen Fortbildung auf einen 
in der Regel bisher qualifizierten Beruf 

besucht werden. Beispiel: Seefahrt-, Kunst-, Musik-, Frauenfach-, Krankenpflegeschulen. 

Zur Kategorie 117
11 gehören auch die Technikerschulen. Hierzu werden Schulen gerechnet, 

die zwar die gleichen Fachrichtungen wie die Ingenieurschulen besitzen, deren Aus-

bi Idungsziel aber die Heranbildung von qualifizierten technischen Kröften zur Unter­

stUtzung der Ingeniel.lre ist. 

Berufsschulen sind bei dieser Frage nicht zu berilcksichtigen .. 

Zu den Kategorien 11 Hausfrau 11 (1), IIWehrpflichti9e:r ll (3) und IIZeit -/Berufssoldat ll (4) 

gelten die Erli:iuterungen analog der Fassung auf Seite 61. 



Hier sind alle Personen zu fragen, ob sie eine 

eigene Pension, Rente oder Unterstützung 

(aoch Hihterbliebenen- und Witwenrente) er­

halten, auch wenn sie davon nicht überwie­

ihren lebensunterhalt bestreiten, z.B. 

zusi:itzliche KB-Rente. Für Ehefrauen von 

Rentnern ist eine Rente nur anzugeben, so­

fern die Ehefrauen auch noch eine eigene 

Rente erhalten. Beachten Sie bitte, daß hier­

zu auch Personen gehören, die Einkommen aus 

eigenem Vermögen, privaten UnterstUtzungen, 

aus Vermietungen und Verpachtungen, Alten­

teil u .• ö. haben. Unterhalt durch Eltern, Ehe­

gatten usw. {wirtschaftliche Abhöngigkeit) ist 

hi,er nicht anzugeben. 

Hat ein Haushaltsmitglied angegeben, doß es 

Rentenempfönger ist, so erfragen Sie die Art 

dieser Rente{n} usw. Beachten Sie bitte, daß 

ein Haushaltsmitglied mehrere Renten usw. be­

ziehen kann. lassen Sie sich bitte alle Renten 

usw. angeben und unterstreichen Sie die über­

wiegende. Achten Sie bitte ouf die Unterschei-

Erwerbsti:itlgkeit und sonstige 
Unterhaltsquellen 

.---_____ 
Wer von dlll Haushalts-itgliedern emlUt P.,sion, "'te oder sonstige Unterstützung und .elcher 
Art sind die Renten-, Pensions- oder lklter­
stützungszahlungen? 

(W".. Renten-.. Pensions- oder Unterstützung ... 
.. pfanger, .elcher Art sind die Rent_, Pen­

&ion&oo od ... UnhrstiitzungSZahlungen? I 

VIII"sicherhnr8l'lte aus der Arbeiterrenten­
versioher.lng 

Versichert,enrlllte aus der 
rentenversioheNng 

Versiohert.enrenh aus der Kreppschafts-

rentenversiche..".ng 

Sonstige Versichertenrente 

Hintel"bliebenen-Iwfitwenrente aus der IV 
Hinterbliebenen-J\'itwenrll'lte aus dar AV 

Hinterblieben_/llitwenrenh aus der KRV 

Sonstige Hint.erblieb .. _J\'itwanrenh 
Renta aua dar Kriegsopfarversol"'9.lng 

(ainschl. Hinterbliebenen-
varsor!J.Ing) 

Unfallranta Odal' Hintarbliebllnenrente 

IV 

AV 

.'" 
SVR 
HR/IV 

HR!AV : 

H""''''I 
SHR ! 

KS 

bei tnfallvarsichel'\mg UR 

Übrige offent.liche Rente U 

Sozialhilfe SO 
P8I'lsionszahlungan aus öff .. tlichEtn 

Kassen p .. s 

Private Unterstützungen Priv 

EinkOMen aus eigen .. Var'llÖg&n 

Rentenzahlungen au.s d .. Ausland RA 

Einkolllllea aus VeNiatunger'l und Verpachtung Pacht 

Altenteil Alt 

dung zwischen einer eigenen Rente (Abkürzun- Abkürzungen (auch uh,......) eintragen.. 

gen "IV, AV, KRV, SVR" usw.) und Hinterbliebenenrente (HR/IV, HR/AV usw.) 

Erhölt z.B. eine Witwe, deren Mann im Krieg gefallen ist, Versichertenrente aus der Arbeiter­

rentenversicherung ihres Ehemannes und gleichzeitig Rente aus der Kriegsopferversorgung, so 

ist "HR/IV, KB" einzutragen. 

War die Witwe in vorliegendem Fall erwerbstötig und bezieht sie aus einer früheren Tötigkeit 

als Verköuferin selbst Versichertenrente aus der Angestelltenrentenversicherung (AV), so ist 

"AV , HR/IV, KB" einzutragen und falls die Rente aus der Angestelltenrentenversicherung die 

überwiegende ist, "AV" zu unterstreichen. 

Unter die vier ersten Kategorien fallen die eigene(n) Rente(n), die' der Rentner aufgrund seiner 

gezahlten Beitröge so bei den Kategorien "IV" und nAV" die eigene Rente aus der Ar­

beiter- bzw. Angestelltenversicherung und bei der Kategorie "SVR" die eigene Rente aus 50n­

wie Zusatzversorgu,ng des Bundes und der U:lnder, Altershilfe für land­

wirte. 
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noch: 
24. 

Wer VOll den Haushaltsmitgliedern erhält 

Pension. RarTte 119.? 

Zu den Kategorien "HR" gehören Renten,; die on Hinterbliebene, also Witwen und Waisen von 

Versicherten in der Arbeiter-,; Angestellten- bzw. knappschaftlichen Rentenversicherung ge­

zahlt werden/ während unter der Kategorie "SHR" Renten an Hinterbliebene von Versicherten 

in den sonstigen Versicherungen anzugeben sind. 

Unter Rente aus der Kriegsopferversorgung (KB) sind auch Zahlungen an HinterbliebeneJ deren 

Ernährer im Kriege vermißt oder gefallen sind (Eltem-, Witwen- und Waisenrente), anzugeben. 

"Übrige öffentliche Renten" (Ü) sind z.B. die Unterhaltshilfe, die aus Mitteln des lastenaus­

gleichs gezahlt wird. 

Zur "Sozialhilfe" (SO) zöhlt z.B. die frühere Fürsorgeunterstützung. Diese UnterstUtzung erhält 

nicht nur der Haushaltsvorstand, sondern auch die einzelnen vom Haushaltsvorstand wirtschaftlich 

abhängigen Haushaltsmitglieder, so daß für iedes einzelne Haushaltsmitglied diese Unterstützungs­

art zu vermerken ist. 

Pensionszahlungen aus öffentlichen Kassen erhalten nur Beamte und solche Personen/ die unter 

Art. 131 des Grundgesetzes fallen. Beachten Sie bitte/ daß Pensionszahlungen im Rahmen einer 

betrieblichen Altersversorgung hier nicht anzugeben sind, sie gehören zu der Gruppe "Private 

Unterstützungen usw.". 

Weiterhin kann hier auch Altenteil oder leibgedinge genannt werden; allerdings wird das nur in 

der Bundesrepublik vorkommen, wo der Hof zu lebzeiten des alten Bauern an den ErbeIl 

übergeben und ein Altenteiler-Vertrag abgeschlossen wird. 

Der Bezug einer Rente (Hinterbliebenen-/Waisenrente), Unterstützung/ Sozialhilfe ist nachdrück­

lich fUr jedes Haushaltsmitglied gesondert zu erfragen. Besonders ist darauf zu achten/ daß auch 

die Waisenrente fUr dos betreffende Kind richtig erfaßt und nicht von der befragten Betreuungs­

person als Teil der eigenen Rente mißverstanden wird .. 

Für alle Haushaltsmitglieder, die die Frage 24 verneint hoben/ ist Eintragung zu machen. 
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Mit dieser Frage an die arbeitslosen Haushalts­

mitglieder soll festgestellt werden; welche von 

ihnen Arbeitslosengeld bzw. Arbeitslosenhilfe 

(volkstümlich ausgedrückt IIArbeitslosenunter­

stützung") erholten. 

In bestimmtem Rahmen ist es erlaubt, daß Ar­

beitslose, auch wenn sie Arbeitslosengeld 

bzw. -hilfe erholten, sich noch etwas dazu 

Erwerbstätigkeit und'sonstige 
Unte'rhaltsquellen 

e,.hlilt Arbeitslosengeld od.,. Arbeitslounhilfe ? 

An9&b. eine,. E ... e .. b&tltigkeit in Frage 22 aohli.et 

Arbeitaloaigkeit nicht au& 

Arbeitsloa 

alt Al"beitslosengeld ode,. ..hilfe 

ohne ArbeitalOilerlg.ld ode .. -nUte 

Zut,.effendenfalla Fr"agen 'Sr _ 39, 41 für letzte 

f"uhe", Erw ... bstätigkeit buntworoten 

25. 

verdienen. tJ,achen Sie dann für diese Erwerbsttitigkeit auch Angaben im Teil 

Als "arbeitslos" ge!ten nur solche Personen, die normalerweise erwerbstätig sind und z. Z. nur 

vorübergehend aus dem Erwerbsleben ausgeschieden sind sowie Schulentlassene, die sich um ei­

ne Lehrstelle bemühen. Die Bezeichnung "arbeitslos" ist unabhängig davon, ob das betreffende 

Haushal.tsmitglied beim Arbeitsamt als Arbeitsloser oder als Arbeitsuchender gemeldet ist bzw. 

ob es Arbeitslosengeld bzw. -hilfe bezieht. Personen, die normalerweise keinem Erwerb nach­

gehen, z. B. Ehefrauen und Rentner ohne eigenen Beruf, sind nicht als Arbeitslose einzutragen. 

Beachten Sie bitte, daß Angaben über die letzte Erwerbstätigkeit nur zu machen sind, wenn der 

Arbeitslose sich nichts dazu verdient, d.h. die Frage nach einer Erwerbstätigkeit verneint hat 

(Frage 22 Schlüsselzahl "2"). 

Bei Schulentlassenen, die noch keine Erwerbsttitigkeit ausgeübt haben, machen Sie bitte bei 

Frage 35 den Vermerk "keine". 

Für alle Haushaltsmitglieder, die diese Frage verneint haben, sind keine Eintragungen zu 

machen. 

- 67 -



Nit dieser Frage soll für alle Haushaltsmilglie­

der die überwiegende Unterhaltsquelle festge­

stellt werden. In der Frage sind die betreffen­

den Kategorien aufgeführt. Verwenden Sie hier­

zu die entsprechenden Schlüsselzahlen. 

Beachten Sie bitte, daß bei Erwerbstätigen nicht 

Erwerbstätigkeit und sonstige 
Unterhaltsquellen 

Wo,.aus .,"d'" Ube,..tesend die Mittel 'ÜI" de" 

Lebe"Sunt'''halt bezog.., ? 

Aus eigene,. E,..eP"bs_ ode,. e.,.ufsUtigkeit 

Rente, Pension, Altenteil, Sozial"Uh, 
.ig. ",e,.,.öge" 

A,.b.itslosengeld, Arbelhlou"hil'. 

Unterhalt dul'Ch Elte,.", E"_.,., us. .. 

Soldat 

32. 

imme'r die Erwerbstätigkeit die überwiegende Un- ,-----------------' 

terhaltsquelle ist; z. B. werden lehrlinge meist ihren Unterhalt von den Eltern und die Mithelfen-

den Familienangehörigen vom Haushaltsvorstand beziehen. 

Bei Rentnern, die noch eine Erwerbstätigkeit ausüben, kann entweder die Rente oder die Erwerbs­

tätigkeit die überwiegende Unterhaltsquelle darstellen. Die Entscheidung wird das betreffende 

Haushaltsmitglied in der Regel danach treffen, woraus Uberwiegend die lVittel für den lebens­

unterhalt bezogen werden. 

Unter die Kategorie "Unterhalt durch Eltern, Ehemann usw. It (Schlüsselzahl "4") fallen z. B. 

Ehefrauen, die nicht erwerbstötig sind, auch sonst keinerlei andere Einkommen haben und mit 

v.om Einkommen ihres Ehemannes leben. 

Ehefrauen, die z.B. aus einer Nebentätigke.it ein geringes zusätzliches Einkommen beziehen, 

vom dem allein sie nicht leben können, geben hier auch "Unterhalt ... " an (Schlüsselzahl "4"). 

Erhöh z_B. ein Student, der am Universitätsort als Untermieter ein Zimmer hat, von seinem 

Vater einen Monatswechsel, dann ist hier anzugeben "Unterhalt ..• " (Schlüsselzahl "4"). 

Bei Soldaten ist generell "1" einzutragen. 
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Diese Frage ist - entgegen der bisherigen 

Regelung - an alle über 13 Jahre alte er­

werbstätige und nichterwerbstätige Haus­

haltsmitglieder zu stellen. Bei den er­

werbstätigen Haushaltsmitgliedem wird es 

sich in diesen Fällen um den Wunsch nach 

einem Arbeitsplatzwechsel handeln. Grün-

Erwerbstötigkeit und sonstige 
Unterhaltsquellen 

Wer sucht eine S.schäftig.mg 

Meldung bei_ Arbeitsut 

Ein. privat. Ste11env ... ittlung 

Persönliche Varbindung 

Bewerbung 

Sonstige Suche? 

33. 

de für den gewünschten Arbeitsplatzwechsel wären z.B.: Die zur Zeit ausgeübte Erwerbstötig­

keit sagt nicht zu, ist körperlich zu schwer, wird schlecht bezahlt. 

Für alle Personen, die eine Beschäftigung bzw. eine andere Beschäftigung suchen, ist die Art 

der Arbeitsuche hier anzugeben. Werden mehrere Wege nebeneinander beschritten, so ist die­

jenige Arbeitsuche, die die niedrigste Schlüsselzahl aufweist, einzutragen. 

Unter "persänliche Verbindung" als Art der Arbeitsuche sind hier Erkundigungen bei Bekannten, 

Verwandten und Freunden zu verstehen • 

. Eine Bewerbung kann sowohl schriftlich als auch mündlich erfolgen. In beiden Fällen ist "5" 

einzutragen. 

Beachten Sie bitte noch, daß für alle Personen, die Arbeitslosengeld bzw. -hilfe erhalten, bei 

dieser Frage in ledem Fall "1" eingetragen sein muß. Für Haushaltsmitglieder, die sich als ar­

beitslos bezeichnet ha.ben, aber kein Arbeitslosengeld keine Arbeitslosenhilfe beziehen, 

muß bei dieser Frage dagegen nicht unbedingt "1" eingetragen sein. 

Für alle Haushaltsmitglieder, die keine Arbeit suchen, ist hier keine Eintragung 

Ist van einem Haushaltsmitglied eine der sechs Antwortmöglichkeiten {1 - 6} angegeben worden, 

so sind die Fragen 8 bis 10 zur Leitfrage "C. Sucht ein Haushaltsmitglied eine Tätigkeit oder will 

es seinen Arbeitsplatz wechseln?" im ERGÄNZUNGSBOGEN ZUM MIKROZENSUS April 1970 

zu beantworten. 
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Erwerbstätigkeit und sonstige 
Unterhaltsquellen 

FUr Personen, die zur Zeit nicht erwerbstBtig r----------------' 
Nur fUr P.,.aonen, die ein. Ar'b.it auohen und zur 

sind und Arbeit suchen, erfragen Sie hier, ob z.it nioht .... erbatltig sin" 

sie schon frOher einmal eine Erwerbstätigkeit 

ausgeUbt haben oder ob sie erstmals eine Be­

schäftigung suchen, was z.8. bei Schulent­

lassenen der Fall sein kann. 

II/ann wurde eine wtl. frUh.,. ... geUbte 
tatigkeit b8M\det1 

(Frillera Er.erbatltigkeit ..... beenclet) 

Wenn in "en htzhn 2 Jahren beend.t, g""UM 
OI.tlll .intragen, sonst •• Jahr der BeerMligung. 

34. 

Als "frUhere Tätigkeit" gilt immer die zuletzt L-FN_':...M-=.:17_-...;1:.:':..., _4'_'_ .. _"_, .. _ ... _ ... ....:.. ________ --' 
ausgeubte Tätigkeit, auch wenn sie schon vor Jahren beendet worden ist. Über diese Erwerbs­

tätigkeit sind dann noch eirige Angaben im Teil "Erwerbstätigkeit" zu machen, die dem Be­

fragten auch bei länger zurUckliegenden Tätigkeiten noch in Erinnerung sein werden. Liegt 

das Ende dieser frUheren Erwerbstätigkeit in den letzten 2 Jahren, so ist das genaue Datum 

- also Tag, Monat, Jahr - einzutragen. liegt das Ende vor diesem Zeitpunkt, genügt die Ein­

tragung der Jahreszahl. 

FUr alle Personen, die keine Arbeit suchen oder Personen, die erwerbstätig sind, sind keine 

Eintragungen zu machen. 
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Erwerbstötigke iten 

a) Personen mit einer Erwerbstätigkeit 

Übt ein Haushaltsmitglied nur eine Erwerbstätigkeit aus - auch wenn sie nur nebenher aus­

geführt wird - so ist diese in diesem Abschnitt einzutragen. Hat ein Haushaltsmitglied meh­

r,ere Erwerbstätigkeiten, so ist als erste Erwerbstätigkeit die Haupterwerbstätigkeit einzutra­

gen. 

Für Arbeitsuchende ohne Tätigkeit, sind in diesem Abschnitt Angaben über ihre letzte frUhere 

Erwerbstätigkeit bei den Fragen 37 - 39 und 41 zu machen. Verdient sich ein Arbeitsloser 

noch etwas dazu oder hilft im Betrieb eines Familienmitgliedes mit, so sind Angaben über diese 

Tätigkeit bei ollen Fragen dieses Abschnittes zu machen. 

b) Personen mit mehreren Erwerbsttitigkeiten 

Gibt z. B. ein Selbständiger an, daß er neben einer Metzgerei noch eine Gastwirtschaft und 

ein Lebensmittelgeschäft betreibt und wird die Tätigkeit in der Metzgerei als Haupterwerbs­

tätigkeit'bezeichnet und diejenige in der Gastwirtschaft als Nebentätigkeit, so ist die als 

Metzger geleistete Tätigkeit als erste Tätigkeit (in dem Hauptteil der liste mit Eintragungs­

möglichkeiten für 5 Personen) einzutragen. Die Tätigkeit als Gastwirt vermerken Sie bitte 

im unteren Teil der liste (zweite gegenwärtige Erwerbstätigkelt). Der Lebensmitteleinzel­

handel, dem in Bezug auf die Tätigkeit des Selbständigen keine Bedeutung zugemessen wur­

de, bleibt unberücksichtigt. Die in der Berichtswoche geleisteten Arbeitsstunden für dos 

Lebensmittelgeschäft sind jedoch zu den Arbeitsstunden der zweiten Tätigkeit zuzuschlagen. 

Kann von einer Auskunftsperson nicht angegeben werden, welche Tätigkeit als Haupterwerbs­

tätigkeit anzusehen ist, so entscheiden Sie bitte nach der Zahl der für die einzelnen Tätig­

keiten geleisteten Arbeitsstunden, falls alle Tätigkeiten als aus­

geübt werden. 

Wird eine Tätigkeit als Selbständiger und Abhängiger ausgeübt (z. B. selbst. Landwirt und 

Waldarbeiter), und kann Ihnen nicht angegeben werden, welche dieser beiden THtigkeiten 

als Haupterwerbstätigkeit zu betrachten ist, so ist diejenige Tätigkeit, für die eine Versiche­

rungspflicht in der gesetzlichen Krankenversicherung und Rentenversicherung besteht, als 

Haupterwerbstätigkeit einzutragen (In vorliegendem Fall also die Tätigkeit als Waldarbeited. 

c) Personen, bei denen Angaben über eine fruhere Erwerbstätigkeit einzutragen sind 

In dem Abschnitt "Erwerbstätigkeit" sind Angaben über die letzte fruhere Erwerbstötigkeit 

zu machen (Fragen 37 - 39, 41), wenn 

1. eine nichterwerbstätige Person eine Beschöftigung sucht (Eintragung zu Frage 33). Hier­

bei spielt es keine Rolle, ob die fruhere TCltigkeit "2" oder "20" Jahre zurUckliegt. 

Bei arbeitsuchenden Personen, die noch nie eine Tätigkeit ausgeübt hoben (z. B. Schul­
entlassene) ist in Frage 35 "keine" einzutragen. 
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2. ein Arbeitsuchender die Frage noch einer Erwerbstätigkeit verneint hat (Frage 22, Schlüs­

selzahl "2") und früher einmal eine Erwerbstätigkeit ausgeübt hot. 
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Hier tragen Sie den Nomen der Firma, des Ar­

beitgebers, der Dienststelle, des Geschäftes, 

der Praxis bzw. des eigenen Betriebes ein, bei 

dem dos betreffende Haushaltsmitglied beschäf­

tigt ist, z.B. Korstadt, Postamt, Wagner & Co., 

Erwerbstätigkeit 

'--________ 

Bei .... " ar"tlelten Si. ? 
(A .. oeitetDel .... l 

Na.e de .. Firu., de' Arbeitgebe .. s, deI" Dienst­

stelle, des Geschäftes, deI" Prallis, des 8ig .. 

nenBetriebes 

Dr. Karl Maier, Rudolf Hofmann. Bei kleineren Betrieoen ist der Firmenname oft identisch mit 

dem Namen des Inhabers des Betriebes. 

Bei Boufirmen ist immer der Name der Firma anzugeben, bei dem das betreffende Haushaltsmit­

glied tätig ist und nicht der Name des Bauherrn, für den die Baufirma das Bauvorhaben ausführt, 

Wenn es sich um eine gleichartige Tätigkeit für mehrere Arbeitgeber (z. B. Putzfrau bei mehrere 

Haushalten) handelt, so genügt die Angabe e'lnes Arbeitgebers. In diesem Fall gilt die Tätigkei 

bei mehreren Arbeitgebern als eine Tätigkeit. 

Verwenden Sie keine nur i:Srtlich bekannten Kurzformen der Firmenbezeichnungen, 

Hier geben Sie den Ort und die Straße an, wo 

das betreffende Haushaltsmitglied arbeitet. Für 

Bauarbeiter ist die Anschrift der augenblickli­

chen Baustelle und nicht der Sitz der Baufilma 

anzugeben. 
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Mit dieser Frage ist der Geschäftszweig (Wirt­

schaftszweig, Branche) der Firma, in der die 

Erwerbstatigkeit 

GeSChllft.azweig des Bet.riebes. da,. 

FirlDll. des Arbeitgebers uew. 

37. 

einzelnen erwerbstätigen Haushaltsmitglieder arbeiten, zu erfragen. Hierbei kommt es uns auf 

eine möglichst genaue Angabe des Wirtschaftszweiges an, wie z. B. Steinkohlenbergwerk, Braun­

kohlenbergwerk, Kupferbergwerk usw. - nicht nur Bergwerk; oder Nähmaschinenfabrik, Fabrik 

fUr landwirtschaftliche Maschinen, Lokomotivfabrik - nicht nur Maschinenfabrik; oder Volks­

schule Schillerstroße - nicht Schulverwaltung; oder Einzelhandel mit Rundfunkgeräten, Tabak­

waren, Sportartikeln - nicht nur Handel; oder Eisenhütte, Kupferhütte usw. - nicht nur Hütten­

werk. 

Ordnen Sie bitte Erwerbstätige nach dem wirtschaftlichen Schwerpunkt der örtlichen Einheit 

(nicht des Unternehmers), in der sie beschäftigt sind, zu. Umfaßt ein Betrieb mehrere Aufgaben­

gebiete (z. B. Groß- und Einzelhandel) so ist mäglichst das überwiegende Betätigungsfeld des 

Betriebes (wirtschaftlicher Schwerpunkt) anzugeben. 

Geben Sie uns bitte bei dem Sektor Handel genau an, ob es sich um Groß- oder Einzelhandel 

handelt. 

Verdient sich ein als Maurer bei einer Baufirma beschäftigte Arbeiter noch etwas nach Feier­

abend auf eigene Rechnung dazu, so übt er zwei Erwerbstätigkeiten aus und ist als "Selbstän­

diger" auch unter dem Abschnitt "zweite gegenwärtige Tätigkeit" einzutragen, obwohl JlGe­

schäftszweig" und "Beruf!! der ersten und zweiten Tätigkeit identisch sind. 

Sind Sie sich einmal nicht sicher, welcher Geschäftszweig einzutragen ist, dann erläutern Sie 

uns genau, womit sich der Betrieb befaßt (Teilbetrieb) in dem Sie tötig sind. Bei der ersten Er­

werbstötigkeit war in Frage 35 noch der Name der Firma anzugeben. Für die in den Erläuterun­

gen zu 

Frage 35 angegebenen 

Firmennamen: 

Karstadt 

Postamt 

Wagner & Co. 

Or. Karl Maier 

Rudolf Hofmann 

wäre beispielsweise 
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bei Frage 37 

einzutragen: 

Kaufhaus 

Bundespost 

Chemische Fabrik 

Arztpraxis 

Landwirtschaft 



Hier ist der z.Z. ausgeUbte Beruf einzutragen. 

Begnügen Sie sich bitte mit allgemeinen 

E.-w'erbstätigkeit 

Welche Tätigkeit (Be,.uf) wir"d ausgeübt? 

(Geg8nwä"tigeTlItigkeit.ae,.uf) 

38. 

Angaben, wie z. B. Kaufmann, Metallarbeiter oder Arbeiter, sondern trogen Sie ein: Zigarren­

händler, Möbelhändler; Stahlgießer, Horizontalbohrer, Bauschlosser; lagerarbeiter, Bauhilfsar­

beiter, Transportarbeiter. Wenn Sie es nicht schon an anderer Stelle festgestellt hoben, so kann 

bei der Feststellung des Berufes das Problem der sog. Doppelberufe, z. B. landwirt und Gastwirt, 

auftreten. Die Ausübung eines solchen Doppelberufes ist nicht als eine, sondern als zwei Er­

werbstätigkeiten anzusehen. Für Personen mit einem solchen Doppelberuf sind also die Fragen 

über die erste und zweite Erwerbstätigkeit zu beantworten. 

Für frühere Erwerbstötigkeiten gilt die Frage 38 analog. 
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Selbständige sind z.B. tätige EigentUmer, Mit­

eigentUmer, Pächter, Unternehmer, selbständige 

Handwerker, selbständige Handelsvertreter, Frei­

berufstätige usw. Personen, die arbeitsrechtlich 

in einem abhängigen Arbeitsverhältnis stehen, 

sind nicht als "selbständig" zu bezeichnen. "Bei 

Ti:Higkeit im Werkvertragsverhältnis gilt die betr. 

Person als "Selbständiger". Ob ein Vertreter als 

Selbständiger anzusehen ist, hängt von seinem 

arbeitsrechtlichen Verhältnis ab. 

Erwerbstmigkeit 

.. iN! Tltigkeit ausgeübt ala: 

Selbatändiger, Pliahter, MiteigontÜlller, 
Z.iacheraeiat.-

Mithelf.nd ... .... 
Bea.t;W", Richter 
Angestellter 

Arbeiter 
Heh_arbeiter 

Hallsg_erbetreibender 

Lehrling, Anlernling, Volontär, Praktikant 
kaufdnni&Gher, technischer 
g .... rblicher? 

39. 

Ein Zwischenmeister gibt, ohne selbst Arbeitnehmer zu sein, die ihm von Gewerbetreibenden 

übertragene Arbeit an Heimarbeiter oder Hausgewerbetreibende weiter. 

Beachten Sie bitte, daß nur gelegentlich Beschäftigte ohne Pflichtversicherung in der Kranken­

kasse oder der gesetzlichen Rentenversicherung entsprechend ihrer Tätigkeit den Selbständigen 

bzw. Arbeitern oder Angestellten zugeordnet werden So sind z.B. Frauen, die bei ei­

nem oder mehreren landwirten gelegentlich arbeiten, den Arbeitern zuzuordnen. Arbeitet da­

gegen ein Rentner als Aushilfsbuchhalter für seine alte Firma, so zählt er zu den Angestellten. 

Personen mit Vertretereigenschaften gelten als Selbständige. 

Mithelfende Familienangehörige sind Personen, die in einem Betrieb mithelfen, mit dessen Be­

triebsinhaber sie verheiratet sind oder sonstige verwandschaftliche Beziehungen bestehen. Der 

Betriebsinhaber braucht nicht im gleichen Haushalt zu leben. 

Haushaltsmitglieder, die sich als Mithelfende Familienangehörige bezeichnen, jedoch sozialver­

sicherungspflichtig sind, sind, je nachdem sie Beiträge zur Arbeiter- oder Angestelltenrenten­

versicherung entrichten, als Arbeiter oder Angestellte zu zählen. 

Beamte sind: Beamte des Bundes, der länder, der Gemeinden, der Körperschaften des Öffentl. 

Rechts einschi. der Beamtenanwärter und der Beamten im Vorbereitungsdienst, Geistliche und 

Beamte der Evong. Kirche in Deutschland und der Römisch-katholischen Kirche (Geistliche und 

Sprecher anderer Religionsbekenntnisse sind dagegen stets als Angestellte einzutragen). Richter 

sind ebenfalls in dieser Kategorie einzutragen. 

Die Bezeichnung "Beamter" wird h?ufig auch für Angestellte verwendet, so z.8. bei Ver­

sicherungsbeamten, Bankbeamten, Betriebs- und Sozialbeamtena In diesen Fällen tragen Sie 

"4" (Angestellter) eina In der Regel werden Sie aus dem Namen der Firma erkennen kännen, 

ob die Bezeichnung Beamter bei der betreffenden Erwerbstätigkeit in einem solchen Sinn ge­

braucht worden sein kann oder nicht. In Zweifelsfällen frogen Sie die bitte 

nochmals genau. 
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noch: 
39. 

wird Tätigkeit ausgeübt ala: 

Angestellte sind: kaufmännische als auch technische Angestellte, leitende Angestellte (z.B. 

Direktoren). Hausgehilfinnen bezeichnen sich vielfach als Hausangestellte, sie sind ober ols 

Angestellte nur donn einzutragen, wenn sie in der pflichtversichert 

sind. Andernfalls zöhlen sie zu den Arbeitern. Gemeindeschwestern zöhlen in der Regel zu 

den Angestellten. 

Arbeiter sind sowohl Facharbeiter ols auch angelernte (auch kurzfristig angelernte) Arbeiter 

und Hilfsarbeiter. 

Heimarbeiter ist ... wer in eigener Wohnung oder selbstgewählter Betriebsstätte allein oder mit 

Familienangehörigen gewerblich arbeitet, jedoch die Verwertung der Arbeitsergebnisse dem 

Auftraggeber überläßt. 

Hausgewerbetreibende sind Personen, die in eigener Wohnung oder Betriebsstätte mit im allge­

meinen nicht mehr als zwei fremden Hilfskräften im Auftrag von Gewerbetreibenden Waren her­

steHen, bearbeiten oder verpacken; selbst wesentlich am Stuck mitarbeiten, jedoch die "Ver­

wertung der Arbeitsergebnisse ·dem Auftraggeber überlassen. 

Lehrlinge bzw. Anlernlinge sind die Haushaltsmitglieder, die sich in einem Lehr- oder Anlern­

verhältnis in Berufsausbildung befinden, dgl. Umschüler, Praktikanten, Volontäre u.a .. 

Bei 2. Erwerbstätigkeit ist zu beachten: 

Hot z.B. ein Maler-(Weißbinder-)geselle auf eigene Rechnung in der Berichtswoche noch 

etwas gearbeitet, so hat er diese Tätigkeit 015 Selbständiger ausgeübt. 

FUr frühere Erwerbstätigkeiten gilt die Frage 39 analog. 
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Unter "fremde 11 Arbeitskrl:ifte versteht man alle 

Arbeitskrl:ifte, die in einem Vertragsverhl:iltnis 

zum Arbeitgeber stehen und Lohn oder Gehalt er­

halten. Es ist möglich, daß diese Arbeitskräfte 

mit dem Arbeitgeber verwandt oder verschwögert 

sind (s. Frage 41). 

Arbeitet ein Selbstl:indiger ohne familienfremde 

Arbeitskrl:ifte, so handelt es sich im Sinne dieser 

Erwerbstl:itigkeit 

WieYiel f •• ilienfr-8IIIde Ar-beit.skräfte werden 
in deli Betrieb des Selbständigen beschäftigt 
lohne Heillarbeihr} ? 

Anzahl eintregen 

00 (Eirtaannbetrieb) 
01 
02 

49 

Bei f •• Uienfrendert Arbeitskräften: 

50 

Befragung um einen Einmannbetrieb, der durch die Signatur 1100" zu kennzeichnen ist. 

40. 

Ist ZU Frage 40 eine Eintragung gemacht worden, so darf zu Frage 39 nur 111" bzw. IIr (Se.lb­

ständige, Zwischenmeister / Hausgewerbetreibende) vorkommen. 

Bei 50 und mehr familienfremden Arbeitskräften ist stets "50" einzutragen. 
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Erwerbstl:itigkeit 

4l. 

FUr olle nicht selbständigen Erwerbstätigen r---------------------J 
- also Mithelfende Familienangehörige, An­

gestellte, Arbeiter usw. - ist festzustellen, 

ob sie in einem Betrieb arbeiten, dessen In­

haber mit ihnen verwandt oder verschwägert 

Ny .. fü .. nicht .elbstärldiq! E,...rb.Utig. 
Wil"d dies. Tätigkeit in .ine. s.t .. ieb ausg.übt, 
d •••• " Inhab ... eH d .. E,....riI.täUg.n .... hai. 
... tet, v.,..."dt od." .. ,..ct.ägert ist ? 

Ja 

Nein 

ist bzw. dessen Ehepartner sie sind. Diese Frage ist z. B. zu bejahen von Personen, die im Be­

trieb ihres Vaters oder Schwiegervaters arbeiten, von Ehefrauen, die im Betrieb ihres Mannes 

arbeiten, von Neffen, die im Betrieb ihres Onkels arbeiten. 

FUr die Eintragung "Ja" ist nicht Voraussetzung, daß der Betriebsinhaber im gleichen Haushalt 

lebt. Bei Mithelfenden Familienangehörigen ist bei dieser Frage stets "Ja" einzutragen. 

FUr frUhere Erwerbstätigkeiten gilt die Frage 41 analog. 

Ist zu Frage 41 eine Eintragung gemacht worden, so darf zu Frage 39 weder "1" (Selbständiger) 

noch "711 (Hausgewerbetreibender) eingetragen sein. 

Da die ehemalige Frage 42 entfällt, sind keine 

Eintragungen zu machen (Spalte bleibt leer). 
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Erwerbstötigkeit 

Für Personen sind hier die in der 

Berichtswoche tatsächlich in der Erwerbstätig­

keit und für diese geleisteten Arbeitsstunden 

- auch ohne Bezahlung - zu ermitteln. Arbeits­

bereitschaft zählt als Arbeitszeit, z. B. bei 

Chauffeuren. Überstunden sind als Arbeitszeit 

zu rechnen. 

Bei Lehrern zählen auch der Zeitaufwand für 

dos Korrigieren der Hefte und die Vorbere itung 

des Unterrichtes als Arbeitszeit. 

Wievi,l Stunden .urden in der Blrichtswoche, 

in dieser und für die .. E ... erbstätigkeit gear­

beitet lohne haus.irtschaftliche Arbeit i. Haus­

halt der eigenen Familie) ? 

(tatsichlich geleistete Arbeit .. tunden eintragen 

ggf.einschl.l.berstundenl 

00 

0' 
02 

03 

ua •• 

Sei 98 und .ehr Stunden "98" eintragen. 

Bei Ärzten ist die fUr die Sprechstunden, Hausbesuche, schriftliche Arbeiten, Laborarbeit usw. 

aufgewendete Zeit einzutragen. 

Der Hin- und Rückweg zur bzw. von der Arbeitsstelle (Betrieb) zählen nicht als Arbeitszeit. 

Einzelne Urlaubs- oder Krankheitstage sind von der wöchentlichen Normalarbeitszeit abzusetzen. 

Bei von Woche zu Woche wechselnden Arbeitszeiten (z. B. in Betrieben mit gleitender Arbeits­

woche oder solche, die jeden zweiten Sonnabend frei haben) ist hier die in der Berichtswoche 

geleistete Arbeitszeit einzutragen. 

Bei Mithelfenden Familienangehörigen - vorwiegend in der Landwirtschaft - sind nur die für 

den Betrieb geleisteten Arbeitsstunden - also ohne die Zeit für hauswirtschaftliche Arbeiten -

anzugeben. Was zur landwirtschaftlichen und was zur hauswirtschaftlichen Tätigkeit zu rechnen 

ist, geht aus den Erläuterungen zu Frage 52 hervor. 

Von Personen, die neben einer zweiten Erwerbstätigkeit noch eine weitere Tätigkeit (3. Erwerbs­

tätigkeit) in der Berichtswoche ausgeübt haben, sind die Stundenangaben der 2. und 3. Erwerbs­

tätigkeit zu addieren und bei der zweiten Erwerbstätigkeit einzutragen. 

Die Frage 43 ist nur für die erste und zweite gegenwärtige Erwerbstätigkeit zu beantworten. 
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Erwerbstötigkeit 

Sollte die Arbeitszeit in der Berichtswoche bei 

der ersten Erwerbstötigkeit weniger als 42 Stun­

den betrogen haben, so fragen Sie bitte nach 

dem Grund und ordnen Sie diesen einer der vor­

gegebenen Kategorie zu und tragen Sie die dazu 

gehörende SchlUsselzahl ein. 

r---------.J 44. 
•• "" .a"i9ar al •• 2 Stunden gear'beiht •• rde" 
Wal aind die Gründ. hierfür 1 

Werden Ihnen mehrere GrUnde angegeben, dann 

tragen Sie bitte die Schlüsselzahl für den über­

wiegenden Grund ein. 

Hat z. B. ein Haushaltsmitglied eine Arbeitszeit 

von 32 Stunden für die Berichtswoche angegeben 

und als Grund "Tarifliche Arbeitszeit (01 )", weil 

im Betrieb nur 40 Wochenstunden gearbeitet wer­

den und außerdem "Krankheit (10}", weil es an 

einem Tag krank war, so ist in diesem Falle die 

Schlüsselzahl "10" {Krankheit} einzutragen. 

Zu den aufgeführten Gründen wöre noch folgen­

des zu sagen: 

Bei dar 1. E ..... rbetltiskeit: 

Auf Gru"d betrieblicher bzw. tariflichar 
Arbeitszeitreg.lu"g 

Arbeit .. ufnatwl i" da" Berichts.oehe 

Ar'blitsbeandigu"9 i" der Berichbwoche 

Arbeihschllhb8lUuwngen, auch' 
Mutterschaft 

Arbei bat,.ei tigkei ten 

ArbeitsatIInden .erden zu andaren Te,..!"en 
als in der 8erichtnocha gelebtet 

K,.ankhait, auch Kill' und Heilstätten... 
behandlung 

Kurzarbeit 

Schlecht.atterlage 

Son!ltige GrÜllda 

Teilbeschllftigung aua aigen .. E"tachluB 

Teilbeschil.fhgung infolge Eigenart 
da" Tltigkeit 

Urlaub, Oianstbefraiung 

Bei .2 Std. und •• h,. und b.i f"ühe"a" 
Erwa,.b.tlitigkeit: Keine Eintragung 

Bai "0" Stundan in da,. 2. Erwat'bltlitig!teit: 

..... beitsetund.n zu Ind.ren Te,..ina ... 
g.l.istet 

Sonstiga Gründe 

Betriebliche bzw. tarifliche Arbeitszeitregelung 

01 

rn ... 
06 

03 

12 

10 

04 

02 

13 

09 

0' 
11 

12 

13 

(Schlüsselzahl "01 ") liegt vor, wenn in einem Be- "-______________ -.1 

trieb die kontinuierliche Arbeitsweise eingeführt worden ist und deshalb in der Berichtswoche 

unter Umstönden weniger als 42 Stunden gearbeitet wurde, etwa wenn beim Schichtwechsel auf­

tretende freie Tage in die Berichtswoche fallen. Unter betriebliche Arbeitszeitregelung föllt es 

auch, wenn z. B. jeder zweite Sonnabend frei ist und dieser freie Sonnabend in 14-tögigem Rhyth­

mus eingearbeitet wird. In der Woche mit dem freien Sonnabend wird unter 42 Stunden gearbei­

tet; sofern diese Woche Berichtswoche ist, erfolgt die Eintragung u01 tI {Auf Grund betrieblicher 

bzw. tariflicher Arbeitszeitregelung). 

{SchlUsselzahl tt02 tt } als Grund kann z. B. in der Landwirtschaft und in der 

Bauindustrie vorkommen. Höufig wird dort wöhrend einer kUrze ren oder löngeren Regenperiode 

verkUrzt gearbeitet, wenn die Arbeit nicht überhaupt ruht. 

Arbeitsstreitigkeiten {SchlUsselzahl "03 11
} sind als Grund einzutragen bei Streiks oder Aussper-

rungen. 

Bei Kurzarbeit (SchlUsselzahl 1I04") {darf nur bei Abhöngigen - also Angestellten, Arbeitern 

usw. - eingetragen werden} ist on die Fölle gedacht, in denen in Betrieben z. B. wegen Auf­

trogsmangels weniger als die tariflich vereinbarte Arbeitszeit gearbeitet wird. 
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WeM .erüger als 42 Stunden geal"beitet .erden 

Teiioescnöftigung infolge Eigenart der Tätigkeit (Schlüsselzahl "05") liegt dann vor, wenn z. B. 

Putzfrauen, die Büros reinigen, als 42 Stunden in der Woc_he arbeiten. 

Arbeitsschutzbestimmungen, auch Mutterschaft (Schlüsselzahl "06") wird in der Hauptsache bei 

Jugendlichen und bei Beschäftigten in Betrieben oder Tätigkeiten mit besonderer Gesundheits­

gefährdung einzutragen sein, wenn unter bestimmten Voraussetzungen Freizeit zu gewähren ist 

oder eine jeweils Wochenarbeitszeit nicht überschritten werden dorf. Beachten Sie 

bitte, daß auch Arbeitsfreistellungen werdender oder niedergekommener Mütter den Arbeits­

schutzbestimmungen zuzuordnen sind. 

Arbeitsaufnahme (Schlüsselzahl "07") wöre dann einzutragen, wenn der Erwerbstätige erst der 

Berichtswoche, z.B. am Mittwoch oder Donnerstag, die Arbeit aufgenommen hat. 

Bei Arbeitsbeendigung (Schlüsselzahl "08") liegt der umgekehrte Fall vor. Schließt ein Erwerbs­

tätiger seine Tätigkeit am Donnerstag der Berichtswoche ab und beginnt seine neue Tätigkeit am 

Montag der folgenden Woche, dann ist als Grund für eine kürzere Arbeitszeit als 42 Stunden in 

der Berichtswoche "08" einzutragen. 

Teilbeschäftigung aus eigenem (Schlüsselzahl "09") ist dann einzutragen, wenn die 

Art der Tätigkeit auch eine Ganztagsarbeit ermöglicht. Diese Fälle werden z. B. bei städtischen 

Verkehrsbetrieben auftreten, die z. B. Schaffnerinnen auch halbtags beschäftigen, wenn diese 

es wollen. 

Die Kategorie "Arbeitsstunden werden zu anderen Terminen als in der Berichtswoche geleistet" 

(Schlüsselzahl 1112") ist für Fälle gedacht, in denen ein Haushaltsmitglied z.B. in 14-tägigem 

Rhythmus regelmäßig eine bestimmte Tätid<;eit ausübt, ober gerade in der Berichtswoche nicht 

gearbeitet hot. 

Bei Selbständigen, die weniger als 42 Stunden arbeiten, kann als Grund hierfür auch "Auftrags­

mangel usw. 11 angegeben werden. Tragen Sie in derartigen Fällen die Schlüsselzahl"13" (Son­

stige Gründe) ein. 

Für alle Haushaltsmitglieder, für die die Frage 44 nicht zutrifft, sind keine Eintragungen zu 

machen. 

Die Frage 44 ist für die erste und zweite gegenwärtige Erwerbstötigkeit zu beantworten. 
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Mit Frage 50 soll festgestellt werden, wie hoch 

dos Nettoeinkommen war, dos die einzelnen 

Haushaltsmitgl ieder im Monat März bezogen 

hoben. 

Nicht noch ihrem Einkommen befragt werden 

1. Selbständige in der Landwirtschaft und 

2. olle Mithelfenden Familienangehörigen 

ohne Pflichtversicherung in der Kranken­

kasse und ohne Pflichtversicherung in der 

Rentenversi cherung. 

Bezieht jedoch ein Mithelfender Familien­

angehö0ger ohne Pflichtversicherung in der 

Krankenkasse und ohne Pflichtversicherung 

Erwerbstätigkeit 

.--_______ r;.\ 
Wie hoeh .a" 1. Monat M/i"z das N.ttoeinkOlllllen 
de" einzelnen .... ushalts.itglied;;:-r5elbshndig. 
in de" Landwi"tsckaft und alle Mith.lhnd. Fa_ 
.ilienangehö"igen ohne Pfliohtve"aiche"u"g in 
d." k"ankenkass. und ohne Pfl1chtwe"siche,..,"g in 
de"Rente"ve"siche,.",ng •• 

bis unte,. 150 DM 

150 300 DM 

300 600 DM 

600 800 o. 
800 1200 DM 

, 200 1800 DM 

Selbstandig. Landwi,.te und aU. Mithelfe_ 
de" ohne Pf'liehtv,,,siche,,,,,;g1'n de" Kra_ 
kenkasa. lind ahn. Pf!iehtve"sieh."un9 In de,. 

sofern dies. Mithelf ...... 
de" Fa.iUerm"g.hör"ig." kei"e Ei"künft. auS 
Re"taete.hab." 

in der Rentenversicherung Einkünfte aus Rente etc., so ist auch für diesen Mithelfenden die 

Nettoeinkommensgruppe zu erfragen und die entsprechende Schlüsselzahl einzutragen. 

Weisen Sie die Auskunftsperson darauf hin, daß diese Unterlagen nur für statistische Zwecke ver­

wendet werden, nicht für andere Ämter bestimmt sind sowie strengster Verschwiegenheit unterlie­

gen, und daß nur grobe Einkommensgruppen zu ermitteln sind. 

a) Eigentliche Fragestellung 

Falls Schwierigkeiten bei der Fragestellung auftreten, weisen Sie bitte darauf hin, daß der 

Haushalt die Möglichkeit hat, seine Angaben brieflich unmittelbar an das zustöndige Stati­

stische Landesamt zu senden. Sie selbst ersparen sich dadurch einen weiteren Besuch. Wird 

davon Gebrauch gemacht, so muß die Auskunftsperson auch die Ordnungsangaben vermerken, 

die Sie in einem solchen Fall hinterlassen müssen. 

Teilen.Sie dann bitte diesen Sachverhalt ("Angabe des Nettoeinkommens dem StLA direkt 

gemocht") dem Statistischen Landesamt mit. In diesen Föllen ist in der Erhebungsliste keine 

Eintragung zu machen. 
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vie hoch .. al" i" Monat Mäl"z da. NettoeinkOlll.en 

b) Die Einkommensgruppen 

Zur Erleichterung der Einkommensermittlung wurden folgende Gruppen gebildet: 

150 DM 

300 DM 

600 DM 

800 DM 

I 200 DIv' 

bis unter 

I 800 DM und mehr 

150 DM = Gruppe 

300 DM = 

600 DM = 
800 DM = 

I 200 DIv' = 

I 800 DM = 

Selbständiger Landwirt und Mit-
he Ifender Fami lienangehöriger, 
sofern dieser Mithelfende Fami­
lienangehörige keine Einkünfte 
aus Rente etc. hot = 

Kein Einkommen: Keine Eintragung 

4 

5 

6 

Diese 9ruppen sollen der Auskunftsperson jedoch nicht einfach vorgelesen werden, sondern 

. sie ist darauf hinzuweisen, daß eine Angabe der Größenordnung des monatlichen Nettoein­

kommens genügt. Anschließend ordnen Sie jeweils für jedes Haushaltsmitglied den genann­

ten Betrog der zugehörigen Gruppen zu. 

c) Einkommensbezieher und Einkommensorten 

Beachten Sie bitte drei wichtige Erhebungsgrundsätze: 

1. olle Einnahmen eines Haushaltsmitgliedes, gleichgültig wekher Art und aus welchen 
Quellen, sind vollständig zu erfassen, 

2. diese Einnahmen sind für jedes Haushaltsmitglied festzustellen 

3. und möglichst genau der zugehörigen Einkommensgruppe zuzuordnen. 

für die Erhebung ist dos Gesamteinkommen der Personen eines Haushalts, die über irgend­

welche Einkommen im Monat März verfügten, zu erfassen und in Frage 50 der Erhebungs­

liste in der jeweils zugehtsrigen Gruppe einzutragen. 

d) Was ist "Nettoeinkommen"? 

Für diese Befragung soll - wie bereits gesagt - das Nettoeinkommen des Monats Ml:irz er­

faßt werden. Da bei Selbstöndigen oft nur das Nettoeinkommen des gesamten Jahres be­

kannt ist, muß für diese Feststellung der Jahresbetrag durch 12 (Monate) geteilt werden. 

Von diesem Betrog müßten also auch die Werbungskosten und Sonderausgaben abgesetzt 

sein, ehe dos genannte Nettoeinkommen der jeweiligen Gruppe zugeordnet werden kann. 
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Wie hoch war i. Monat März das NettoeinItOben ? 

Beachten Sie bitte, daß Selbständige auch 

1. Leistungen aus dem Lastenausgleichsfond, 

2. Renten aus der Kriegsopferversorgung oder 
sonstige öffentliche Renten und Pensionen, 

3. öffentliche Beihilfen, 

4. Abfindungen, 

5. private Renten, Pensionen oder 
sonstige Unterhaltsleistungen • 

beziehen können, die dem Einkommen zuzurechnen sind. 

Bei Personen, die abhängig erwerbstätig sind, also Beamte, Angestellte oder Arbeiter, ist 

gleichfalls darauf zu achten, daß das Nettoeinkommen für März genannt wird. Die Lohn­

und Gehaltsabrechnungen stellen zunöchst einen Bruttobetrag dar, von dem AbzUge einbe­

halten werden. 

Es handelt sich hierbei um die Lohnsteuer, die Kirchensteuer und die Sozialversicherungsbei­

einschI. der Beiträge zu einer kommunalen oder staatlichen Zusotzversorgungsanstalt. 

Nicht als Abzüge gelten Beträge für Vorschüsse, Werkswohnungsmiete, betriebliche Sterbe­

kasse, Ratenzahlungen oder "gerichtliche Lohn- und Gehaltspfändungen, die der Arbeitgeber 

gleich einbehält. 

Diese "Abzüge" sind also deI!! ausgezahlten Nettobetrag hinzuzurechnen. Weisen Sie den 

Befragten hierauf bitte hin, damit eine klare Gruppenzuordnung gewährleistet ist. 

Ferner ist folgendes zu beachten: 

Erhält ein Arbeiter am 25. März einen Lohnabschlag und erst am 10. April die Endabrech­

nung, so bitten Sie ihn, Ihnen die Höhe der Abschlagszahlung und den ungefähren Restbe­

trag zusammen anzugeben. Einmalige Zahlungen, wie z.B. Lotteriegewinne, sind hier nicht 

zu berücksichtigen. 

e) Die wichtigsten Einkommensquellen 

Da Personen, die abhängig erwerbsHitig sind, oft nur das Gehalt oder den Monatslohn als 

"Einnahmen" ansehen, andere Einkünfte iedoch nicht immer berUcksichtigen, sind die wich­

tigsten Quellen im folgenden genannt: 

1. Lohn oder Gehalt I 4. Öffentliche Pension, 

2. Gratifikation, 13. Monatsgehalt. 5. Öffentliche UnterstUtzung, 

3. Öffentl iche Rente, 6. Untervermietung I 

7. Private Rente und Unterstützung, Vermögenseinkommen , Sonstiges 
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- 1, _________ ----. 

Die Angabe von Sachbezügen (Naturalbezügen, Deputaten) darf hierbei nicht vergessen 

werden und soll in einem DM-Betrag angegeben werden. 

Erhält ein Haushaltsmitglied von seinem Arbeitgeber volle Verpflegung und/oder Unterkunft, 

so sind folgende Werte für die Sachbezüge einzusetzen: 

Art des Sachbezuges tägl ich monatlich 

Freie Kost + Wohnung einschließlich 
Heizung und Beleuchtung 

Volle Kost 

Wohnung mit Heizung und Beleuchtung 

ON 
ON 
ON 

5, -- ON 155,--

3,50 ON 109, --

1,50 DM 46, --

Wird die freie Kost und Wohnung nicht nur dem Arbeitnehmer allein, sondern auch seinen 
Familienangehörigen gewährt, so ist der Wert der Sachbezüge zu erhöhen 

1. Für die Ehefrau 

2. Für iedes Kind bis zum 6. lebensjahr 

3. Für jedes Kind im Alter von mehr als 6 Jahren 

80 % 

30 % 

40 % 

Bitte beachten Sie, daß auch Einkünfte haben können. Gedacht ist hierbei an 

Waisenrenten, AI imentenzahlungen und Ausbildungsbeihilfen. 

Einkommen in ausländischer Währung sind in Deutsche Wark umzurechnen. 

Hat ein Haushaltsmitglied Einkommen aus der eben angeführten Quellen, so sind 

die einzelnen Beträge zu addieren und es ist dann die für das Gesamteinkommen zutreffen­

de Einkommensgruppe einzutragen. 

Größere einmalige Betröge, wie Auszahlungen von Lebensversicherungen, Hauptentschädi­

gungen des Lastenausgleichs usw. sind nicht einzubeziehen. 

Trennungsentschädigungen, Auslösungen usw. gelten nicht als Einkommen. 
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Haushalt mit Landwirtschaft, 

In diesem Abschnitt ist die Größe der vam Haushalt genutzten Bodenflächen zu erfragen und 

festzustellen, wer von den Haushaltsmitgliedern sich an der Bewirtschaftung beteiligt. Oft 

wird von Haushartsmitgliedern vergessen, ihre f0ithilfe in einem landwirtschaftlichen Betrieb 

anzugeben, weil sie sich manchmal nicht schlüssig sind, ob auch eine nur gelegentliche Mh­

hilfe in der Landwirtschaft angegeben werden soll. Grundsätzlich ist jede in der Berichts .... cche 

im landwirtschaftlichen Betrieb des Haushaltes geleistete Arbeit anzugeben, auch wenn es sich 

z. B. nur um einen Tag Erntehilfe gehandelt hat. Weiterhin kann z. B. der Sohn eines Bauern, 

der tagsüber in der" Fabrik arbeitet, noch abends bei seinem Vater in der Landwirtschaft mit­

helfen, oder die schulentlassene Tochter, die noch im elterlichen Haushalt lebt, kann in der 

landwirtschaft mithelfen. Fragen Sie insbesondere bei den Bauersfrauen ausdrücklich nach ihrer 

Tätigkeit in der Tätigkeiten im eigenen Hausnalt werden hier nicht erfaßt. Um 

alle landwirtschaftlichen Tätigkeiten möglichst vollständig zu ermitteln, wird von der Größe 

der vom Haushalt bewirtschafteten Fläche ausgegangen und dann gefragt, wer von den Hous­

holtsmitgliedern in der Berichtswoche sich on der Bewirtschaftung beteiligt hot. 
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Hier ist die Größe der genutzten Fläche des 

vom Haushalt Betriebes an­

zugeben und entsprechend der Größe der ge­

nutzten Fläche die zutreffende Schlüsselzahl 

einzutragen, und zwar bei allen Haushalts­

mitgliedern. Bei Haushaltsmitgliedern mit 2 

Erwerbstätigkeiten ist die der Größe der ge­

nutzten Fläche entsprechende Schlüsselzahl 

bei beiden Erwerbstätigkeiten einzutragen. 

Zur landwirtschaftlich genutzten Fläche 

rechnen Ackerland, Gartenland, Flächen 

mit Obstanlagen, Baumschulen außerhalb 

der Forstbetriebe, Wiesen, Viehweiden, 

Landwirtschaft 

Wetln wo. Itl.ushalt aus eine Bod.nfllcha (Huhfllche) 

(anlugebon auch fu .. Fliehen unter 0,5 hal, .ilt. Bau.. 
sChul. u.d91. oder hert\altu'1g betrieben od ... eine 
1fa1dflilcheb .. irtschaftet.lrd.lstf ..... >lIll.ng.g ... 

di. e'1tspreCh.nue Selll"$ullahl bei 
allen '-"shalhellqliede .. '1 .I '11"t .. "9 .... 
(Bewlrtaehaftete 18nOWlrtlchaftllche F!IICII. VOll •••• 
bis unter .... ha G .. oße de,. Sode"fU'c'>e1; 

0,5 ba 

10 

20 

N",.Uerlucht 

ha 

10 

20 

.. 

... 

'" ... ... 

Rebland und Korbweidenanlagen. Wenn eine BodenOäche bewirtschaftet wird, dann fragen Sie 

zunächst nach der Größe. Lassen Sie sich diese bitte noch Möglichkeit in Hektar angeben. 

Sollte die Angabe in einem ortsüblichen Flächenmaß gemacht worden sein, dann rechnen 

Sie bitte die angegebenen Flächenmaße entsprechend der folgenden Übersicht auf Hektar um. 

Übersicht 

zur Umrechnung ortsübl icher Flächenmaße in Hektar 

Ortsübliches Flächenmaß qm c 0 ho 

Wirtschaftsmorgen 250O 25, J 0,25 

Quadrat Rute in Braunschweig 20,6 0,2063 0,002063 

Quadrat Rute in Hannover 21,8 0,2184 0,002184 

Quadrat Rute in Preußen 14,2 0,14185 0,0014185 

Jück in Oldenburg 4583 45,83 0,4583 

Feldmorgen in Braunschweig 2502 25,02 0,2502 

Waldmorgen in Brounschweig 3354 33,54 0,3354 

Morgen in Hannover 2621 26,21 0,2621 

Morgen in Preußen 2553 25,53 0,2553 

Morgen in Oldenburg 12 216 122,16 1,2216 

fränk. Morgen 200O 20,0 0,20 

Tagewerk 3407 34,07 0,3407 

württemb. Morgen 3 150 31,5 0,315 

badischer Morgen 360O 36,0 0,36 

Demat in Schi. -Holstein 500O 50,0 0,50 

Tonne in SchI. -Halste in 500O 50, ° 0,50 
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Wenn yeti Haushalt aus eine Bodenfläche ... 

Nicht als landwirtschaftlich genutzte FlCichen rechnen Forsten und Holzungen, unkultivierte 

MoorflCichen, Ödland und Unland (auch Steinbrüche, Sondgruben usw.), Gebäude, Hof­

flächen t Wege land sowie Gewässer. 

Wird vom Haushalt keine Bodenfläche genutzt, so sind keine Eintragungen vorzunehmen. 
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Stellen Sie hier bitte fest, welche der Hous­

haltsmitglieder in dem untel Frage 51 angege­

benen Betrieb in der Berichtswoche gearbeitet 

bzw. mitgeholfen hoben. Grundsätzlich 'Ist 

hier iede in der Berichtswoche geleistete Ar-

beit in der lond\ ... irtschaft anzugeben, auch 

Landwirtschaft 

Wer von den Haushaltuitgliedern .ar in der Be­
.richts.ochl!l in ae... VOIII Ha ... shalt genutzten la;;d: 

(In dies" land.irhchaftlichen Betrieb _itar_ 
butend) 

wenn es sich z. B. nur um gelegentliche tageweise Hilfe gehandelt hot. Hauswirtschaftliehe 

Arbeiten sind hier anzugeben. Zur landwirtschaftlichen Arbeit rechnet insbesondere: 

Feldarbeit, Melken, das Besorgen einer Kle'lntierhaltung, Futterzubereitung, t-,'ilchkannen­

reinigung, Arbeiten im Gemüse- und Obstgarten, Verarbeitung von Erzeugnissen aus land­

wirtschaftlichen Betrieben (Kösen, Buttern) usw .. Hauswirtschaftliche Arbeiten sind alle Ver­

richtungen im Haushalt für die Beköstigung und sonstige Versorgung der Familie des Betriebs­

inhabers und der im Betriebshaushalt lebenden oder beköstigten fami lienfremden Arbeitskräfte. 

Gibt hier eine Person an, daß sie in der Landwirtschaft hilft, so prüfen Sie bitte, ob für diese 

Tätigkeit im Teil "Erweibstätigkeit" (Erste odel ::weite gegenwärtige Erwerbstätigkeit) bereits 

Eintragungen gemacht worden sind. Ist das nicht der Fall, so holen Sie diese Eintragungen 

noch. Die bisherigen Elfahrungen hoben nämlich gez.eigt, daß landwirtschaftliche Nebentä-

tigkeiten leicht vergessen werden. 

Wird vom Haushalt aus eine Bodenfläche genutzt, so ist bei HoushaltsmitgliedeTn mit 2 Er­

werbstätigkeiten, je nachdem, ob das Haushaltsmitglied in dem vom Haushalt genutzten land­

wirtschaftlichen Betrieb tötig wal oder nicht, die Schlüsselzahl "1" oder "2" bei beiden Er­

werbstätigkeiten einzutragen. 

Wird vom Haushalt keine Bodenfläche genutzt, so sind keine Eintragungen vorzunehmen. 
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ERGÄNZUNGSBOGEN ZUM MIKROZENSUS APRIL 1970 



Allgemeines 

Ergänzungsbogen zum Mikrozensus April J970 sind für jeden Haushalt anzulegen und 

damit folgende Leitfragen zu stellen: 

A. Werden vom Haushalt aus Bodenflächen unter 5000 qm Gesamtflöche 

- einschi. Gebäude_ und Hofflächen, Wege USw. (mit gepachteten, 

aber ohne verpachtete Fläch91) - genutzt? 

B. Hat ein HOL6haltsmitglied eine ausländische Staatsangehörigkeit? 

c. Sucht ein Haushaltsmitglied eine Tätigkeit oder will es seinen Arbeits­

platz wechseln? 

Wurde zu einer bzw. allen Leitfragen "Ja" geantwortet, so sind die zu jeder leit­

frage gehörenden Fo Igefragen zu beantworten (zu A: Fragen J - 3; zu B: Frage 7; 

zu Frage C: Fragen 8 - 10). Bei der Antwort "Nein" entfallen die entsprechenden 

Folgefragen. Es ist aha ein Ergänzungsbogen auch dann anzulegen, wenn alle leit­

fragen mit "Nein" beantwortet werden. 

I. Gärten und landwirtschaftlich genutzte Flächen (Leitfrage A) 

Dieser Abschnitt dient der Feststellung, welche Hau .. halte einen Hausgarten, Klein­

garten, Schrebergarten, Ackerland und sonstige landwirtschaftlich genutzte Fläche 

(z.B. Rebbrache, Baumschule, Wiese, Weide) unter 5000 qm Gesamtflöche haben 

und wie groß die Flächen sird, auf denen im Jahre 1970 Erdbeeren, Kartoffeln und 

Gemüse angebaut werden. 

Werden vom Haushalt aus Bodenflächen über 0,5 ha genutzt, ist die Leitfrage A 

mit "Nein" zu beantworten. 

Erläuterungen zu den einzelnen Fragen 

Hier erfragen Sie bitte die Größe der gesamten Boden- 'lr,-.-. -..... --•• -,-.,-.• -;-.... -,-. 
fläche und trogen Sie sie in Quadratmetern ein. Zur 

"Gesamtfläche" zählen auch Gebäude- und Hofflächen, Wege usw. sowie gepachtete, 

aber keine verpachteten Flächen. 

Wird dlo flache Hausgarten; Klei;':,- Schrebe,.garten, lesllllfläohe. Ackarland; Sonstige 

landwirtsohefUloh genul.zte fläch. (.z.Il. l:Iaulllsohule, lrIiese, ""eide)? 

Als Betriebsarten sind vier Kategorien vorgegeben, bei denen entweder "Ja" oder "Nein" 

anzukreuzen ist. Zur Kategorie "Ackerland" gehören Flächen des FeldgemUseboues und 

des Erwerbsgartenbaues. Achten Sie bitte besonders auf die genaue Erfassung der Haus­

gtirten. 
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3.1 
wie groß ist die Flioh., ayf der i. Jahre 1970 a"gebaut .. Nil': ... en, G.üse? 

Erfragen Sie bitte, auf wieviel Quadratmetern im Jahre 1970 Erdbeeren, Kartoffeln 

und GemUse angebaut werden. Dabei sind Anbauflöchen unter Glas mit anzugeben. 

Bei mehrfacher Nutzung einer Fläche im Jahre 1970 ist sie nur mit ihrer hauptsäch­

lichen Nutzungsart einmal anzugeben. Spargel und Rhabarber sowie Flächen Sa­

men- und Stecklingsgewinnung sind unter den Gernüseflächen zu erfassen. Nicht ein­

!ubeziehen sind die Gewürzpflanzen. 

11. Auslöndische Staatsangehörigkeit (leitfrage B) und Arbeitsuche (leitfrage C) 

Das Statistische Amt der Europöischen Gemeinschaften (SAEG) wiederholt im April 

1970 in den Mitgliedsländern der Europöischen Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) die 

im April 1968 erstmals durchgeführte gemeinsame Stichprobenerhebung über Arbeits­

kräfte. 

Dos für die gemeinsame Stichprobenerhebung über Arbeitskräfte vorgesehene Fragen­

programm ist im wesentlichen bereits im Mikrozensusgrundprogramm enthalten. Dieses 

Programm ist lediglich in zwei Punkten zu ergänzen: 

1. Die Angabe der ausländischen Staatsangehörigkeit ist in ausführlicher Form zu 

erheben, 

2. an Arbeitsuchende sowie Personen, die ihren Arbeitsplatz wechseln wollen, 

sind drei zusätzliche Fragen zu stellen. 

Die entsprechenden Leitfragen zu 1. und 2. lauten: 

B. Hot ein Haushaltsmitglied eine ausländische Staatsangehörigkeit? 

C. Sucht ein Haushaltsmitglied eine Tätigkeit oder will es seinen Arbeitsplatz wecheln? 

Diese zwei Leitfragen sind unbedingt in jedem Haushalt zu stellen! 

Wird eine dieser Fragen oder werden beide Fragen mit IIJa" beantwortet, so sind die 

entsprechenden Fragen (Fragen 7 und/oder 8 bis 10) an die betreff;nden Haushaltsmit­

glieder zu stellen. Wurde vom Haushalt sowohl die Frage B als auch C mit IINein" 

beantwortet, so ist die Befragung mit diesem Bogen beendet. 

Die entspricht der Frage 11 des Grunderhebungsbogens. Allerdings werden 

in Frage 11 nur regional zusammengefaßte Gruppen ausländischer Staatsangehörigkeiten 

als Kategorien erhoben. Vom SAEG wird jedoch im Hinblick auf die zunehmende Frei­

zügigkeit der Wanderung ausländischer Arbeitskräfte eine detaillierte Aufgliederung der 
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in den einzelnen Mitgliedsländern lebenden ausländischen Staatsangehörigen benötigt. 

Aus diesem Grunde muß diese Frage nochmals gestellt und die ausführliche Staatsan­

gehörigkeit erfragt werden. 

Staatenlose sind hier nicht zu erfassen. Hat ein Haushaltsmitglied sowohl die deutsche 

als auch eine ausländische Staatsangehörigkeit, so ist die deutsche Staatsangehörigkeit 

maßgebend und somit keine Staatsangehörigkeit mit diesem Bogen zu erfragen. 

Mit der Leitfrage C soll festgestellt werden, ob 

a) ein Haushaltsmitglied, das nicht erwerbstätig oder arbeitslos ist, eine Tätigkeit 
sucht, ---

b) ein erwerbstätiges Haushaltsmitglied eine andere Tätigkeit sucht, weil die zur Zeit 
ausgeübte Tätigkeit z. B. nicht zusagt, körperlich zu schwer ist, oder schlecht 
bezahlt wird. 

Mit dieser Frage ist somit der gleiche Personenkreis anzusprechen, wie der mit der 

Frage 33 des Grunderhebungsbogens. 

Erläuterungen zu den einzelnen Fragen 

Wurde die Frage B oder/und C mit "Ja" beant-

wortet, so tragen Sie hier den bzw. die Namen und Vornamen der betreffenden Haus­

haltsmitglieder ein. 

Die Ifd. Nr. der Person im Haushalt übernehmen 

Sie bitte aus Frage 2 der Grunderhebungsliste. 

Bei Anstaltsinsassen und -personal ist hier die. 

Ifd. Nr. der Person in der Anstalt aus der Grundemebungsliste zu übernehmen. Sie ist 

in der Grunderhebungsliste neben dem Familien- und Vornamen enthalten. 

Bei nicht zur Anstalt gehörenden Personen ist die Frage 5 leer zu lassen. 

Diese Eintragung ist vom Statistischen Landesamt 

zu machen. 

r-I 16. 
Anstalt.sart 

,.• ---==----St:alsangehorigkeil - I 
Hier tragen Sie bitte die bei Beantwortung der 
Frage 11 des Grundbogens angegebene ausländische Staatsangehörigkeit in Klartext ein. 

Bei doppelter ausländischer Staatsangehörigkeit soll der Befragte entscheiden, welche 

Staatsangehörigkeit einzutragen ist. Neben dieser Klartexteintragung sind zwei . 

schraffierte Spalten enthalten. Bitte diese zwei Spalten (lochsp. 15/16) mcht beschreiben. 
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____ 
Mit dieser Frage ist die von dem Arbeitsuchenden (Soll die gesuchte Tätigkeit ausgeübt __ 

angestrebte Tätigkeit festzustellen, also ob es eine Ti:ltigkeit als Arbeitnehmer (z.B. 

Arbeiter, Angestellter, Lehrling) oder Selbsttindiger sein soll. Wird eine Tatigkeit als 

Mithelfender Familienangehöriger gesucht, so ist "2" zu signieren. Bei Personen, die 

eine Ti:ltigkeit als Selbständiger (oder auch als Mithelfender Familienangehöriger) 

suchen, handelt es sich in der Regel wohl mehr um die Absicht, in eine im Zeitpunkt 

des Entschlusses bereits feststehende Tätigkeit Uberzuwechseln, oder eine solche anzu­

streben. In Frage kommt beispielsweise die Absicht eines kaufmännischen Angestellten, 

eine Vertretung zu ubernehmen oder die Absicht einer Angestellten, kUnftig im Be-

trieb ihres Ehegatten als Mithelfende tätig zu sein. 

Hier ist die Signierziffer der zutreffenden 
9, 

AUI welch. GMad. wird eine (andere) Tltigkeit gesucht? 

Antwortkategorie einzutragen. 

Ob die letzte Erwerbstätigkeit wegen Entlassung durch den Arbeitgeber (1) oder auf­

grund einer eigenen KUndigung (2) aufgegeben wurde, dUrfte ohne Schwierigkeiten zu 

ermitteln sein. 

Die Kategorie 3 (Aufgabe einer selbständigen bzw. mithelfenden Tätigkeit) ist fUr Per­

sonen gedacht, die z.B. ihr Geschäft verkauft oder wegen Verheiratung die Mithilfe 

im elterlichen Betrieb aufgegeben haben. 

Als "Ietzte Erwerbsttitigkeiten" gelten alle Tätigkeiten, auch wenn sie schon vor Jahren 

beendet worden sind. 

Die Kategorie 4 (Suche nach der ersten Tatigkeit) wird vorwiegend von Schulentlassenen 

angegeben werden. 

Die Kategorie 5 (Wunsch nach Verbesserung) und 6 (Befurchtung, jetzige Tätigkeit zu 

verlieren) treffen nur bei erwerbstätigen Personen zu, die ihren Arbeitsplatz wechseln 

wollen bzw. mUssen. 

Werden GrUnde angegeben, die den Kategorien 1 - 6 nicht zuzuordnen sind, SO tragen 

Sie sie ausfUhrlich in Klartext ein .. 

Tragen Sie hier bitte die zutreffende Antwort­

kategorie ein. 
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AUSBILDUNG UND BERUFLICHE FORTBILDUNG 

M; krozensus - Zusatzbefragung Apri I 1970 



A. Allgemeine Erläuterungen 

1. Zweck der Befragung 

Im Zusammenhang mit der Volks- und Berufszählung 1961 und dem Mikrozensus 

1964 wurden Informationen zur beruflichen Ausbildung der Bevölkerung ermittelt. 

Mit dieser neuen Zusatzbefragung sollen nun auch Fragen ober die 

gestellt werden, die immer dringlicher werden, da 

infolge des technischen Wandels und der ständigen Veränderung der Produktions-

und Arbeitsmethoden das in der herkömmlichen Berufsausbi Idung erworbene Wis-

sen heute oft nicht mehr ausreicht, um diesen veränderten Bedingungen am Ar­

beitsplatz zu genügen. Durch die Zusatzbefragung soll insbesondere der Zusammen­

hang der beruflichen Fortbildung und Umschulung mit der früheren Ausbildung fest­

gestellt werden. Die Ergebnisse dienen einer wirksamen Bildungsplanung. 

Die zusätzliche Ermitflung der nebenberuflich tötigen 

dient der Ergänzung der Berufszählung 1970. Sie ist Grundlage für die 

Realisierung des "Goldenen Planes" für Gesundheit, Spiel und Erholung. 

2. Personenkreis 

Beachten Sie bitte, daß sich diese Zusatzbefragung nur an alle 20- bis 55jähri­

gen Erwerbstätigen (ohne Lehrlinge) richtet. Ausländer sind nicht in die Befra­

gung einzubeziehen. Es ist also fUr alle männlichen und weiblichen Haushalts­

mitglieder der Geburtsjahre 1916 bis 1950, die z. Z. als Selbständige, Mithel­

fende Familienangehörige, Angestellte, Beamte oCfer Arbeiter tmig sind, ein 

Strichmarkierungsbogen anzulegen. 

B. :z:ur 

Die grundsätzliche tintragungstechnik für diesen Bogen, das Strichmarkierungsver­

fahren, wurde auf den Seiten 153ff (s. dort) ausführlich Denken Sie bitte 

deran, daß fUr die Markierung nur schwarze Bleistifte (Nr.2 oder 2 B) zu verwen­

den sind. Mit Ausnahme der Frage 2 0 {Besuch und Abschluß an Schulen bzw. Hoch­

schulen} und 16 (nebenberufliche Tätigkeit als Sportlehrer oder zu denen 

mehrere Antwortkategorien markiert werden können, ist zu den ubrigen Fragen nur eine 

Markierung zulässig. Allerdings ist dabei beriJcksichtigen, daß bei den Fragen 4 

bis 13 jeweils eine Eintragung in den Spalten "Fortbildung" bzw .. "Umschulung" mög-

lich ist. 
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In die für die Ordnungsangaben Land, Regierungsbezirk usw. im Kopf des Zusatz­

befragungsbogens vorgesehenen grUnumrandeten Köstchen sowie bei den Fragen 2 b
l 

3 b und CI 6 und 7 sind Ziffern einzutragen. 

Beim Schreiben dieser "Iesbaren ll Ziffern beachten Sie bitte folgende sechs Grund-

1. Schreiben Sie gleich groß. Jedes Zeichen muß das Kt3stchen beinahe ganz aus­

fUllen, ohne in die grUne bzw .. blaue Umrandung hineinzuragen. 

2. Die Bogen bei den Ziffern 0, 6, 8 und 9 sollen gut gerundet und vollkommen 

geschlossen sein .. Die Bogen der Ziffern 6 und 9 sollen ca. 30 bis 50 % der 

Gesamthöhe des Zeichens einnehmen .. 

3. Vel"'Nenden Sie einfache Ziffern. Schreiben Sie keine UberflUssigen Schleifen und 

Schnörkel. 

4. Verbinden Sie die Ziffern nicht miteinander. 

5. Verbinden Sie alle Teile einer Ziffer miteinander; besonders d)e Ziffern 4 und 

5 mUssen sorgföltig, ohne Unterbrechung zwischen Geraden, geschrieben werden .. 

6. Die "Eins" muß mit Aufstrich und die "Sieben" mit Querstrich geschrieben werden. 

Raool Rlchtl Falsch 

1. &.Be ri!2181314 Zeichen 

2.1Iogen 
schlleBon 

3.Ko'" lDl2.131715i Schnörkol 

4. Kohlt I orOI8fffi I 10'chen OOlBI811i 
,,",Inden 

S.Zefchen- 111151'11 tone 
,orblnden 

6,lufstrtch 

001 11I7J bef'11 

Iluorstr'ch 
betrr' 

Demnach sind die Ziffern wie folgt zu schreiben'O,1, 2,3, 1f, 5, b, 7, 8,9 
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C. frlöuterung zu den Fragen 

1. Allgemeines 

Der Fragebogen ist in vier Abschnitte gegliedert: 

a) Fragen 2ajb und 3a bis d mit den Angaben zur schul ischen und beruf­

lichen Ausbildung 

b) Fragen 4 bis 14 mit den Angaben zur beruflichen Fortbildung und 

Umschulung 

c) Fragen 15 und 16 zur Ausbildung und nebenberuflichen Tötigkeit als 

Sportlehrer bzw .. Übungsleiter 

d) Frage 17 nach der Auskunftsperson. 

2. Ordnungsangaben/Geschlecht (Frage 1) 

Tragen Sie zunöchst den Familien- und Vornamen sowie den ausgeUbten 

Beruf (s. Frage 38 im Grundbog8"l) und anschließend die Nummer des 

Landes, des Regierungsbezirks l des Auswahlbezirks, der Gemeindegrößen­

klasse" des Haushalts und der Person in den Kopf des Bogens ein. Über­

nehmen Sie diese Angaben aus dem Grundbogen .. Beachten Sie dabei die 

Grundregeln fUr die Eintragung von handgeschriebenen Ziffern (vgl. Ab­

schnitt B). Markieren Sie danach das Geschlecht in Frage 1. 

3. Frageprogramm 

I. und berufliche Ausbilqung 

Achten Sie bitte darauf" daß Sie in diesem Abschnitt nur die schu­

lische und/oder praktische 8usbildung eintragen. Diese Ausbi Idung 

soll dazu dienen
l 

einen bestimmten Beruf zu erlernen. Die beruf­

liche Fortbildung hingegen l die an die bisherige Berufsausbildung 

und/oder die bisherige praktische Berufserfahrung im gleichen Beruf 

anknUpft, sowie die berufliche Umschulung 1 die bei Verlust oder 

drohendem Verlust des Arbeitsplatzes und in anderen Fttllen den Über­

gang in einen ':leuen Beruf ermöglicht (hat)" sind im 11. Abschnitt 

zu markieren. 
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Zu Frage 20 sollen olle allgemeinbildenden und 

berufsbildenden Schulen bzw. Hochschulen ange­

geben werden, die besucht wurden, auch wenn 

die Ausbildung on ihnen nicht abgeschlossen 

wurde. Die ordnungsgemößen AbschlUsse an die­

sen Schulen sind daneben in einer besonderen 

Velche SchII .. .. Iod. _"'1 .. _ 
Sfebesucfltl 

Spalte zu markieren. Wurde z. B. nach der mittleren Reife eine Ingenieurschule und 

danach eine Hochschule besucht und abgeschlossen, so sind die drei genannten Schu-

len und AbschlUsse (sowie "Volksschule") zu markieren. 

Für Personen, die eine Sonderschule besucht haben (z.B. wegen körperlicher 

oder geistiger Gebrechen), ist "Volksschule" bei Besuch und Abschluß zu 

markieren. 

Wurde eine Realschule vor der AbschlußprUfung oder ein Gymnasium vor Er­

reichen der mittleren Reife verlassen, so ist der Besuch an der Realschule bzw. 

dem Gymnasium und als Abschluß "Volksschule" zu markieren. - Bei Abgang 

nach Erreichen der mittleren Reife ober von dem Abitur, ist als Abschluß 

"Mittlere Reife" zu markieren {außerdem bei "besucht": Volksschule und Real­

schule/GymnaSium}. 

Personen, die eine entsprechende Schule des sog. zweiten Bildungsweges z.B. 

Abend-Realschule, Abendgymnasium, Kollegs bzw. Institute zum Erlangen der 

Hochschulreife besucht und mit Abschl uß beendet hoben, streichen - außer 

der Kategorie "Realschule/Gymnasium" - entweder die Antwortkategorie 

"Mittlere Reife" oder "Abitur" an. 

Achten Sie bitte bei dieser Frage ganz besonders auf den Unterschied zwischen 

der Berufsschule (PFlichtbesuch) und der 

sind Teilzeitschulen, die im Rahmen der allgemeinen Schul­

pflicht von ollen Jugendlichen, sofern sie nicht weiterfUhrende allgemein­

bildende Schulen oder Berufsfachschulen besuchen, - also insbesondere auch 

neben der lehre oder neben einer sonstigen praktischen Ausbildung oder 

Ttltigkeit _ ein- oder zweimal wöchentlich besucht werden mUssen. 

Berufsfachschulen sind z.B. Handelsschulen, Kinderpflegeschulen, Haus­

berufsvorbereitende oder berufsausbildende Schulen. Sie 

werden in der Regel im Vollzeitunterricht besucht. Hierzu sind in der Er­

hebung auch die Berufsaufbauschulen, die neben der Berufsschule oder noch 
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erfullter Berufsschulpflicht besucht wird. 

Fachschulen sind berufsausbildende Schulen fUr deren Besuch meist eine 

bestimmte praktische Berufsausbi Idung (lehre
l 

Anlemzeit
l 

Praktikum) 

vorausgesetzt wird l z.B. Fachschule fUr das EJelmetallgewerbe
l 

land­

wirtschaftsschule l Krankenpflegeschule l Schule fUr Medizinisch-Tech-

nische Assistenten .. Die sog. Höheren Fachschulen sind den Berufsfach-/ 

Fachschulen zuzuordnen, dazu zljhlen auch Verwaltungs-I Post-I Spar­

kassen-I Polizei - und Bundeswehrfachschulen sowie !::Ihnliche Einrichtungen. 

Der Besuch {und Abschluß} an Technikerschulen, Meisterschulen und 

tthnlichen Einrichtungen, die zu einem Aufstieg im bisherigen Beruf 

fUhren .. ist ausnahmslos ben;fliche Fortbildung _ Werden diese Schu­

len zu Frage 2a angegeben und war der Abschluß in den Jahren 

J965 bis J970 (s. Frage 2b), so sind daher zusatzlich auch die ent­

sprechenden Angaben bei den Fragen 4 bis 13 zu markieren. 

FUr Personen, die eine lehrerausbildung abgeschlossen haben
l 

ist "Hoch_ 

schulel! zu markieren .. 

Diese Frage ist nur dann zu beantworten, wenn zu Frage 

2a bei Technikerschule, sonstiger Berufsfach-/Fachschule, 

Ingenieurschule oder Hochschule "abgeschlossen ll markiert 

wurde. Es sind die letzten zwei Stellen des Jahres zu 

markieren l in dem die Abschluß-PrUfung an der genannten berufsbildenden Schule 

bzw. Hochschule bestanden wurde. Wurden mehrere Schulen bzw. Hochschulen 

abgeschlossen, so ist nur das Jahr des böchsten Abschlusses einzutragen. Als 

höchster Abschluß ist die Hochschule (auch die lehrerausbildung) anzusehen. Fs 

folgen Ingenieur- und Berufsfach-/Fachschulen. Bei zwei gleichrangigen AbschlUs­

sen z.8. zwei unterschiedlichen Hochschulausbildungen, ist nur das Jahr des 

letzten Abschlusses anzugehen. 

Personen, fUr deren lehrahschluß in frUheren Jahren ----J-l noch keine AbschlußprUfung vor der Industrie- und IIW>en S1I ,I,.. '"!rtl. 
h 'h " .. , _ncblg7 

Handelskammer vorgese en war, strelc en ,0 an.. (lm, .ItI1...lelt._) 

Die Beferendarzeit von Juristen, lehrkraften an IbgIschlossen1 

Höheren Schulen usw; zethlt nicht als praktische Ben;fsausbildung. 
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Die Ausbildungsdauer ist stets in Monaten anzu­

geben (z.B. zweieinhalbjCihrige Lehrzeit ::: 30 

Monate). Wenn mehrere praktische Berufsaus­

bildungen abgeschlossen wurden, ist nur die Dauer, 

das Abschlußjahr und der Beruf der letzten Aus­

.bildung anzugeben .. 

11. Berufliche Fortbi Idung und Umschulung 

Begriff der ItFortbildung" und ItUmschulung li 

I o..rdi .... AusbI1<b1g1 'iod, 
; AbscIMjM 

AufweldianBorvfbezoii ! sfeh dieseAusbildur.g1 ! 

Zur zählen alle die Maßnahmen, die das Ziel hoben berufliche 

Kenntnisse und Fertigkeiten aufrecht zu erhalten, zu erweitern oder der tech­

nischen Entwicklung anzupassen oder einen beruflichen Aufstieg zu ermöglichen. 

Hierfür wird eine __ .. Berufs­

Die berufliche Fortbildung knüpft also notwendigerHeise 

an bereits vorhandene berufliche Kenntnisse und Fertigkeiten an. 

Zu den Fortbildungsmaßnahmen zCihlen daher insbesondere: 

1. Einmalige oder nur wenige Tage dauernde Fortbildungsveranstaltungen (z.B. 

Y5>rträge, zur Erhaltung, Ergänzung und ErHeiterung des 

in Ausbildung und Berufspraxis erHorbenen Wissens. 

2. Der Besuch von und ähnlichen fortbildenden 

Schulen (Dauer meist 1/2 bis 2 Jahre) sowie Uber mehrere Wochen oder 

Monate sich erstreckende Lehrgänge I Kurs'e, Seminare etc .. (auch an Schu-

__ sowie im Fernunterricht), die allgemein auf die ErHeite­

rung des fachbezogenen Wissens oder im speziellen auf den beruflichen Auf­

stieg ausgerichtet sind. Lehrgänge mit dem letztgenannten Ziel dienen z.B. 

der Fortbildung 

0) des Hilfsarbeiters zum FacH-arbeiter, 

b) des Facharbeiters oder Gehilfen zum Vorarbeiter, zum Techniker, zum 
Hanclwerks- und Industriemeister aller Fachrichtungen, 

c) des Buchhalters zum Bilanzbuchhalter oder zur evtl. unter VerHendung von 
Buchungsautomaten und EDV_Anlagen, von kaufmännischen Angestellten mit 
dem Zweck der Befähigung zur AusUbung gehobener oder leitender Funktio­
nen, 

d} von Krankenschwestern zu leitenden Stations- oder Unterrichtsschwestem. 

Lehrgänge, die der Allgemeinbildung, der Berufsausbildung und -vorbereitung 

dienen, zählen als Veranstaltung der beruflichen Fortbildung. So zählen 

z .. B. Kurse zur Verbesserung von Sprachkenntnissen nur dann zur beruflichen 
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Fortbildung, wenn diese Sprachkenntnisse fUr die AUsUbung der beruflichen 

Tl:!tigkeit notwendig sind. 

Zur Umschuluns ztthlen alle die Maßnahmen, die das Ziel haben, den Übergang in 

einen anderen geeigneten Beruf zu ermöglichen, insbesondere um die berufliche 

Beweglichkeit zu sichern oder zu verbessern. Oft geht einer Umschulung der Ver­

lust des Arbeitsplatzes voraus oder es droht der Verlust des Arbeitsplatzes, z. B. 

wenn nach einem Unfall oder einer Krankheit die körperl ichen Voraussetzungen 

fUr die AusUbung des ursprUnglich erlernten Berufs nicht mehr gegeben sind (z.B. 

Umschulung eines der an einer Hautkrankheit leidet, zum GroßhandeJs­

kaufmann oder wenn strukturelle Vel"Önderungen in einem Wirtschaftszweig Um­

schulungen von Arbeitskräften erfordem (z.B. Umschulung von Bergarbeitem im Zu­

ge von Zechenso"ließungen zu Industriefacharbeitern). 

Wurden seit 1965 Veranstaltungen zur Fortbildung und besucht, so 

sind beide Maßnahmen in den jeweiligen Antwortspalten zu· markieren. Zu Fra­

gen 4 bis 14 sind auch dann Eintragungen zu machen, wenn die Fortbildung 

oder Umschulung noch ist. 

Lesen Sie dem Befragten zusammen mit der Frage 

die Antwortmöglichkeiten vor und erläutern Sie 

ggf., was unter Fortbildung bzw. Umschulung zu 

verstehen ist (sO' oben). Damit erreichen Sie, 

daß fUr den Befragten berufliche Fortbildung 

oder Umschulung als Besuch einer dieser Einrich-

tungen verst1::tndlich wird. Wurden Ver-

-Hab-.. -'t-.-.. -tt-'-$5-an-.-t .... ---' 

! dorfolgendo1V...".lall111gen 

\ 

cierbnflta..FortM10nj 
bzv.lloschull11Cjltft_? 

(F.l1sF ... lbftOnjllld_ll11Cj 
, 'nein', weiter bei __ _ 

anstal.tungen besucht, so lassen Sie sich jeweils die Veranstaltung zur Fortbil­

dung und/oder Umschulung nennen, die a'!1 (vgl. Frage 7). 

Zur Kategorie IILehrgang, 'Kursus/Seminar" zl:ihlen auch • 

Die Frage zielt auf die Fortbildung bzw. Umschulung, die in den 

erfolgte, d.hO' deren Anfang oder Ende muß in den letzten 5 Jahren 

gelegen haben. Es darf fUr Fortbildung oder Umschulung nur je eine Antwort 

markiert werden. 

Wurde seit 1965 weder an einer Veranstaltung zur Fortbildung noch an einer 

solchen zur Umschulung tei Igenommen oder lag die Fortbildung oder Umschu­

lung bereits vor 1965, so ist kein Antwortfeld bei Frage 4a zu markieren; die 

Erhebung ist mit Frage 14 fortzusetzen. 
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"Vollzeitunterricht (ganzttsgig)" ist dann zu 

markieren, wenn der Unterricht mindestens an 

5 Werktagen in der Woche stattfindet und je 

Tag mindestens 4 Unterrichtsstunden umfaßt. 

Ist die Zahl der wöchentlichen Unterrichts­

stunden geringer und wird deneben die bis-

(Fans Schule, lehroang/K\I"'Sus, 
S"lnar, bei Frage"') 

W'dodl.V ...... bltlllg 
dun:hgefWt als: 

herige Tl:itigkeit ganz oder teilweise weiter ausgeUbt z' handelt es sich um 

"Teilzeitunterri cht (berufsbegleitend)" .. 

Tragen Sie bitte die Anzahl der Monate, uber 

die sich die Fortbildung bzw. Umschulung er­

streckte, ein. Befindet sich der Befragte nosb. 
in Fortbildung oder Umschul un9, so ist die Ge­

samtdauer der Fortbildung bzw. Umschulung bis 

zum Ende anzugeben. 

ii>erllhwfel.,...t. r­
,1reckta 'Ich die fllM­
bll<lllg/I_huI1ll91 

(fans IIIIItgera1l1ltanat, 
1.,1 ... 1'91) 

I
l09 die __ Monat, so lassen Sie bitte 

die heiden Ziffernkifstchen" fUr "Monate" leer und tragen die Zahl der Uber 

die sich die Fortbildung bzw. Umschulung erstreckte, in die dafUr vorgesehen81 un­

teren beiden Ziffemköstchen ("Tage") ein. 

Hier soll die Institution angegeben werden, die 

die Fortbildungs- bzw. Umschulungsveranstaltung 

durchgefUhrt hat .. Sie tritt meist ols "Tröger" 

der Veranstaltung auf,. jedoch ist sie nicht im­

mer identisch mit dem Ort, an dem die Ver­

anstaltung stattfi ndet .. 

,-------<1 8. 

Welch,Shn,hatdt. 
FCII'tbil<lllg/llIscilll.,. 
di.rchgefartl 

Zu den "privaten Einrichtungen" zählen Vereine, Gesellschaften und nicht auS­

drUck lieh an anderer Stelle genannte Verbände (z .. B. Verbände der freien Wohl­

fahrtspflege) und kirchliche Institutionen. 

Hier ist zu beachtenr daß die insgesamt enf>. 

standenen eigenen Kosten stets auf 

Beträge umzurechnen sind. 
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Es darf nur der wichtigste Grund markiert werden. 

IIRUckkehr ins BerufslebenIl ist besonders bei Frau­

en anzugeben, die nach der - durch Heirat, Ge­

burt der Kinder etc. bedingten - Unterbrechung 

ihrer Berufsttltigkeit zwecks leichterer Wiederein-

Aus .. 
1ivIdo._,I ... dr 

_1 

gliederung "ins Erwerbsleben Fortbildungs- oder Umschulungsveranstaltungen besucht 

haben. 

10. 

FUr Personen, die vor der Fortbildung bzw. Um­

nicht erwerbstCitig waren, ist keine Mar­

kierung vorzunehmen. 

r--'13
• i ..... SI ..... drForibflclllQ/\a. 

""'111l11 fltfg 110: 

Diese Frage ist auch von Personen zu beantwor­

ten, die sich bereits in den letzten 5-Jahren 

beruflich fortgebildet haben bzw. umgeschult 

wurden oder z.Z. noch an Fortbildungs- bzw. 

Umschu lungsveranstaltungen tei Inehmen. 

111. Avsbildung als Sportlehrer ader Übungsleiter 

. Sportphilologen sind vollakodemische Lehrkrl:ifte 

(d.h. mindestens 8-semestriges Studium) mit dem 

Fach leibeserziehung. 

_lehl1g-. SI. In dr _bn 
Z.It an VII'M$\tI\u1gon dr br\If. 
Heh .. Foribfliblg/\losc:lll111l11 teil· ,_1 1 

'ls . _SI •• I.luobtllilog 
al. Spartl .... J1i,qolottwol 

Diplom-Sportlehrer mUssen ein mindestens 6-semestriges Sportstudium an einer Sport­

hochschule oder $portakodemie absolviert haben. 

Die Ausbildung der eriolgt in der Regel entweder in einem 

l-itlhrigen Kursus oder in einem 4-semestrigen Studium .. Auch Personen m:t einer 

sportlichen Spezialausbildung, z. B. als oder Gymnastiklehrer., rechnen 

zu dieser Gruppe. 

Als Übungsleiter sind nur qie Personen zu markieren, die eine spez;elle Ausbil­

dung als Übungsleiter nach den Richtlinien des Deutschen Sportbundes bzw. der 

landesverbttnde erhalten und die als d!:,rch Prqfura er­

worben haben. 

Beachten Sie bitte, daß hier lediglich die 

[lebenberufliche bzw, nebenamtliche Ttltigkeit 

in Schule"n, Vereinen, VerbHnden etc. er­

mittelt werden soll. 

SlnoISI. __ lteh ........ t1tch 
.. Spartl .... J1i,qol.,hr ül1g? 

(ll>ppol .... I"'I1!I oIigHeh) 

Doppelmarkierungen sind möglich (z. B .. Schule und Verein), 
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IV. Auskunftsperson 

Diese Angabe ist fUr alle erfaßten Personen 

zu markieren. Hat der betreffende Erwerbsttttige 

nur einen Teil der Fragen selbst beantwortet 

(z.B. die dem nicht genau 

bekannten Angaben)" so ist ebenfalls "Er­

werbsttltiger selbst" zu markieren. 

r-_--\1per$on-----'r:] 



EINLEGEBLATT ZUR ERHEBUNGSLISTE 

(Mikrozensus 0,1 %-Unterstichpr.:>be im Äpri I) 



ALLGEMEINE ERLÄUTERUNGEN 

A. Zweck des Einlegeblattes 

Um bei der April-Befragung die 1 %-Erhebungsliste nicht mit Fragen, die nur für die 

0, 1 im Apri I benötigt werden, zu belasten" und um Ergebnisse aus der 

April-Befragung vorweg zu erholten: wurde ein Einlegeblatt für Strichmarkierung entwickelt. 

(Erlöuterungen zum Strichmorkierungsverfahren siehe Seiten 

B. ist dos Einlegeblatt anzulegen? 

Dos Einlegeblatt wird für 0 I I e in die Unterauswahl von April %-Auswahlbezirke) 

qekommenen Per so n e n angelegt {auch Kinder}. 

C. Aufbau des Einlegeblattes 

Das Einlegeblatt entspricht im Prinzip dem Strichmarkierungsbogen der 0) 1 

Januar-Befragungen.Die Fragestellung ist die gleiche und es ist auch die von den Statistischen 

landesämtern für die Juli-/Oktober-/Januor-Befragungen zur Verfügung gestellte Schreib­

unterlage mit Fragenkatalog zu verwenden. 

Lediglich on Stelle der Eintragungen für "Juli" werden die Angaben fü," .:I;", am Stichtag VOll 

Apri I ausgeubte Erwerbstätigkei! (1. z. Z. ausgeubte gernacht • 

In die bisherige Spalte "Oktober" ist die am STichtag im April ausgeübte Erwerb::.tdtig·· 

keit (2. z.Z. ausgeübte Erwerbstätigkeit) einzutragen. In dieser Spalte wurden nur die Antwort­

kategorien der fUr die 2. Erwerbstntigkeit zutreffenden Fragen aufgeführt. 

Hatte ein Haushaltsmitglied 'fS2!. der am Stichtag ausgeübten ersten Erwefbstätigkeit im Be­

richtsvierteljahr noch eine weitere Erwerbstätigkeit bzw. ist dos Houshobmitglied om Stich­

tag nicht erwemstätig, aber hatte es noch eine Erwerbstätigkeit im Berichtsvierteljahr, so sind 

die Angaben für diese {erste} in die bisherige "Januar"-Spalte (jetzt 

'''frühere Erwerbstätigkeit") einzutragen. Wurde (ersten) früheren Erwerbslötigkeit 

noch eine weitere Erwerbstätigkeit im Berichtsvierteljahr ausgeübt, so ist fUr die betreffende 

Person ein Frngebog<>n onLvlegen und die weitere {zweite} fruhere Erwe,-bstätigkeit 

ist dann in die Spalte "fruhere Erwerbstätigkeit" einzutragen. Eine Kennzeichnung, ob es sich 

um eine 1. oder 2. fruhere handelt, erfolgt in Frage 30. Auch bei den früheren 

Erwerbstriligkeiten entfallen einige> Fragen. 
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Bei Arbeitslosen bzw. Arbeitsuchenden (Frage 18: Markierung) ist die letzte Tätigkeit in 

Spalte "frOhere Erwerbsti:itigkeit" auf jeden Fall einzutragen, auch wenn sie vor Beginn des 

Berichtsvierteljahres (T. Februar) beendet wurde. 

An Haushaltsmitglieder, die keine ErwerbstCitigkeit angegeben hotten, sind nur die Fragen 

1-10, 12-19 zu stellen, wobei die Antwortkategorien zu den Fragen 15-19 in der Spalte 

111. z.Z. ousgeUbte Erwerbstötigkea ll aufgenommen wurden. 

Fragen, bei denen die Felder fUr die Antwortkategorien nicht (bzw. leicht) gerastert sind, 

(z.B. 1-10, 12-19) sind auch im G run d bog e n enthalten. Die Antworten hierzu können 

auch vom Grundbogen ubernommen werden. Fragen mit stark gerasterten Antwortfeldern (z.B. 

die Frogen 23-30 bei der 1. z.Z. ousgeubten Erwerbsti:ttigkeit) sind im Grundbogen nicht ent­

halten. Sie mUssen in jedem Haushalt bzw. fUr jede zutreffende Person neu erfragt werden. 

ERLÄUTERUNGEN ZU DEN FRAGEN. 

Beachten Sie bitte, daß die vor den Fragen eingetragenen Nummern nicht den Fragenummern 

der 1 %-Erhebungsliste entsprechen, da die Reihenfolge der Frage zum Teil umgestellt worden 

ist. (Die entsprechende Fragenummer der 1 %-Erhebungsliste wurde in Klammern hinzugesetzt.) 

( -) 

2 (3) 

( 5) 

4 (6) 

5 (7) 

6 (8) 

Haushaltsnummer 

Geschlecht 

Stellung zum Haushaltsvorstand 

Hier ist nur noch eine Unt'erscheidung zu treffen, ob es sich um den Haushalts­

vorstand handelt oder nicht. Bei Anstaltsinsassen entföllt diese Frage (leer). 

An- bzw. Abwesenheit am Stichtag 

Fur am Stichtag anwesende Personen markieren Sie bitte das Feld "anwesend". 

Bei "abwesend" 'sind die Grunde gegenUber dem 1 %-Bogen zu 3 Kategorien 

zusammengefaßt worden. 

Weiterer Wohnraum vorhanden 

Hier muß auf jeden Fall eine Markierung erfolgen ("ja" oder "nein"). 

Weiterer Wohnraum - von dort zur Arbeit oder Berufsausbildung 

Ist zu Frage 5 (weiterer Wohnraum vorhanden) "ja" markiert worden, so muß hier 

ouch "ja" oder "nein" angegeben werden. Bei "nein ll in 5 bleibt Frage 6 

leer. 
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7 (9) 

(11) 

Familienstand 

S tootsangehöri gkei t 

Bei der Staatsangehörigkeit wi rd hier nur unterschieden zwischen IIdeutsch H und 

11 ubri ge tI 

9 (23) . Wehrpflichtige, Berufssoldat 

10 (32) 

11 (37) 

12 (2) 

13 (4) 

14 (-) 

15 (16) 

16 (18) 

Frage 9 ist nur zu markieren, wenn das betreffende Haushaltsmitglied "Wehr­

pflichtiger", "auf WehrUbung" oder "Berufssoldot ll bzw. "Soldat auf Zeit" ist. 

FUr olle ubrigen Per.;onen entföllt Frage 9 und bleibt leer. 

Woraus werden Uberwiegend die Mittel rUr den Lebensunterhalt bezogen? 

Bei dieser Frage muß eine der vier Kategorien markiert werden. 

GeschtHtszweig (Branche) des Betriebes, der Firma U$W. 

Der Geschöftszweig (Branche) des Betriebes ist hier in Klarst'"hrift in dos KttstC'hen 

der jeweiligen Erwerbstt::itigkeit einzutragen. (Auf Kloppmoppe steht noch "Juli­

Befragung" , "Oktober-Befragung" U$w.) 

Laufende Nummer der Person im Haushalt 

Geburtsjahr 

Hier sind ebenfalls nur die letzten zwei Stellen des Geburtsjahres anzugeben, 

z.B. wöre fUr das Geburtsjahr 1897 in der oberen Strichmarkierungszeile die "9" 

und in der unteren Zei le die "7 11 zu markieren. 

Zeitpunkt der Befragung 

Die Frage 14 enthCilt nur die Überschriften der einzelnen Spalten mit den Antwort­

möglichkeiten fUr die betreffenden Erwerbsti:Higkeiten. 

In der Krankenkasse versichert 

Es wird unter "pflichtversichert" nur gekennzeichnet, wen" eine Person "pflicht­

versichert aus Beschöftigung" (Signatur 1 in 1 %-Erhebungsliste) ist. Alle ubrigen 

Arten von versicherungen (Signatur 2 bis 6 in 1 Ofo-Erhebungsliste) werden unter 

"Übrige" gekennzeichnet. Bei nicht Versicherten is·t die Frage leer zu lassen. 

Pflichtve"ichert in der IV!AV!KRV 
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17 (22) 

18 (25) 

20 (39) 

Erwerbs- oder 

Sie auf jeden Fall "ja U oder "nein". 

Wird die Frage nach der Erwerbstötigkeit bejaht, so trogen Sie die z.Z. ausgeUbte 

ErwerbsttHigkeit in die Spalte "1. z.Z. ausgeUbte ErwerbstHtigkeit" ein. Dann 

fragen Sie (entgegen der Regelung in der 1 %-Erhebungsliste), ob diese Person 

- wenn diese ErwerbstCltigkeit erst im Berichtsvierteljahr begonnen wurde - davor 

(aber noch Berichtsvierteljahr) eine weitere Tätigkeit ausgeubt hot. Ist das der 

Fall, so tregen Sie diese (erste) rrUhere Er\oVerbstCltigkeit in die Spalte "frOhere 

Erwerbstätigkeit" ein. Übte die betreffende Person noch eine weitere Erwerbsttitig­

keit davor im Berichtsvierteljahr aus, so legen Sie bitte fUr diese (zweite) frUhere 

Erwerbstätigkeit einen weiteren Bogen an und tragen Sie neben den Angaben zu 

Fragen 1, 12 und 13 diese ebenfalls in S .. ..J/te "frUhere Erwerbstötigkeit" ein. 

Wird zu Frage 17 "nein" geantwortet, so fragen Sie bitte, ob diese Person im Be­

richtsvierteljahr noch erwerostt!tig war. Ist das der Fall, so machen Sie die Angaben 

hierzu in der Spalte "fruhere Erwerbstcttigkeit". Wurde von dieser Person noch eine 

weitere (zweite) frUhere Erwerbstcttigkeit davor, aber noch im Berichtsviertefiahr 

ausgeUbt, so ist ein zweiter Bogen anzulegen und die Angaben zu dieser (zweiten) 

frUheren Erwerbstätiqkeit ebenfalls in der Spalte "fruhere Erwerbstötiqkeit ll zu 

machen (neben den Angaben zu Fragen 1, 12 und 13). 

Arbeitslos mit/ohne Arbeitslosengeld/-hi If. 

Vergessen Sie nicht I bei Arbeitslosen auch Angaben uber ihre letzte fruhere Er­

werbstötigkeit in der Spalte tlfrUhere Erwerbstc:itigkeit" zu machen, auch wenn 

diese .vor Beginn des Berichtsvierteljahres beendet wurde. Bei arbeitslosen Schulab­

gCingern oder arbeitslosen Personen, die noch keine Erwerbstätigkeit ausgeUbt haben, 

ist in Frage 11 (Gescht!ftszweig der fruheren ErwerbstCitigkeit) IIkeine" einzutragen. 

Wird eine Beschäftigung gesucht durch: 

Diese Frage ist nicht nur an Arbeitslose, sondern auch an alle ·sonstigen Personen, 

die keine Erwerbsttitigkeit ousUben, zu stellen. Wird eine Beschaftigung gesucht, 

so sind - wie bei Arbeitslosen (Frage 18)' - fUr die betreffende Person Angaben uber 

die letzte fruhere Erwerbstcttigkeit in Spalte IIfrUhere Erwerbsttitigkeit" zu 

wird ausgeubt als .. : 

Ordnen Sie die betreffende Person der entsprechenden Stellung im Ber'Jf zu. Kaufm. 

Lehrlinge sind der Kategorie IIAngestellter", die Heimarbeiter und gewerblichen 

Lehrlinge der Kategorie 11 Arbeiter" zuzuordnen. 
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21 (43) 

22 (44) 

23 (-) 

24,25,26 
h -,-) 

27 (-) 

Geleistete Arbeitsstunden in der Berichtswoche 

Beachten Sie bitte, daß teilweise Stundengruppen gebildet wurden. Wird Ihnen 

angegeben, doß in der Berichtswoche 27 Stunden gearbeitet wurde, 50 ist 

die Arbeitsstundengruppe 1124 - 39" zu markieren. 

Wenn weniger ols 42 Stunden geleistet, Grund dafür 

Hier sind im Einlegeblatt Abkürzungen für die Antwortkategorien vorgegeben. 

Einen ausführlichen Antwortkatalog finden Sie auf der linken ihrer 

Arbeitsunterlage. Die Gründe sind nur für die erste z.Z .. ausgeübte Erwerbs­

tätigkeit zu erfragen .. 

An wieviel Tagen wurde nonnalerweise in der Woche gearbeitet? 

Markieren Sie bitte das betreffende Feld. Wurde on einem Tag oder an zwei 

Tagen gearbeitet bzw. an 3 oder 4 Tagen, so ist ieweils nur ein Feld zu markieren. 

Im Berichtsvierteljahr ausgefallene Arbeitstage durch Urlaub. Krankheit 

und sontige 

Betrug der Ausfall wegen Urlaub usw. höchstens 2 Tage, so ist das Feld "1-2 Toge" 

zu markieren. länger dauernder Ausfall wird nach Arbeitswochen gerechnet, wo­

bei immer auf volle Wochen aufzurunden ist. 

Wann wurde diese ErNerbstätigkeit begonnen? 

Hier erfragen Sie bitte, wann die betreffende Erwerbstätigkeit begonnen wurde 

und ordnen Sie dos Datum des Arbeitsbeginns einem der vorgegebenen Zeitpunkte 

zu. Als Zeitpunkte sind der 1. und der 158 eines Monats des Berichtsvierteliahres 

vorgegeben. In den meisten Fällen wird "Vor 1. Februarll zu kennzeichnen sein. 

Im einzelnen ist wie folgt zu verfahren: 

wenn begonnen: 

bis 31. Januar 
1. - 7 Februar 
8. - Februar 

24. Februar 7 8 März 
8. - 23. März 

24. März 7. April 
8. - 23. April 

24. - 30. Ap,; I 

dann kennzeichnen: 

1 Februar 
1. Februar 

15. Februar 
1. März 

15. März 
1. April 

15. April 
lee r 

Es ist also immer der Zeitpunkt zu kennzeichnen, der dem Datum des 
Arbeitsbeginns am nächsten liegt. 
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28 (-) 

29 (-) 

30 (-) 

Nur in Spalte "frOhere Erwerostötigkeit ll
: Wann wurde die Erwerostätiskeit 

beendet? 

Hier ist analog der Frage 27 zu verfahren und wie folgt Zu markieren: 

wenn beendet: 

bis 7. Februo-r 
8. - 23. Februar 

24. Februar - 7. Mörz 
8. - 23. 

24. - 7. April 
8. - 23. April 

24. - 30. April 

.dann kennzeichnen: 

1. Februar 
15. Februar 
1. Mörz 

15. 
1. April 

15. April 
lee r 

Wurde vor dieser Tätigkeit im Berichtsvierteljahr noch eine andere Erwerbs­

tätigkeit ausgeübt? 

0) Zu Spalte 111. 2.Z. ausgeübte Erwerbstötigkeit" 

Wenn die 1. z.Z .. ausgeübte Erwerbsti::ltigkeit erst im Berichtsvierteljahr be­

gonnen wurde, so fragen Sie bitte die belreffende Personr ob sie vor Beginn 

dieser Erwerbsti:ltigkeit (ober noch im Berichtsvierteljahr) eine weitere Erwerbs­

tätigkeit ausgeübt hat. Ist dos der Fall, so markieren Sie zu dieser Frage die 

Antwortkategorie "ja". Danach machen Sie die entsprechenden Angaben zu 

dieser (er.iten) frUheren Erwerbsti:ltigkeit in der Spalte "frUhere Erwerbstätig­

keit". Wurde keine fruhere Erwerbstätigkeit ausgeübt ... ist "nein" zu markieren. 

b) Zu Spalte "2. z.Z. ausgeUbte Erwerbstätigkeit ll entffillt diese 

cl. Zu Spalte "frühere Erwerbstätigkeit" 

Wurde in dieser Spalte eine fruhere ErwerbsHitigkeit eingetragen ... so fragen 

Sie bittel ob die betreffende Per.ion davor ... aber noch im Berichtsvierteljahr, 

eine weitere frUhere Erwerbstätigkeit ausgeübt hat. Trifft das zU I so markieren 

Sie hier "ja" und legen fUr diese Per.ion einen weiteren Fragebogen on und 

trogen die {zweite} frUhere Erwerbstätigkeit i.n die Spalte "frühere Erwerbstötig­

keit" ein • 

. Tätigkeit Angaben gemacht?_ 

0) Zu Spalte 111. z.Z. ausgeübte Erwerbstätigkeit": 

Wurden Angaben zur 1. z.Z. ausgeUbten Erwerhstätigkeit gemocht, so 

markieren Sie hier dos vorgesehene Feld. 
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b) Zu Spalte "2. z.Z. ausgeübte 

Wurde eine 2. z.Z. ausgeübte Erwerbstätigkeit eingetragen, so ist das 

vorgegebene Feld zu markieren. 

c) Zu Spalte "frühere Erwerbstätigkeit ll 

Wurde hier die zuletzt aufgegebene Erwerbstätigkeit eingetragen l ist 

zu markieren. Bei einer davorl aber noch im BerichtsvierteJiahr ausgeübten 

(zweiten) früheren Erwerbstätigkeit, die in einem zweiten Bogen für die 

betreffende Person einzutragen warl ist "2." zu markieren. 

Markierungsfelder links am Fuße dieses Bogens {gekennzeichnet mit "I", 11, III"} sind leer 

zu lassen, dgl. auch die Markierungsfelder, die vom Statistischen Landesamt auszufüllen sind. 
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S TR ICHMAR K I ERUNG 



A. Allgemeine Erläuterungen 

Bei dem Einlegeblatt für die 0,1 %-Unterstichprobe und dem Erhebungsbogen für die 

1 %-Zusatzbefragung "Ausbildung und berufliche Fortbildung" wird das Strichmar­

kierungsverfahren angewendet, d.h. es werden die Fragen (bis auf wenige Klartext­

antworten) durch "Strichelung" (Markierung) beantwortet. Diese 

bogen werden spöter mittels Lesegeräten gelesen und die markierten Antworten auf 

Lochkarten bzw. auf Magnetbänder übernommen. 

Einlegeblatt und Zusatzbefragungsbogen haben einen unterschiedlichen Aufbau, weil 

sie von zwei verschiedenen Lesegeräten gelesen werden. Die Eintragungstechnik ist 

aber bei beiden Bogen - bis auf das Eintragen von Zahlen - gleich. Im "Einlegeblatt ll 

werden Zahlen durch Striche markierti im Zusatzbogen sind handgeschriebene Ziffern 

einzutragen. 

B. Strichmarkierung 

Im Einlegeblatt und im Zusatzbefragungsbogen werden die Angaben der befragten Per­

sonen durch Stricheln in die für die einzelnen Antwortkategorien vorgesehenen Strich­

markierungsfelder bzw. < » eingetragen. Es wird also hier das - aus vielen 

Formularen bekannte - Eintragungsprinzip "Zutreffendes ist anzustreichen" verwendet. 

Dieses Verfahren ist in der praktischen Anwendung sehr einfach und zeitsparend. Ge­

genüber dem Verfahren der 1 %-Grunderhebungsliste besteht eine Erleichterung darin, 

daß die vorgegebenen Antwortkategorien nur "angestrichelt" werden müssen und daher 

keine Verschlüsselung erforderlich ist. 

Die für das lesen von Strichmarkierungen benutzten "Lesegeräte" erkennen schwarze 

Markierungen, die das Licht absorbieren und nicht reflektieren. 

Für die Eintragungen ist deshalb ein 

schwarzer Bleistift NI'. 2 

zu verwenden. Farbstifte oder farbige Kugelschreiber sind ungeeignet. Die rechts ne­

ben den Strichmarkierungsfeldern als schwarze Striche erkennbaren "Steuermarken" 

dürfen nicht beschrieben und nicht beschädigt werden. Sie dienen der Führung des 

Bogens durch das Lesegerät. Bei Fragen mit Klartextantworten ist darauf zu achten, 

daß letzteie nicht in diese Randfelder hineinreichen. Ein Überschreiben der Markie­

rungsfelder muß in jedem Fall vermieden werden. 
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Die Markierungsfelder zu einer Frage stellen die Antwortkategorien dar. Die zutref­

fende Antwort ist mit dem Bleistift so zu markieren, daß das Markierungsfeld weit­

gehend ausgefUllt ist. Der Bleistift darf nicht zu spitz sein, damit das Papier nicht 

geritzt wird. Außerdem genUgt dos normale einfache, aber deutliche Ausstreichen 

des Markierungsfeldes. Falls notwendig, ist Radieren erlaubt. Dabei durfen jedoch 

keine Strichschatten oder gar Verschmierungen zurUckbleiben. 

0) Beispiel fUr das Anstreichen der Antwortkotegorien im 
EinlegeSlott zur Erhe6ungsilste: 

Geleistete Arbeitsstunden in der Woche = 45 Stunden 

b) Beispiel fUr dos Anstreichen der Antwortkategorien im 
Zusatzbogen "Ausbildung und berufliche Fortbildung:' 

g, 

"I!!", 

Ga..) \'Ver.::l1e S.::.nureM 

U./Od Hoc.no.::..,ulan 

Antwort: Volksschule besucht 
--- und abgeschlossen 

" .. a"'b_' ........ 

.. -

.. -

Beim ItEinlegeblatt zur Erhebungsliste" ist noch folgendes zu beachten: 

Sind Antwortkategorien in Ziffern mehrsteIlig (z.B. Haushaltsnummer 391), 
so wird die Anzahl der Stellen durch die Anzahl der Zeilen gekennzeichnet. 
Bei mehrsteIligen Antwortkotegorien enthält die u n te re Zeile immer 
die Ein er s tel Je, die doruberliegende Zeile die Zehnerstelle 
bei "laufende Nummer der Person im Haushalt") und 99f. die noch höher 
stehende Zeile die HundertersteIle (z.B. bei "Haushaltsnummer"): 

Beispiel: Ud .Nr. der Person: 06 

'"- b b b bllb.b b b b 
b b bbb· bL-b b b 

Beispiel: Haushaltsnummer: 39J 

b b b 01- bllt b b bb 
b b b b b b b b i-
b ... b b b b bb 
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ANHANG 



Aus Bundesgesetzblatt, Jahrgang 1962, Teil I 

Nr.54 - Tag der Ausgabe: Bann, den 29. Dezember 1962 767 

Gesetz 
über die Durchführung einer RepräsentatIvstatistIk 

der Bevölkerung nnd des Erwerbslebens 
(Mikrozensus) 

Vom 21. Dezember 1962 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be­
schlossen: 

11 
Uber die Bevölkerung und das Erwerbsleben wird 

in den Jahren bis einsdlließlich 1968 eine Bundes­
statistik auf repräsentativer Grundlage (Mikro­
zensus) durchgeführt. 

12 
(I) Die Statistik wird einmal jährlidl mH einem 

Auswahlsatz von 1 Ofo und dreimal jährlidl mit 
einem Auswahlsatz von 0,1 0/, der Bevölkerung 
erhoben. 

(2) Die Statistik besteht aus einem Grundpro­
gramm, das im Bedarfsfalle dwdl ei.n Zusatz­
programm erweitert werden kann. 

13 
In dem Grundprogramm werden folgende Tat­

bestände erlaßt: 

I. Merkmale der Person. der Familie, des Haus­
halts, der Staatsangehörigkeit, Vertriebenen­
(Flüdltlings-)eigenschaft und Wohnsitz, 

2. berufliene. wirtschaftlidle und soziale Ver­
halt nisse, insbesondere Erwerbstätigkeit und 
soziale Sicherheit. 

I' 
(I) In Zusatzpro!lrdlllmCn konnen sonstige dem 

§ 1 enlsprcdumde Tatbestände erfaßt werden. Für 
die Anordnung der Zusatzprogramme und die Fest­
lcgung der zu erhebenden Tatbestände gilt § 6 
Abs.2 StatGes vom 3. September 1953 (Bundes­
gesetzbl. I S.1314) entsprechend. Die Zusatzpro-

gramme dUffen nur Tatbe5tände umfassen, deren 
Erhebung zur Wah:-nehmung öffentlicher Aufgaben 
erforderlich ist. Sie sind nadl Art und Umfang auf 
das notwendige Maß zu beschränken und so zu 
gestalten. daß die Auskunftspflichtigen möglidlst 
wenig belastet werden. 

(2) Zur Vorbereitung der Zusatzprogramme kön­
nen Probeerhebungen auf freiwilliger Basis mit 
einem Auswahlsatz von nicht mehr als 0,1°/, vor­
genommen werden. 

1 5 
Auskunftspflichtig sind Haushaltsvorstände und 

volljährige Mitglieder der Haushalte. 

1 6 
(I) Die Erhebungen werden durch persönliche 

oder smriftllcbe Befragung durmgeführt. Die Ab­
gabe schriftlicher Angaben in verschlossenem Um­
schlag ist zulässig. 

(2) Die mit der Befragung zu betrauenden Per­
sonen sind von den zu!.tändigen Landesbehörden 
auszuwählen; sie müssen Gewähr für Zuverlässig­
keit und Ver5chwiegenheit bieten. 

1 7 
Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 

des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land BerHn. Rechts­
verordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes erlas­
sen werden, gelten im Land ijerlin nach § 14 des 
Dritten Uberleitungsgesetzes. 

1 8 
Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1963 in Kraft. 

Die verfassungsmäßigen Redlte des Bundesrates 
sind gewahrt. 

Das vorstehende Gesetz wird hiennit verkündet. 

Bonn, den 21. Dezember 1962 

Der Bundespräsident 
Lilbke 

Der StelivcrtrC!ter des Bundeskanzlers 
Ludwig Erhard 

Der Bundesminister des lnnern 
Höcherl 

- 159 -



1456 Bundesgesetzblatt, Jahrgang 1968, Teil I 

Gesetz 
zur Änderung des Gesetzes 

über die Durchführung einer Repräsentativstatistik der Bevölkerung 
und des Erwerbslebens (Mikrozensus) 

Vom 28. Dezember 1968 

hat das folgende Gesetz be- I 
Artikell 

Artikel ::. 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten vom 4. Januar 
1952. (Bundesgesetzbl. I S. 1) durn im Land :'lerlin. Das Gesetz über die Durchführung einer Reprä­

sentativstatistik der Bevölkerung, und des Erwerbs­
lebens (Mikrozensus) vom 21. Dezember 1962 (Bun­
desgesetzbl. I S. 767) wird wie folgt geändert: 

Artil,el3 In § 1 werdem die Worte .in den Jahren biS ein­
schließlich 1968" durch die Worte .in den Jahren bis 
einschließlich 1974" ersetzt: 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seine. Verkün· 
dung in Kraft. 

Die verfassungsmaßigen Rechte des Bunde!'irates 
sind gewahrt. 

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet. 

Bonr., den 28. Dezember 1968 

Der Bundespräsident 
Lübke 

Der Bundeskanzler 
Kiesinger 

Der Bundesminister des Innern 
Benda 
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686 Bundesgesetzblatt, Jahl'gang 1969, Teil 1 

Dritte Verordnung 
über das Zusatzprogramm zum Mikrozensus 

Vom 24. Jun11969 

Auf Grund des § 4 Abs. 1 des Gesetzes tibet die 
Durchführung einer Reprasentativstatistik der Be­
vblkerung und des Erwerbslebens (Mikrozensus) 
vom 21. Dezember 1962 (Bundesgesetzbl. I S.767). 
geändert durch das Gesetz zur Anderung des Ge­
setzes über die Durchführung einer Reprasentativ­
statistik der Bevölkerung und des Erwerbslebens 
(Mikrozensus) vom 28. Dezember HI6S (Bundesgesetz­
blatt I S. 1456), verordnet die Bundesregierung mit 
Zustimmung des Bundesrates: 

§ 1 

Als Zusatzprogrdmm des Mikrozensus warden in 
den Jahren 1969, 1970 und 1971 folgende Tatbestände 
erfaßt: 

1. durch Befragung mit einem Auswahlsatz von l o/n 
der Bevölkerung 

a) Ausbildung und berufliche Fortbildc.ng, 
b) berufliche und soziale Umsdlichlung der Be­

völkerung, 

c) Nutzungsarten von Bodenflächen unter 0,5 ha, 

2. durch Befragung mit einem Auswahlsatz von 0,1 °/0 
der Bevölkerung 

a) benutzte Verkehrsmittel im Berufsverkehr und 
im übrigen Verkehr in die Großstädte und 
Gründe für deren Benutzung, 

b} Merkmale der von den Erwelbstätigell aus­
geübten Tatigkeiten, 

c) Betrc!uur,g der Kinder unter 15 Jahren erwerbs­
tiltiger und nichterwerbstätiger Mütter, 

d} Ziel und Dauer von UrliJ.ubs- und Erholungs­
reisen, Familienfenenreisen, hauptsddllich be­
nutzte Verkehrsmittel, Unterkunflsart, Höhe 
der aufgewendeten Mittel, 

Bonn, den 24. Juni 1969 

cl Umfang des Urlaubsanspruches, 
f) Erkrankungen und Unfälle. 

§ 2 

DIe Erhebungen wNden einmalig durchgeführt mit 
AusD.;:lhme der Erhebung nach § 1 NT.2 Buchstabe d, 
die emmal jährlich erfolgt. 

§ 3 

Die E.teilcng cer Auskunft über die Höhe der für 
Urlaubs- und Erholungsreisen aufgewendeten Mittel 
nadl § 1 Nr. 2 Budlstabe d sowie der Auskünfte über 
Erklanltungen und Unfälle nach § 1 Nr. 2 Buen­
stabe f ist freiwillig. 

§ 4 

DIe AufbereItung der Erhebungen nach § 1 Nr.2 
erfolgl durch das Statistisdle Bundesamt, soweit die 
betetligten Länder zustimmen. 

§ 5 

Diese Verordnung gilt nach § 14 d<·s Dritten Uber­
vom 4. Januar 1%2 (Bundesgesetz. 

blatt I S. I) in Verbindung mit § 7 des Gesetzes über 
die Durchführung einer Repräsentativstatistik der 
Bevölkerung und des Erwerbslebens (Mikrozensus) 
auch im Land Berlin. 

§ 6 

DIese Verordnung tritt am Tage nach der Verkün­
dung in Kraft. 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 
Brandt 

Der Bundesminister des Inoprn 
Benda 
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AUSZUGSWEISE ABSCHRIFT 

Gesetz 

über die Statistik für Bundeszwecke (Statistisches Gesetz) 

vom 3. September 1953 

Abschnitt VI: 

(Bundesgesetzbi. I S. I 314) 

Geheimholtungspfl j cht 

§ 12 

(1) EinzeJangaben über persönliche oder sochnche Verhältnisse, die für eine Bundes­

statistik gemacht werden, sind, soweit durch Rechtsvorschrift (§ 6) nichts anderes be­

stimmt ist, von den Auskunftsberechtigten geheimzuhalten •..•••••••..••••..• 

(2) ..................... . 

Abschnitt VII : Strafen und Geldbußen 

& 13 

(1) Wer ein Geschöfts- oder Betriebsgeheimnis, dos ihm bei seiner Tätigkeit auf Grund 

diese' Gesetzes anvertraut worden oder sonst bekannt geworden ist, unbefugt offenbart 

oder verwertet, oder wer eine noch den Vorschriften dieses Gesetzes geheimzuhaltende 

Tatsache unbefugt offenbart, wird mit Gefängnis bis zu sechs Nonaten und mit Geld­

strafe oder mit einer dieser Strafen bestraft. 

(2) Handelt der Täter gegen Entgelt oder in der Absicht, sich oder einem Dritten einen 

rechtswidrigen Vermögensvorteil zu verschaffen oder jemandem einen Nachteil zuzufü­

gen, so ist die Strafe Gefängnis bis zu zwei Jahren. Daneben kann auf Geldstrafe er­

kannt we rden. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nur, soweit nicht in anderen Vorschriften eine schwerere 

Strafe angedroht ist. 

(4) Die Strafverfolgung tritt auf Antrag des Verletzten ein. 

(5) Die Offenbarung van geheimzuhaltenden Tatsachen an die zuständige Verwaltungs­

behörde zum Zwecke der Verfolgung einer Ordnungswidrigkeit wegen unrichtiger oder 

unvollständiger Angaben nach § 14 ist nicht unbefugt. 

§ 14 

(1) Eine Ordnungswidrigkeit begeht, wer vorsätzlich oder fahrlässig Auskünfte, zu denen 

er nach § 10 verpflichtet ist, ganz oder teilweise verweigert oder nicht rechtzeitig er­

teilt oder unrichtige oder unvollständige Angaben macht. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu zehntausend Deutsche Mark 

geahndet werden. 

- It2 -



SCHLAGWORTVERZEICHNIS 

Abfindung 

AbQt:lnge von Haushaltsmit­
gr1edern 

Abgrenzung des Haushaltes 

Abwesenheit, Grund der 

Altenteil 

Altershilfe fUr Landwirte 

Angeste 11 ter 

Anlernling 

Anstaltspersonal , -i nsassen 

Arbeiter 

Arbeit, hauswirtschaftlich 

Arbeit, landwirtschaftlich 

Arbeitsaufnahme 

Arbeitsbeendigung 

Arbe i tshere i tsc haft 

Arbeitsloserge Id 

Arbeitslosenhilfe 

Arbeitsschutzbestimmung 

Arbeitssttltte, Anschrift der 

Arbeitsstreitigkeit 

Arbeitsstunden, in der Berichtswoche 
geleistete 

Arbeitstage, normalerweise in der 
Woche 

Arbeitsuche , Art der 

Arbeitszeit, hauswirtschaftliche 

Arbeitszeit in der Berichtswoche 

Arbeitszeitregelung, betriebliche 
bzw. tarifliche 

Ausgefallene Arbeitstage durch 
Krankheit, Urlaub 

Aushilfstätigkeit 

Auskunftspersoneri 

Baubaracken 

Baufirma 

Beamtenanwl:lrter 

Beamtenkrankenkasse 

Beamter 

Sei te 

95 

14,17 

14 

23 

65,66 

50,65 

84 

84 

7 

84 

101 

101 

92 

92 

89 

67,69 

67,69 

92 

77 

91 

89 

145 

71 

89, 101 

91 

91 

145 

59 

8, 14 

25 

77 

83 

41 

83 

Bereitschaftspolizei 

Berichtstermine 

Beruf, z. Z. ausgeUbter 

Berufsso Idat 

Betriebskrankenkasse 

Bodenfll:lche, landwirtschaft-
I ich genutzt 

Bodenfltlche, vom Haushalt 
genutzt 

Branche 

Bundesfl Ucht I i ngsauswei s 

Bundesgrenzschutz 

Bundesvertriebenenausweis 

Doppelberufe 

Ei nkommensarten 

Ei nkornrnensbezieher 

Ei nkommensgruppen 

Ei nkommenslage 

Einkommensquellen 

Einlegeblatt 

EinkUnfte aus Vermietung 

Ei nze luntermieter 

Farni lienfrernde Arbeitskrl:lfte 

Farni lienstand 

Fi nnenunterkUnfte 

Fll:Ichenmaß, ortsUbliches 

Freiberufsttftiger 

Freiwilliger Beitrag zur gesetz­
lichen Rentenversicherung 

Gastarbei ter 

Geburtsjahr 

Gehalt 

Geistlicher 

Gemeindeschwester 

GeschHftszweig 

Gratifikation 

Handelsvertreter, selbstHndiger 

Handwerker, 
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Sei te 

61 

10 

81 

61 

41 

99 

97 

79 

37 

61 

37 

81 

94 

94 

94 

93 

95 

135 

95 

14 

,85 

29 

25 

99 

83 

53 

8 

21 

95 

83 

84 

79 

95 

83 

49,83 



e i te Sei t e 

Hausangestellte 84 

Hausfrau 61 
RUckerstattung der Venicherung 51,53,55 

Hausgehilfin 84 Schlafgönger 14 

Hausgewerbetreibender 84 Schlechtwetterlage 89,91 

Houshaltsvorstand, Stellung zum 21 SchUler 61 

Hei IfUrsorge der Polizei und Schulentlassene 71,73 

Bundeswehr 41 Selbstandige 49,83,85 

Heimarbeiter 84 Staatsangehörigkeit 31 

Heiratsjahr 29 Stellung im Beruf 83 

Kost, freie 96 Stri chmark i erungsverfahren 153, 155 

Krankenkasse 41 Student 69 

Krankenversicherung, privat 41,43,44. Ttltigkeit, ehrenamtlich 59 
45 

Krankenversicherung, gesetzliche 43, 44 
Teilbeschtlftigung, aus eigenem 

Entschluß 92 

Krankenversicherungsschutz 39 Teilbeschaftigung infolge Eigenart 

Kurzarbeit 91 der Ttltigkeit 92 

Landwirtschaft 97 Umschul er 84 

Lebensunterhalt, UberNiegend 69 Unterhalt durch Eltern, Ehemann 69 

Lehrling 84 Unterhaltsquellen 65 

Lahn 95 Unterhaltsquelle, UberNiegende 69 

Mithelfender Fami!ienangehöriger 83 UnterkUnfte, behelfsmößig 25 

Nachfolgehaushalt 13 Untermi eter 14 

Name der Firma, des Arbeitgebers, Unterstutzung 65 

der Dienststelle, des Geschäftes 77 Vermietung 65 

Nansenpass 31 Verpachtung 65 

NaturalbezUge 96 Verweigerungen 10 

Nettoei nkommen 93,94 Volonttlr 84 

Neubau nach dem 6.6. 1961 8, 13 Waisenrenten 66 

Öffentliche Beihilfen 95 Weniger als 42 Arbeitsstunden 89,91 

Öffentliche Rente 95 Werkvertragsverhtlltnis, Tcnigkeit im 83 

Ordnungsangaben 13 Wiederholungsbefragungen 9, 14 

Ordnungs-(Sicherheits-) Polizei 61 Wirtschaftszweig 79 

Pension 65,69, 95 Wohnpartner 14 

Pflichtbeitrog zur Rentenversiche- Wohnraum, 25 
rung 51 

Praktikant 84 
Wohnsitz am 1. 9.1939 19 

Rente 65,69, 95 
Wohnwagen 25 

Rentenempftlnger 65 
Zugang von Haushaltsmitgliedern 14, 17 

Rentenversicherung, gesetzliche 47,49,51 Zuzug, in das 
einsehl. Berlin (West 33 

Richter 83 Zwischenmeister 83 
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